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Eine Schule für alle 

Über die Ausgrenzung 
der Kinder aus der 
A(rbeiter)-Klasse im 
Bildungswesen spra¬ 
chen wir mit Rolf Jün¬ 
germann. 
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Berliner Herbst 

Eine Lilie, und ein Sträußlein Ro¬ 
sen auf dem Grabstein in Berlin- 
Wannsee erinnern an den Tag vor 
200 Jahren, an dem Heinrich von 
Kleist erst Henriette Vogel und 
dann sich selbst erschoss. 
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Krokodilstränen literweise 

Die „Frankfurter Rundschau“ ist in¬ 
solvent. Bundesweit wird die Pleite 
als Verlust an Meinungsvielfalt be¬ 
klagt. Von der Einfalt dieser Vielfalt 
ist kaum die Rede. Von Pressefrei¬ 
heit schon gar nicht. Seite 12 
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Europa - das ist auch 
gemeinsamer Widerstand 
gegen den EU-Raubzug 


D er 14. November 2012 ist ein 
Tag, den wir nicht so schnell 
vergessen sollten. An diesem 
Tag wurde erstmalig seit Gründung 
der EU das Widerstandspotential der 
EU sichtbar. In mehreren Ländern der 
EU gab es machtvolle Aktionen, von 
Protestversammlungen und Kund¬ 
gebungen bis zu Generalstreiks, die 
das öffentliche Leben zum Stillstand 
brachten. Hunderttausende waren auf 
den Straßen, über 50 Gewerkschaften 
hatten in 28 Ländern zu den Aktionen 
aufgerufen, so die Bilanz des EGB. 
Die Sparprogramme der Regierungen, 
Banken und Konzerne der EU-Länder 
zeigen Wirkungen. Allerdings weniger 
die von „Merkozy“ herbeigeredeten 
Ergebnisse einer Konsolidierung der 
Staatshaushalte. Noch vor wenigen 
Monaten war es kaum vorstellbar, 
dass länderübergreifend gegen die un¬ 
sozialen Sparmaßnahmen Widerstand 
spürbar würde. Jetzt haben wir erlebt, 
dass in mehreren Ländern gleichzei¬ 
tig erfolgreich zu Generalstreiks ge¬ 
gen die Sparpläne aufgerufen wurde, 
dass die Gewerkschaften in mehreren 
Ländern, koordiniert durch den Euro¬ 
päischen Gewerkschaftsbund (EGB/ 
ETUC) und unterstützt vom Interna¬ 
tionalen Gewerkschaftsbund (IGB/ 
ITUC) zu machtvollen Aktionen auf¬ 
riefen. 

Die gemeinsame Losung: „Für Arbeit 
und Solidarität! Nein zu den Sparpro¬ 
grammen!“ Unter dieser Losung rie¬ 


fen die Gewerkschaften in Spanien 
und Griechenland, in Portugal und 
Italien, in Frankreich und in der Bun¬ 
desrepublik zu Aktionen auf. Nicht 
die gemeinsame Aktionsform stand 
im Vordergrund, sondern die gemein¬ 
samen Ziele, die Solidarität über Län¬ 
dergrenzen hinweg gegen die EU¬ 
weiten Spardiktate. Allen Unkenru¬ 
fen zum Trotz hat es sich als möglich 
erwiesen, dass Gewerkschaften und 
Gewerkschafter aus unterschiedlichen 
politischen Lagern zu koordinierten, 
gleichgerichteten, gemeinsamen Ak¬ 
tionen kommen. 

In der Schweiz war es eine Aktions¬ 
woche mit Höhepunkt am 14.11. In 
der Bundesrepublik gab es in über 30 
Städten Aktionen, von Flugblattver¬ 
teilung über Aktive Mittagspausen bis 
zu Kundgebungen und Demonstrati¬ 
onen, u.a. vor dem griechischen Kon¬ 
sulat in Frankfurt, in Berlin vor dem 
Brandenburger Tor, in Stuttgart. „Die 
derzeitige europäische Krisenbewälti¬ 
gungspolitik gleicht einem Raubzug“, 
sagte Uwe Meinhardt, Erster Bevoll¬ 
mächtigter der IG Metall Stuttgart, 
auf der Kundgebung, „ein sozialer 
Raubzug der Vermögenden gegen 
die Menschen, die Vermögen erarbei¬ 
ten.“ Hans-Jürgen Urban, Vorstands¬ 
mitglied der IG Metall, kritisierte auf 
der Kundgebung die Demontage des 
Sozialstaates und den Angriff auf Ar¬ 
beitnehmer und Gesellschaftsrech¬ 
te. Er forderte die Bundesregierung 


und die EU auf, mehr Demokratie zu 
wagen. Unbestreitbar ist allerdings 
auch, dass es viel zu wenig Protestak¬ 
tionen gab. Insbesondere die großen 


legte für 24 Stunden einen großen 
Teil des öffentlichen Lebens lahm. 
Die Wut der Menschen ist nicht nur 
durch das Sparprogramm und das stu¬ 
re Festhalten an der „Arbeitsmarkt¬ 
reform“ der konservativen Regierung 
Rajoy hervorgerufen. Es hat zu einer 
Arbeitslosigkeit von etwa 25 Pro¬ 
zent geführt, bei Jugendlichen sind 
es über 50 Prozent. Dabei vergessen 
viele Gewerkschafter auch nicht, dass 
die sozialistische PSOE in sieben Re¬ 
gierungsjahren nichts gegen die dro¬ 
hende Verarmung unternommen hat. 
Insbesondere empören die Menschen 



Gewerkschaften hätten zu wesentlich 
mehr Mobilisierung beitragen kön¬ 
nen. „Solidarität darf nicht auf Soli¬ 
daritätserklärungen begrenzt bleiben“, 
war auf mehreren Vertrauensleutever¬ 
sammlungen bei der IG Metall zu hö¬ 
ren. 

In Belgien gab es symbolische Aktio¬ 
nen der Gewerkschaften vor den Bot¬ 
schaften und dem Sitz der EU-Kom- 
mission in Brüssel. 

Der Generalstreik in Spanien, der 
zweite landesweite in diesem Jahr, 


die schon erfolgten Zwangsräumun¬ 
gen von bisher 400 000 Familien und 
die angekündigten weiteren 400 000 
Zwangsräumungen. Selbst Richter 
protestieren, weil sie sich durch die 
Räumungsklagen für die Banken miss¬ 
braucht sehen. Gegen die Demonst¬ 
ranten vor den Banken als Schuldige 
und Profiteure der Krise ging die Po¬ 
lizei mit äußerster Brutalität vor, sie 
ließ keinen Zweifel aufkommen, wen 
die Staatsgewalt in diesem Raubzug 
schützt. Reinhard Mayer 


Thema der Woche 


Gegen den Wind 

Tiefschürfende Analyse und enga¬ 
gierte Debatte, Beispiele parteilichen 
Kunstschaffens, solidarischer Um¬ 
gang und produktiver Austausch von 
Kenntnissen und Meinungen - das 



gab es beim Kulturpolitischen Forum 
der DKP, das am 16. und 17. November 
unter dem trotzigen Motto „Immer 
noch gegen den Wind“ in Hannover 
stattfand. Ein produktiver Austausch, 
der Antworten auf die - auch - kul¬ 
turelle Krise des Kapitalismus gab - 
ganz andere Antworten als die der 
Herrschenden, die „nicht nur Opel, 
sondern auch die Oper abräumen wer¬ 
den, wenn wir sie nicht hindern“. 
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Solidarität mit dem 
sozialistischen Kuba! 

Die durch den Hurrikan „Sandy“ 
verursachten Schäden in Kuba ha¬ 
ben sich als erheblich größer er¬ 
wiesen, als zuerst abgeschätzt. Es 
wurden über 200 000 Gebäude 
beschädigt oder zerstört. Der Scha¬ 
den an den elektrischen Leitungen 
und Elektrizitätswerken ist enorm. 
Große landwirtschaftliche Anbau¬ 
flächen der Region sind verwüstet. 
Mindestens 100 000 Hektar land¬ 
wirtschaftliche Fläche wurden laut 
UN-Angaben beschädigt. Die Schä¬ 
den belaufen sich in den betroffe¬ 
nen Gebieten auf etwa zwei Mrd. 
US-Dollar. 

Auf dem Solidaritätskonto der DKP 
sind inzwischen ca. 7 000 Euro 
Spenden mit dem Stichwort „Hur- 
rican-Hilfe“ eingegangen. Diese 
Spenden werden umgehend an 
die zuständigen kubanischen Stel¬ 
len weitergeleitet. 

Das Kuba-Solidaritätskonto der 
DKP: 

DKP Parteivorstand 
Konto Nr.: 253 525 502 
Postbank Köln 
BLZ 370100 50 
Stichwort: Hurrican-Hilfe 


„Auch wir haben ein Recht uns zu verteidigen“ 

Fragen an George Rashmawi, Vorstandsmitglied der Palästinensischen Gemeinde Deutschland 


UZ: Droht um den Gazastreifen ein 
neues Gemetzel, ein offener Krieg? 

George Rashmawi: Diese Auseinan¬ 
dersetzung hat ja eine Vorgeschichte. 
Palästina ist besetzt, der Gazastreifen 
ist seit 2007 abgeriegelt. Die Men¬ 
schen in Gaza leiden in diesem gro¬ 
ßen Freiluftgefängnis, es mangelt an 
Wasser, an Strom, an Lebensmitteln 
usw. Die Lebensumstände sind kata¬ 
strophal. 

Seit dem Nachmittag des 14. Novem¬ 
ber werfen die israelischen Flugzeu¬ 
ge Bomben, und wenn man sich die 
Ziele anschaut, sieht man, es geht 
um die Infrastruktur. Sie bombardie¬ 
ren zum Beispiel den Regierungssitz, 
die Polizeistationen, sogar Pressebü¬ 
ros, sie bombardieren auch Gebäude, 
die mit dem Krieg wenig zu tun ha¬ 
ben und auch Schulen und Mosche¬ 
en. Das heißt, es geht darum, in der 
Bevölkerung Angst zu schüren, damit 
die Menschen sich gegen Hamas und 
die anderen Widerstandsgruppen er¬ 
heben. Die Bilder des Grauens äh¬ 
neln denen des Krieges vom Dezem¬ 
ber 2008 bis Anfang 2009. Sie haben 
bis jetzt 107 Palästinenserinnen getö¬ 
tet und 890 verletzt, überwiegend Zi¬ 
vilisten, vor allem Kinder und Frauen. 

UZ: Wer hat ein Interesse an dieser 
plötzlichen Zuspitzung der Situation? 

George Rashmawi: Israel hat den mi¬ 
litärischen Sicherheitsberater von Ha¬ 


mas, Ahmad Dschabari, getötet. Als 
Antwort schossen verschiedene Wi¬ 
derstandsgruppen Raketen auf Sü¬ 
disrael, womit die Eskalation seitens 
Israel begann. Die politische Analy¬ 
se sagt mehr aus: Die wirtschaftliche 
und soziale Lage Israels ist misera¬ 
bel. Der Angriff soll von der inneren 
Entwicklung ablenken. Man hat an 
Demonstrationen in Tel Aviv gese¬ 
hen, wie die soziale und wirtschaftli¬ 
che Situation in Israel ist und wie die 
Menschen rufen: „Wir brauchen keine 
Siedlungen, wir brauchen Sozialwoh¬ 
nungen!“ Das ist der erste Punkt. Der 
zweite Punkt: Anfang Januar sollen in 
Israel Wahlen stattfinden. Auch Mitte 
2009 sollten Wahlen stattfinden, Ol- 
mert begann Ende 2008 seinen Krieg 
gegen den Gazastreifen, sie denken, 
wer Härte gegenüber den Palästinen¬ 
sern zeigt, bekommt mehr Stimmen. 
Der dritte Punkt: Die Führung der 
PLO beabsichtigt, am 29. November, 
dem Jahrestag des UN-Teilungsplans 
für Palästina von 1947 und Internati¬ 
onale Solidaritätstag mit dem palästi¬ 
nensischen Volk, einen Antrag an die 
UNO zu stellen, den Staat Palästina 
mit Ostjerusalem als Hauptstadt an¬ 
zuerkennen und Palästina einen Be¬ 
obachterstatus für die UN zuzuer¬ 
kennen. Danach könnte Israel für sei¬ 
ne Besatzungs- und Siedlungspolitik 
vor internationale Gremien gebracht 
werden. Der vierte Punkt: Der Wider¬ 
stand der palästinensischen militäri¬ 
schen Kräfte soll gebrochen werden. 


Das sind die Hauptziele und klar ist, 
das hat mit der Sicherheit Israels we¬ 
nig, sondern mit einer durchdachten 
Politik zu tun. Netanjahu hat gemerkt, 
es gibt Widerstand sogar innerhalb 
seines Militärs und der Sicherheits¬ 
kräfte gegen einen Angriff auf den 
Iran, und auch die USA waren nicht 
dafür. Da wollte er ein anderes Spiel¬ 
feld für seine Ziele haben und das sah 
er in Gaza. Deshalb hat er diese Ag¬ 
gression begonnen. 

UZ: Die USA, Vertreter der EU und 
Bundeskanzlerin Merkel haben der 
israelischen Regierung sofort ihre So¬ 
lidarität bekundet. Alle Militär schlage 
der israelischen Streitkräfte seien Reak¬ 
tionen auf „terroristische GewaltWas 
ist die Wahrheit? 

George Rashmawi: Die Haltung der 
EU-Staaten und der USA ist unver¬ 
ständlich. Sie ignorieren die Geschich¬ 
te des Konflikts, sie verteidigen die 
aggressive Politik Netanjahus. Statt 
zu sagen, setzt euch an einen Tisch 
und verhandelt, sagen sie, Israel hat 
das Recht sich zu verteidigen. Warum 
haben wir nicht dieses Recht? Die¬ 
ses Problem kann man durch Kriege 
niemals lösen. Das ist 2008 und 2009 
schon 1982 im Libanon nicht gelun¬ 
gen. 

UZ: Ist eine Bodenoffensive oder eine 
Ausweitung des Krieges zu befürch¬ 
ten? 


George Rashmawi: Dagegen spricht 
vieles. Es gibt Druck von Ägypten, der 
Türkei, da ist der palästinensische Wi¬ 
derstand und die Entwicklung in Is¬ 
rael selbst. Andererseits stehen große 
Militäreinheiten an der Grenze von 
Gaza. 

Ob das nur eine Drohung ist oder ob 
die israelische Armee wirklich eine 
solche Bodenoffensive durchführen 
wird, ist offen. Ich denke, das würde 
Israel sehr viel kosten. Es würde zum 
Häuserkampf kommen und ich glau¬ 
be, das befürwortet die israelische Ar¬ 
meeführung nicht. Daher greifen sie 
bisher nur aus der Luft an. 

UZ: Was sind die Voraussetzungen für 
einen Waffenstillstand? 

George Rashmawi: Es gibt Auseinan¬ 
dersetzungen innerhalb Hamas, aber 
nicht in dieser Frage. Da sind sie ei¬ 
nig, sie leisten Widerstand mit allen 
anderen politischen und militärischen 
Kräften. Neu ist, dass es jetzt eine ge¬ 
meinsame militärische und politische 
Führung aus allen politischen Parteien 
gibt, das war 2008/2009 nicht der Fall. 
Dass alle Gruppen mit einer Zunge 
sprechen, die in Gaza politisch und 
militärisch agieren, ist wichtig. Hamas 
kann jetzt alleine keinen Waffenstill¬ 
stand abschließen. In der deutschen 
Presse wird nur über Hamas geredet, 
es ist auch klar, warum. 

Ich denke, der Antrag in der UNO 
bringt uns auf gleiche Augenhöhe mit 


Israel. Wir haben die UNO-Resoluti- 
onen als Grundlage der Verhandlun¬ 
gen. 20 Jahre ergebnislose Verhand¬ 
lungen, in denen Israel die Zeit nutzte, 
um Land zu enteignen und Siedlungen 
aufzubauen und die Lebensumstände 
der Palästinenser immer weiter zu ver¬ 
schlechtern. 

Es ist für uns politisch sehr wichtig, 
dass wir den Beobachterstatus für 
Palästina bekommen. Dann steht die 
Frage, der Staat Palästina ist besetzt 
und die Welt muss helfen die Besat¬ 
zung abzuschütteln. Die Verhandlun¬ 
gen befinden sich dann auf ganz an¬ 
derer Ebene. Und wir hoffen, dass wir 
durch Unterstützung der arabischen 
Welt und aller Friedenskräfte auf der 
Erde doch noch zu unserem Staat 
kommen werden. 

Der Wind weht heute anders als frü¬ 
her. Es gab den „Arabischen Früh¬ 
ling“, da gibt es viele Kräfte, die ihre 
Stimme laut erheben. Die geopoliti- 
sche Lage in dieser Region hat sich ge¬ 
ändert, aber noch nicht so weit, dass 
man sagen kann, die Kräfteverhältnis¬ 
se verschieben sich zu Gunsten einer 
politischen Lösung in Palästina. Fakt 
ist, dass eine positive Entwicklung im 
Gange ist zugunsten der Palästinen¬ 
ser und zugunsten einer politischen 
Lösung. 

Fragen: UZ-Redaktion. 

Weitere Beiträge zum Thema auf den 
Seiten 6 und 8 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Gebhard Hofner 

Solidarisch geht anders! 


Mitglieder der IG Metall haben sich 
im Vorfeld der EU-weiten Protestak¬ 
tionen und am 14. November solida¬ 
risch gezeigt mit den Demonstranten 
vor allem in den Ländern Südeuro¬ 
pas. Sie taten das mit phantasievol¬ 
len Aktionen und Kundgebungen, 
in Stuttgart, Frankfurt, Berlin und 
anderen Städten, oder mit Solida¬ 
ritätserklärungen auf der Vertrau¬ 
ensleutekonferenz der IG Metall 
in Offenbach, an der ich teilnahm. 
Umso empörender sind dann Äuße¬ 
rungen des Vorsitzenden der IG Me¬ 
tall, Berthold Huber. In der Sendung 
„Forum Manager“, die am 14. Okto¬ 
ber zu später Stunde auf Phoenix 
ausgestrahlt wurde, äußert er sich zu 
„Fehlentwicklungen“ in Europa. Da 
gäbe es sicher die eine oder andere 
Entwicklung zu nennen, die zu ei¬ 
nem enormen Sozialabbau, Militari¬ 
sierung, dem Abbau demokratischer 
Rechte, zu Armut und gleichzeitig 
enormem Reichtum in den Händen 
weniger geführt hat. 

Berthold Huber macht sich Sorgen 
um eine andere Fehlentwicklung: 
„Einigermaßen logisch oder sys¬ 
temkonform haben die deutschen 
Gewerkschaften immer abgeschlos¬ 
sen. ... Produktivität und Inflation, 
das sind die beiden Grundparame¬ 
ter, an denen wir uns immer orien¬ 
tiert haben und damit sind wir gut 
gefahren. ... Wir haben in Europa 
Fehlentwicklungen, die da heißen, 
nehmen Sie bitte Spanien ... Die 
Metallgewerkschaften dort haben in 
erster Linie den Reallohnausgleich 
als Sinn und Zweck ihrer Tarifpolitik 
gesehen. Weil wir hatten ja da zwi¬ 
schen vier und sieben Prozent Inflati¬ 
onsrate. Und damit haben die spani¬ 
schen Gewerkschaften ihren Vorteil 
verspielt, dass sie nämlich billiger wie 
die deutsche Industrie sind, haben sie 
verspielt, Punkt!“ 

Es wäre noch erträglich, dass damit 
die Tarifpolitik der IG Metall falsch 



dargestellt wird. Ich kann mich noch 
gut erinnern, dass in einer Absprache 
mit anderen westeuropäischen Ge¬ 
werkschaften zur Tarifpolitik außer 
Produktivität und Inflation auch eine 
Umverteilungskomponente gehörte, 
die Huber zu erwähnen vergaß. Sie 
spielte ja auch leider keine besonde¬ 
re Rolle in den letzten Tarifabschlüs- 
sen. Völlig unsolidarisch wird es für 
mich, wenn Huber als deutscher 
Oberlehrer den spanischen Gewerk¬ 
schaften kapitalistische Ökonomie 
und gewerkschaftliche Verantwor¬ 
tung erklärt. Wann war es je ein Vor¬ 
teil einer nationalen Gewerkschaft, 
in einem Billiglohnland zu leben 
und zu kämpfen? Der Internationa¬ 
le Gewerkschaftsbund (IGB/ITUC) 
wandte sich kürzlich gegen solche 
neoliberalen Phrasen, dass niedrige 
Löhne Arbeitsplätze sicherten. Lei¬ 
der hindert das den Vorsitzenden der 
größten Gewerkschaft nicht daran, 
solche Sätze zu wiederholen. 

Es ist gut, dass die spanischen Ge¬ 
werkschaften wissen, was ihre wahre 
Stärke ist: die Kampfkraft und Ent¬ 
schlossenheit ihrer Mitglieder. Das 
haben sie uns und Kollegen Huber 
am 14. November eindrucksvoll be¬ 
wiesen. 

Unser Autor ist Gesamtbetriebsratsvorsit¬ 
zender bei Dematic 


Hunger- Ulla 

Glosse von Guntram Hasselkamp 


Neues von der Zwangsarbeit. Da 
sage noch einer, die Schwarz-Gelben 
bekämen nichts zustande. Einen ein¬ 
samen Rekord kann die für Zwangs¬ 
arbeit zuständige Ministerin, Frau 
von der Leyen, vorweisen: Mehr als 
eine Million Hartz-Kürzungen in 
den letzten 12 Monaten. Ein Plus 
von 38,4 Prozent seit 2009 . Mehr als 
10 000 Komplettstreichungen. 

Mai 2009 gab Thilo Sarrazin im 
Boulevard zum Besten: „Hartz-IV- 
Empfänger sind erstens mehr zu 
Hause; zweitens haben sie es gerne 
warm, und drittens regulieren vie¬ 
le die Temperatur mit dem Fens¬ 
ter“. Frau von der Leyen damals im 
halbamtlichen Verlautbarungsorgan 
Bild: „ Es gibt schon genügend Sank¬ 
tionsmöglichkeiten. Das Problem 
ist eher, dass diese unterschiedlich 
konsequent angewendet werden. 

(... Hier werden wir bei der Reform 
der Jobcenter darauf hinweisen, 
dass die Sanktionen, die wir haben, 
auch überall genutzt werden.“ Bild- 
Schlagzeile dazu: „Faule Arbeitslose 
härter anpacken!“ Nun, man kann 


nicht behaupten, die Zwangsarbeits- 
ministerin sei erfolglos geblieben. 
„Ich möchte Kanzler Schröder ganz 
persönlich danken, dass er mit der 
Agenda 2010 mutig und entschlos¬ 
sen eine Tür aufgestoßen hat, unsere 
Sozialsysteme an die neue Zeit an¬ 
zupassen,“ lobte Angela Merkel den 
Erdgas-Gerd schon 2005 über den 
grünen Klee. Um dann mutig und 
entschlossen, erst mit dem heiligen 
Franz aus Sündern und dann mit 
der stählernen Ulla aus Hannover 
durch die aufgestoßene Tür so un¬ 
gefähr alles auszuräumen, was die 
(west-)deutschen Proleten seit dem 
II. Weltkrieg glaubten zusammen¬ 
getragen zu haben. Erst wer nichts 
mehr hat, entwickelt die notwendig¬ 
devote Haltung zu den gewährten, 
oder eben nicht gewährten Almosen. 
Hunger ist effektiv. Millionen ließ 
man im Herrschaftskalkül verhun¬ 
gern. Von der Antike bis heute. Le¬ 
ningrad ist nur eine von ungezählten 
Städten. Jetzt ist der Hunger auch 
wieder in der deutschen „ Arbeits¬ 
und Sozialpolitik“ angekommen. 



Verlogene Renten-“Erhöhung“ 

Ruheständler werden von Einkommensentwicklung abgekoppelt 



K lingt doch eigentlich gut: 

Die Rente steigt 2013 im 
Westen um ein Prozent. 

Und fast unglaublich: In Ost¬ 
deutschland sollen die Renten 
sogar um drei Prozent steigen, 
wird uns verheißen. Allerdings - 
eine einheitliche Rente in West 
und Ost wird damit immer noch 
nicht Wirklichkeit, und gemes¬ 
sen an den ständig steigenden 
Miet-, Heizungs- und Energie¬ 
kosten usw. wird bei genauer 
Betrachtung eher ein Renten¬ 
raub daraus. Und spätestens seit 
ein paar Wochen ist es regie¬ 
rungsamtlich, dass die Mehrheit 
der heute unter 40-Jährigen die 
„Rente mit 67“ nicht in unun¬ 
terbrochener Vollzeitarbeit er¬ 
reichen wird. 

Schon heute erreichen nur zehn 
Prozent die Altersrente mit 65 
in Vollzeitarbeit. Selbst nach 
35 Arbeitsjahren, bei einem monatli¬ 
chen Durchschnittslohn von brutto 2 
500 Euro (15 Euro Stundenlohn) liegt 
die zu erwartende Armutsrente bei 
netto rund 700 Euro. 

Die genaue Anpassung zur Jahres¬ 
mitte 2013 wird erst im kommenden 
Frühjahr festgelegt. Aber so viel ist 
jetzt schon bekannt: Die ostdeutschen 
Rentner können im kommenden Jahr 
mit einem dreimal höheren Renten- 
“plus“ als im Westen rechnen. Dort 
wird die Renten-„Erhöhung“ in einer 
„Größenordnung von etwa einem Pro¬ 
zent“ liegen, im Osten könnte es „mit 
allen Vorbehalten“ auf eine Anhebung 
von drei Prozent hinauslaufen. Das 
sagte die Vorstandsvorsitzende der 
Deutschen Rentenversicherung Bund, 
Annelie Buntenbach. 

Im vergangenen Jahr waren die Renten 
für rund 20 Millionen ältere Menschen 
im Osten um 2,26 Prozent, im Westen 
um 2,18 Prozent „angehoben“ worden. 
Derzeit liegt das Rentenniveau der 
Ostdeutschen bei 88,8 Prozent, nach 
der „Erhöhung“ bei 91 Prozent des 
Westwertes. „Beide Rentenwerte nä¬ 


hern sich damit weiter an“, so DGB- 
Vorstandsmitglied Buntenbach. Aber 
Buntenbach legte Wert auf die Feststel¬ 
lung, dass ein Automatismus zur völli¬ 
gen Angleichung sich daraus allerdings 
nicht ableiten lasse. Dies sei Aufgabe 
der nächsten Bundesregierung. 

Der Rentenbeitragssatz wird unter den 
aktuellen Rahmenbedingungen nach 
Buntenbachs Worten voraussichtlich 
bis zum bevorstehenden Jahreswechsel 
von 19,6 auf 18,9 Prozent sinken, sofern 
das Vorhaben im Bundesrat nicht doch 
noch gekippt wird. Bis 2017 soll er sta¬ 
bil bei 18,9 Prozent gehalten werden. 
Den Beschäftigten wird dies als Ent¬ 
lastung verkauft. In Wirklichkeit aber 
führt das zur weiteren Privatisierung 
der Altersvorsorge und treibt damit 
noch mehr Beschäftigte in die Fänge 
der Versicherungsindustrie. Das Kapi¬ 
tal kann damit jährlich 3,1 Milliarden 
Euro mehr Profit scheffeln. 

Das zu erwartende Netto-Rentenni- 
veau für 2013 (nach Abzug von Sozi¬ 
alabgaben, aber vor Steuern) beziffer¬ 
te Buntenbach mit 49,6 Prozent. Bis 
2030 wird es politisch gewollt auf 44,8 


des Durchschnittseinkommens sinken, 
falls die Regierenden nicht endlich zu 
einer am Menschen orientierten Poli¬ 
tik gezwungen werden. Es gilt, in den 
Gewerkschaften, Sozialverbänden und 
sozialen Bewegungen dafür zu werben, 
endlich den Kampf um die ersatzlose 
Streichung der „Dämpfungsfakto¬ 
ren“ bei der Rentenanpassung und 
die Rückkehr zur dynamischen Ren¬ 
te, wonach die Rentenerhöhung un¬ 
eingeschränkt der Lohn- und Gehalts¬ 
entwicklung folgt, aufzunehmen. Stei¬ 
gen die Löhne zum Beispiel über drei 
Prozent, dann müssen auch die Ren¬ 
ten in ganz Deutschland um über drei 
Prozent steigen. Das fordert auch die 
V dK-Präsidentin. 

Angesichts der steigenden Preise wer¬ 
den die Rentnerinnen und Rentner 
einen weiteren Kaufkraftverlust ih¬ 
rer Altersbezüge hinnehmen müssen. 
Das aber ist für die Betroffenen unzu¬ 
mutbar. Die Rentnerinnen und Rent¬ 
ner dürfen nicht mehr länger von der 
allgemeinen Einkommensentwicklung 
abgekoppelt werden. 

Wilhelm Dörner 


Die Eurozone offiziell in der Rezession 

Vor allem in Südeuropa geht die Wirtschaft zurück 


Nach der jüngsten „Schnellschätzung“ 
des EU-Statistikamtes Eurostat vom 
15. November ist es offiziell: Die Kri¬ 
se in der Euro-Zone hat sich wieder 
verstärkt. Die Wirtschaft der 17 Euro- 
Staaten rutsche im 3. Quartal 2012 er¬ 
neut in eine Rezession. Ihr Bruttoin¬ 
landsprodukt (BIP) zusammengenom¬ 
men lag im 3. Quartal um 0,1 Prozent 
im Minus gegenüber dem Vorquartal, 
in dem es ebenfalls bereits um 0,2 Pro¬ 
zent zurückgegangen war. Wenn das 
BIP in zwei aufeinander folgenden 
Quartalen schrumpft, wird offiziell von 
einer Rezession gesprochen. 
Gegenüber dem 3. Quartal 2011 lag das 
Gesamtprodukt der Wirtschaft der 17 
Euro-Staaten um 0,6 Prozent niedriger. 


Und die Aussichten für das 4. Quartal 
2012 sind laut Expertenmeinung „eher 
düster“. Es werde im vierten Quartal 
„wohl ein noch stärkeres Schrumpfen 
der Wirtschaftskraft geben“, sagte laut 
dem EU-Onlinedienst „Euractiv“ der 
Chefvolkswirt der Citigroup, Jürgen 
Michels, der auch für 2013 „von einer 
anhaltenden Rezession“ ausgeht. 

Der Ökonom Paul de Grauwe von 
der London School of Economics hat 
laut der gleichen Quelle dafür folgen¬ 
de Erklärung: „Dieser Rückfall in die 
Rezession ist hausgemacht. ... Das ist 
das Ergebnis übertriebener Sparmaß¬ 
nahmen in den südlichen Ländern und 
des Unwillens der nördlichen Länder, 
etwas anderes zu tun.“ 


Zu den vom Wirtschaftsrückgang be¬ 
troffenen Staaten gehören laut den 
Zahlen der EU-Statistik vor allem 
Griechenland (-7,2 Prozent), Portugal 
(-3,4 Prozent), Italien (-2,4 Prozent), 
Zypern (-2,3 Prozent) und Spanien 
(-1,6 Prozent). Aber auch die Nieder¬ 
lande (-1,4 Prozent), Finnland (-0,8 
Prozent) und Belgien (0,3 Prozent) 
haben einen Rückgang zu verzeichnen 
(jeweils im Vergleich zum 3. Quartal 
2011). In Griechenland, Zypern, Por¬ 
tugal, Spanien und Italien gab es sogar 
seit mindestens vier Quartalen jeweils 
wieder einen Rückgang im Vergleich 
zum vorhergehenden Quartal. 

Georg Polikeit 


Wo die Armut wohnt 

Die deutsche Armutshauptstadt ist Leipzig 


Trotz weniger Arbeitsloser nimmt die 
Armut in ganz Deutschland zu. Das 
ist eine der erschreckenden Erkennt¬ 
nisse der neuesten Studie des Wirt¬ 
schafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stif- 
tung (DGB). 

Eric Seils, Sozialexperte im WSI, und 
Daniel Meyer haben dafür die Daten 
der 15 größten deutschen Städte, in 
denen knapp 14 Millionen Menschen 
leben, ausgewertet und festgestellt: 
Die Armut wohnt schwerpunktmäßig 
in den Städten und Leipzig ist die Ar¬ 
mutshauptstadt Deutschlands. 

Die „Sachsenmetropole“ hält den trau¬ 
rigen Spitzenplatz. Zum Ergebnis der 
Untersuchung gehört auch die Fest¬ 
stellung, dass jeder vierte Einwohner 
der sächsischen Stadt mit weniger als 
848 Euro monatlich über die Runden 
kommen muss. Nach Leipzig rangie¬ 


ren auf der Negativliste dichtauf Dort¬ 
mund und Duisburg, mit einer Armuts¬ 
quote von 24 bzw. 23,5 Prozent. 

Im bundesdeutschen Durchschnitt 
liegt die Armutsquote knapp über 15 
Prozent. Während auf Druck der Ar¬ 
beitsagenturen und der damit verbun¬ 
denen Ausweitung des Billigstlohnsek- 
tors der Anteil der Menschen sinkt, die 
wegen Langzeitarbeitslosigkeit, als 
Aufstocker oder aus anderen Grün¬ 
den Hartz IV erhalten, nimmt parallel 
die Armutsquote in den Metropolen 
spürbar zu: Allein von 2005 bis 2011 im 
Durchschnitt von 17,5 auf 19,6 Prozent. 
In sechs Städten müssen zwischen ei¬ 
nem Fünftel und einem Viertel der Be¬ 
völkerung unter der Armutsgrenze le¬ 
ben. Die Zahl der Beschäftigten, deren 
Einkommen gerade über der Hartz- 
IV-Grenze liegt, wächst permanent. 
Die meisten armutsbetroffenen woh¬ 


nen in Orten mit einer hohen Arbeits¬ 
losigkeit. Besonders skandalös ist der 
hohe Anteil von Betroffenen in den 
ostdeutschen Metropolen, im Ruhrge¬ 
biet sowie in Bremen und Hannover. 
In Berlin ist der Anteil der armen Be¬ 
völkerung seit 2006 auf 21 Prozent 
gestiegen. Fast jedes dritte Kind ist 
auf den Sozialtransfer angewiesen. In 
Dortmund und Duisburg ist die Armut 
geradezu dramatisch angewachsen, 
von 2005 bis 2011 um etwa ein Drit¬ 
tel. Leicht besser sieht es laut Studie in 
den Städten Süddeutschlands aus. Dort 
liegt die Armutsquote in München bei 
zwölf Prozent, in Stuttgart bei 15 und 
in der Bankenmetropole Frankfurt am 
Main bei knapp 16 Prozent. Aber auch 
in diesen Städten stieg in den letzten 
Jahren die Zahl der von Armut Betrof¬ 
fenen. 

Manfred Dietenberger 
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Der europäische Aktionstag fand auch bei uns statt 

In zahlreichen Städten der Bundesrepublik gingen am 14. November Menschen auf die Straße. 

Im folgenden Aktionsberichte aus einigen Städten. 

Berlin: „Die Kapitalisten sollen ihre Krise selbst bezahlen!“ Aachen: „Geld ist genug da“ 



„Arbeit und Solidarität - Nein 
zur sozialen Spaltung Euro¬ 
pas!“ Unter diesem Motto, auf 
einem überdimensionalen Ban¬ 
ner entfaltet, beteiligten sich am 
Europäischen Aktionstag eini¬ 
ge Hundert Gewerkschafter 
und Aktivisten aus dem linken 
Spektrum an einer Kundgebung 
vor dem Brandenburger Tor, 
veranstaltet vom DGB Berlin- 
Brandenburg. Ein sehr großer 
Teil war auch dem Aufruf des 
mitveranstaltenden Griechen¬ 
land-Solidaritätskomitees zur 
anschließenden Demonstration 
durch die Berliner Innenstadt 
gefolgt: „Gemeinsam gegen die 
Krise kämpfen!“ Es sei längst über¬ 
fällig, auch in Deutschland gegen die 
Krise auf die Straße zu gehen. „Grie¬ 
chenland und Spanien sind die Expe¬ 
rimentierfelder für neoliberale Krisen¬ 
lösungen, die auch hier in Deutschland 
geplant sind. Höchste Zeit, dass wir uns 
international zur Wehr setzen. Solida¬ 
rität mit den Generalstreiks in Süd¬ 
europa! Rücknahme und Stopp aller 
Spardiktate! Die Kapitalisten sollen 
ihre Krise selbst bezahlen! Für einen 
europaweiten Generalstreik!“ 

Die DGB-Vorsitzende Berlin-Bran¬ 
denburg, Doro Zinke, hatte vorab in 


einem Zeitungsinterview betont, die 
Europäische Union brauche auch ein 
soziales Gesicht. „Dazu gehören Be¬ 
schäftigungsprogramme für Jugend¬ 
liche genauso wie eine intensive Be¬ 
kämpfung des Lohndumpings eu¬ 
ropaweit und die Einführung einer 
Finanztransaktionssteuer. Damit kön¬ 
nen auch öffentliche Dienstleistungen 
bezahlt werden.“ Rolf Wiegand vom 
ver.di-Bezirksvorstand Berlin-Bran¬ 
denburg setzte sich vor den Kund¬ 
gebungsteilnehmern insbesondere 
mit dem Spardiktat gegen die Völker 
Europas auseinander, geradezu per¬ 


sönlich verkörpert durch 
Bundeskanzlerin Merkel: 
„Angeblich hat das grie¬ 
chische Volk über seine 
Verhältnisse gelebt. Die¬ 
jenigen, die fremdes Geld 
eingesammelt und damit 
spekuliert haben, werden 
nicht genannt - und auch 
nicht zur Kasse gebeten. 
Die hierzulande durchge¬ 
setzte Politik , Sparen bis 
auf den letzten Groschen 4 
darf nicht auch noch auf 
ganz Europa übertragen 
werden. Wir müssen schon 
hier im Land gemeinsam 
einen Schlußpunkt setzen. 
Wir dürfen uns nicht auseinander di¬ 
vidieren lassen, sondern das Arbeits¬ 
recht, das Tarifrecht kollektiv vertei¬ 
digen!“ 

Weitere Redebeiträge aus dem Bünd¬ 
nis „Griechenlandsolidarität“ pranger¬ 
ten die massive Sparpolitik der Troika 
aus EU, EZB und IWF an. Gleichzei¬ 
tig solidarisierten sie sich mit den Hun¬ 
derttausenden, die am 14. November 
in Athen, Madrid, Lissabon und Rom 
ihren massiven Protest auf die Straße 
trugen. 

Hilmar Franz 


München: „Wir sind das solidarische Europa“ 


Mehrere hundert Menschen kamen am 
14. November auf den Münchner Wit¬ 
telsbacher Platz, um ihre Solidarität 
mit den Generalstreiks in vielen euro¬ 
päischen Ländern zu bekunden, die an 
diesem Tag stattfanden. 

Aufgerufen hatten „Echte Demokra¬ 
tie jetzt“, die Gewerkschaft ver.di, attac 
sowie zahlreiche Münchner Organisa¬ 
tionen und Netzwerke, darunter das 
Münchner Sozialforum, die Partei „Die 
Linke“, die DKP, die SDAJ, die antika¬ 
pitalistische Linke München und viele 
andere. 

Pascal Ghiribelli von „Echte Demokra¬ 
tie jetzt“ eröffnete die lange Reihe der 
Rednerlnnen mit dem Hinweis, dass 
heute in mehreren Ländern Europas 
Generalstreiks stattfinden, mit denen 
wir uns solidarisch erklären und in mehr 
als 30 Städten dieses Landes Soliaktio¬ 
nen zum Widerstand gegen Spardiktate 
auch hierzulande notwendig sind und 
weiter: 

„Wir sind das solidarische Europa, ein 
Europa, das von einer Bande von Räu¬ 
bern durch einen zügellosen Kapitalis¬ 
mus an den Abgrund geführt wurde. 
Sie, diese Eliten bringen keine Lösun¬ 
gen mehr, sondern sie sind das Problem. 
Gäste aus Spanien berichteten von den 
dortigen Kämpfen und sagten „Wir sind 
ermutigt von den ersten europaweiten 
Streikaktionen die heute stattfinden. 
Wir wollen nicht mehr nach den ,Trom¬ 
melschlägen des Kapitals 4 leben und 
reichen unsere Hände über das Mittel¬ 


meer zu den Streikenden in den ande¬ 
ren Ländern.“ 

Harald Pürzel von ver.di München er¬ 
innerte daran, dass eine wesentliche 
Ursache der Krise die sogenannte Ban¬ 
kenrettung war, mit der die Spekulati¬ 
onsverluste in die öffentlichen Haushal¬ 
te ausgelagert wurden. Ergebnisse der 
Sparpolitik seien derzeit vor allem in 
Griechenland zu sehen, wo auf Grund 
dieser Politik die Wirtschaftsleistung in 
den vergangenen fünf Jahren um 25 Pro¬ 
zent zurückgegangen sei. „Wir müssen 
uns europaweit wehren und fordern die 
Besteuerung der Spekulationsgewinne 
und eine Vermögensabgabe als ersten 
Schritt.“ 

Sonja Schmid vom Münchner Sozialfo¬ 
rum berichtete von einer Konferenz in 
Florenz bei der eine engere europawei¬ 
te Zusammenarbeit aller von der Krise 
Betroffenen verabredet wurde und erste 
Termine im Jahr 2013 bereits als Wider¬ 
standstage europaweit geplant würden. 
Der palästinensische Friedensaktivist 
Saeed Amireh, z.Zt. auf Europareise, 
berichtete vom gewaltlosen Widerstand 
in Palästina, der sich ebenfalls als Teil 
der weltweiten Widerstandsbewegung 
gegen Unterdrückung und Ausbeutung 
versteht. 

Conrad Schuhler vom ISW (Institut 
für sozialökologische Wirtschaftsfor¬ 
schung) schlug in seiner Rede grund¬ 
sätzliche Töne an: „Die Schulden- und 
Wirtschaftskrise, die uns derzeit heim¬ 
sucht, ist nicht etwa ein Betriebsunfall 


des aktuellen Wirtschaftssystems, sie 
ist vielmehr die logische Folge der Ge¬ 
setze dieses Systems. Wenn wir solche 
Krisen überwinden wollen, müssen wir 
die Strukturen unserer Wirtschaft än¬ 
dern ... 

Das private Geldvermögen übertrifft 
die Staatsverschuldung in Deutschland 
um das 2 l/2fache. Aber seit 1997 ruht 
in Deutschland die Vermögenssteuer. 
Hier muss man ansetzen, nicht an den 
Sektoren Bildung, Gesundheit und So¬ 
ziales. ... Diesem Irrsinn muss ein Ende 
gesetzt werden. Wir brauchen eine eu¬ 
ropäische Schuldenkonferenz, auf der 
der Großteil der heutigen Staatsschul¬ 
den ersatzlos gestrichen wird. Es gibt 
historische Vorbilder für ein solches 
Vorgehen, z.B. die Londoner Schulden¬ 
konferenz 1952, wo die West-Allierten 
der BRD die Schulden erlassen haben. 
Damals ging es darum, ein aggressives 
Bollwerk gegen den realen Sozialis¬ 
mus zu schaffen. Heute geht es darum, 
ob uns die Frage des Wohlergehens der 
europäischen Völker wichtiger ist als die 
Sorge der Banken und sonstigen Gläu¬ 
biger um ihre Kredite. Unsere Wahl ist 
klar: Uns interessieren die Völker mehr 
als die Bilanzen der Banken.“ 

Die Kundgebung, die mit einem Trom¬ 
melkonzert begann, ging mit Live-Mu- 
sik von Philip Wienand und friends zu 
Ende. Im Schlusswort wurde betont: Wir 
machen weiter, ein breiter Widerstand 
hat sich formiert, der Europa verän¬ 
dern kann. Walter Listl 


Am 14. November zog eine Grup¬ 
pe von 35 bis 40 ver.di-Mitgliedern 
durch die Aachener Innenstadt, um 
ihre Solidarität mit den streikenden 
Kolleginnen und Kollegen in Südeu¬ 
ropa zu bekunden. Es war gleichzeitig 
eine Demonstration im Rahmen der 
verdi-Dreiländerwochen „Österreich/ 
Deutschland/Schweiz“ gegen die Spar¬ 
politik und für Steuergerechtigkeit. 
An der Spitze ein Bollerwagen, eigens 
für die Aktion mit gut lesbaren Paro¬ 
len wie „Empört Euch. - Aasch huh un 
Zäng ussenander - Milliarden für Ban¬ 
ken und Spekulanten, Almosen für die 
Pflege von Alten und Kranken“ verse¬ 
hen, ging es für zwei Stunden durch 
die Stadt - auch durch einige größere 
Kaufhäuser. 

Gesichtsmasken und einige Rollatoren 
trugen dazu bei, die Menschen auf den 
Umzug aufmerksam zu machen. 


Verteilt wurden ver.di-Flyer „Geld ist 
genug da - bei den oberen 10 Prozent. 
Armer Staat - reiche Private in Euro¬ 
pa. Fünf Jahre Krisenmanagement - 
ohne Erfolg.“ Und den Forderungen 
„Steuergerechtigkeit - Millionärsabga¬ 
be zur Bewältigung der Krisenkosten. 
Spitzeneinkommen, große Vermögen 
und Erbschaften, finanzstarke Unter¬ 
nehmen und Finanzmarktgeschäfte 
müssen dauerhaft höher besteuert 
und Steuerflucht härter bekämpft wer¬ 
den.“ Und schließlich die Feststellung: 
„Steuergerechtigkeit bringt allein in 
Deutschland 100 Milliarden Euro pro 
Jahr.“ Nur wenige Menschen waren 
desinteressiert, im Gegenteil: Es wur¬ 
de so manches Gespräch geführt. Eine 
gelungene Aktion. 

Christine Christofsk 


Frankfurt/Main: Tag der Solidarität 


Europa hatte heute seinen ersten, 
in mehreren Ländern koordinierten 
Generalstreik. Dass Solidarität das 
Beste ist, was unsere Bewegung gegen 
den Kapitalismus besitzt und dass sie 
den Keim der neuen Gesellschaft in 
sich trägt, wissen wir alle. Deshalb war 
es uns wichtig, vor dem griechischen 
Generalkonsulat heute unsere Solida¬ 
rität mit den kämpfenden Menschen in 
Südeuropa zu zeigen. Einige nahmen 
dafür halbtags Urlaub, andere betei¬ 
ligten sich 
schon ab 
14.00 Uhr 
bei spät¬ 
herbstli¬ 
cher Kälte 
an der 
Mahnwa¬ 
che. 

Unser De¬ 
monstrati¬ 
onszug setzte sich dann pünktlich um 
18.00 Uhr in Bewegung. Etwa 300 bis 
350 Menschen aus der ver.di-Jugend, 
GEW, der Partei „Die Linke“, der DKP 
und der SDAJ, der Anarchisten und 
von solid nahmen an dem Zug durch 
die Stadt und der Kundgebung teil. 


Schade war, dass der DGB wiederum 
die Gelegenheit verstreichen ließ, zu 
einer machtvollen Unterstützung der 
Streiks aufzurufen. Dann wären aus 
350 sicher schnell 3 000 oder mehr ge¬ 
worden - und warum nicht irgendwann 
300 000? 

Aber dafür müssen eben viele Diskus¬ 
sionen stattfinden, muss viel Einsicht 
erfolgen. Eine deutlichere Gegenwehr 
wäre dringend notwendig in einer Zeit, 
wo die Angriffe des Spätkapitalismus 

immer 
hef¬ 
tiger 
wer¬ 
den 
und die 
Spiel¬ 
räume 
enger. 
Daher 
muss 

intensiv daran gearbeitet werden, den 
Solidaritätsgedanken, der unsere Über¬ 
lebenschance ist, in die Gewerkschaf¬ 
ten hineinzutragen, damit bei den 
nächsten Generalstreiks der schlafen¬ 
de Riese auch hier erwacht. 

Bettina Mandellaub 
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Eine Schule für alle statt Gymnasium 

Die Ausgrenzung der Kinder aus der A(rbeiter)-Klasse im Bildungswesen 


UZ: Du hast auf der bildungspoliti¬ 
schen Konferenz der DKP am 10. No¬ 
vember in Bottrop über die Forderung 
„Eine Schule für alle“ referiert. Warum 
hältst du diese Forderung für zentral im 
Bildungsbereich ? 

Rolf Jüngermann: Neben den jahrhun¬ 
dertealten Erfahrungen der humanisti¬ 
schen und Arbeiterbewegung sprechen 
in neuester Zeit - nach der „empiri¬ 
schen Wende“ in der Bildungspolitik - 
die PISA-Ergebnisse eine deutliche 
Sprache. Schon der erste Internatio¬ 
nale PISA-Report stellte ausdrücklich 
einen deutlichen Zusammenhang fest 
zwischen der gegliederten deutschen 
Schulstruktur der Sekundarstufe I und 
der verheerenden sozialen Ungerech¬ 
tigkeit des deutschen Schulwesens. 
Dort wurde unmissverständlich formu¬ 
liert, dass die ChancenUNgleichheit in 
Deutschland keineswegs in erster Linie 
auf das soziale Umfeld in der Familie 
des einzelnen Schülers zurückzuführen 
ist, sondern dass sie durch das geglie¬ 
derte Schulwesen zum überwiegenden 
Teil überhaupt erst geschaffen - auf 
jeden Fall aber entscheidend verstärkt 
wird. Diese Aussage wurde damals im 
Internationalen Report PISA-2000 
ausdrücklich zu einer der wichtigsten 
des ganzen Berichts erklärt. 

In der in Deutschland gedruckten Fas¬ 
sung des PISA-Reports hingegen, die 
in der Verantwortung des damaligen 
Direktors des deutschen Max-Planck- 
Instituts für Bildungsforschung, Jürgen 
Baumert, lag, wurden diese klaren Aus¬ 
sagen schlicht und einfach unterschla¬ 
gen und damit die deutsche Öffentlich¬ 
keit massiv getäuscht. Dabei ist es im 
Grunde bis heute geblieben, so dass die 
Diskussion in Deutschland immer noch 
weit hinter dem in PISA-International 
erreichten Stand zurückbleibt und sich 
nach wie vor beschränkt auf die eher 
vordergründige Verknüpfung von 
Schichtzugehörigkeit und Schulerfolg, 
während die durch PISA-2000 belegte 
entscheidende Rolle des gegliederten 
Schulwesens ausgeblendet bleibt. Da¬ 
ran müssen wir arbeiten. 

UZ: Wer die Gymnasien nicht integrie¬ 
ren will, soll von der Chancengleichheit 
schweigen. Was verstehst du unter der 
„parasitären Rolle des Gymnasiums“? 

Rolf Jüngermann: Für den Schulbe¬ 
reich ist das Gymnasium die Hauptwaf¬ 
fe des Bildungsbürgertums im Kampf 


gegen Chancengleichheit der Kinder 
aus der A-Klasse. Welche institutio¬ 
nell abgesicherten Maßnahmen und 
Verhältnisse dabei eine Rolle spielen, 
kann hier nicht im einzelnen dargelegt 
werden, ist übrigens auch nicht leicht 
zu durchschauen - auch nicht für das 
am Gymnasium tätige pädagogische 
Personal oder die Eltern und Schüler 

„ Ungleichheit für alle“ 
nu ll! aber die bequeme 
Zufriedenheit mit dem 
Mittelmaß - sollte meines 
Erachtens das Motto der 
einen Schule für alle sein. 


(näheres dazu siehe meinen Artikel in 
den Marxistischen Blättern 6-06). Im 
Ergebnis ist festzustellen: Das Gym¬ 
nasium ist eine fest gefügte Instituti¬ 
on, wo ein ganzes Ensemble von sozial 
hoch selektiven Maßnahmen und Ver¬ 
hältnissen als strukturelle Gewalt einer 
eigenen Schulform installiert ist, einer 
Schulform, die als Medium sozialer Se¬ 
lektion über viele Generationen wei¬ 
terentwickelt, den Zeitläufen angepasst 
und bis heute verbissen verteidigt wird. 
Parasitär geprägt ist das Gymnasium 
dabei durch die Notwendigkeit, sich 
seine komfortable Existenz auf Kos¬ 
ten anderer zu sichern, ist es doch exis¬ 
tentiell darauf angewiesen, die schwie¬ 
rigeren und unangenehmen pädagogi¬ 
schen Aufgaben - darunter auch die 
Aufgabe der ursprünglichen Selektion 
am Übergang vom 4. zum 5. Schuljahr - 
auf die anderen Schulformen abwälzen 
zu können. Wer das gegliederte Schul¬ 
wesen überwinden will, muss also das 
Gymnasium überwinden. Überwinden 
aber kann nur bedeuten: das Gymna¬ 
sium in die eine Schule für alle inte¬ 
grieren. „Weg mit dem Gymnasium“ 
ist insofern eine nicht besonders hilf¬ 
reiche Parole, da es gilt, nicht das Kind 
mit dem Bade ausschütten sondern die 
positiven Seiten und sympathischen 
Züge des Gymnasiums, von denen hier 
weniger die Rede ist, zu bewahren und 
unter neuen Voraussetzungen neu in 
Wert zu setzen. 

UZ: Diskutiert wurde auch über die Fra¬ 
ge, ob die sich in verschiedenen Schulre¬ 
formen abzeichnende Zweigliedrigkeit 


ein Schritt hin zum Weg zur Schule für 
alle sein kann. Wie stehst du dazu? 
Rolf Jüngermann: Ein zweigliedriges 
Schulwesen lässt die sozial selektive 
Konstruktion des Schulwesens unan¬ 
getastet: Das Gymnasium auf der ei¬ 
nen Seite, alle anderen Schulformen - 
wieviele auch immer - als Abschie- 
beschulen für den Rest der Kinder. 
Insofern bildet das Gymnasium den 
harten Kern, den eigentlichen Grund 
und die Wurzel des gegliederten deut¬ 
schen Schulwesens und des deutschen 
Bildungsproblems. Es verhindert allein 
schon durch seine Existenz jede ernst¬ 
hafte Reform. Solange es das Gymna¬ 
sium in seiner jetzigen Funktion gibt, 
solange muss und wird es das geglieder¬ 
te Schulwesen geben - und nicht um- 


Biätter 


gekehrt. Wer die negat iven Folgen des 
gegliederten Schulwesens überwinden 
will, muss daher das Gymnasium über¬ 
winden - das heißt integrieren. In dem 
Falle allerdings, dass es zu einem ernst 
gemeinten Prozess der Umwandlung in 


das System eine Schule für alle kom¬ 
men sollte, mag es für genau definierte 
Übergangsphasen von ein paar Schul¬ 
jahren durchaus so etwas wie Zwei¬ 
gliedrigkeit geben. 

UZ: Was hier stattfindet ist Klassen¬ 
kampf von oben. Warum kann die 
Ausgrenzung der Arbeiterklasse von 
Bildung ohne dauerhaften Widerstand 
funktionieren? 

Rolf Jüngermann: Weil es den Bür¬ 
gerlichen in Deutschland bis heute ge¬ 
lingt, knallharte soziale Selektion als 
Leistungsselektion zu tarnen, zumeist 
auch gegenüber den Betroffenen. Wer 
mit dem höchst eigenwilligen, einsei¬ 
tig an bildungsbürgerlichen Ansprü¬ 
chen, Denk- und Sprachgewohnheiten 


orientierten Habitus des Gymnasiums 
nicht zurecht kommt - bzw. diejeni¬ 
gen, bei denen die Grundschullehre¬ 
rin dieses annimmt und ihm oder ihr 
daher die Gymnasialempfehlung ver¬ 
weigert - sieht darin ein individuelles 


Leistungsproblem und nicht etwa das, 
was in Wirklichkeit vorliegt: ein politi¬ 
sches Problem. 

UZ: Auf der Konferenz wurde auch 
über Bildungsinhalte diskutiert. Du hast 
vor der „Ideologie des Mittelmaßes“ge¬ 
warnt. Was meinst du damit? 

Rolf Jüngermann: Eine Organisati¬ 
onsreform allein - im Sinne der einen 
Schule für alle Kinder eines Stadtteils 
vom ersten bis zum 9. oder 10. Schul¬ 
jahr - wird nicht reichen zur Brechung 
des Bildungsprivilegs. Auch die Bil¬ 
dungsinhalte müssen sich ändern. Und 
zwar im Sinne einer demokratischen - 
also wesentlich polytechnisch gepräg¬ 
ten - Allgemeinbildung. 

Wenn das gelingt, dann haben nicht nur 
Kinder mit erkennbaren Schwächen 
und Problemen Anspruch auf besonde¬ 
re Hilfen und individuelle Förderung, 
sondern selbstverständlich auch be¬ 
sonders entwicklungsfähige, leistungs¬ 
fähige und leistungswillige Kinder. Be¬ 
gabten- und Begabungsförderung auf 
der Grundlage eines dynamischen Be¬ 
gabungsbegriffs, die Orientierung auf 
hohe (auch) fachliche Leistungen, das 
Streben nach „excellence“ hat einen 
gleichberechtigten Platz in einer Schu¬ 
le, die soziale Selektion über einseitig 
bildungsbürgerlich geprägte Bildungs¬ 
inhalte nicht mehr zulässt. „Ungleich¬ 
heit für alle“ - nicht aber die bequeme 
Zufriedenheit mit dem Mittelmaß - 
sollte meines Erachtens das Motto der 
einen Schule für alle sein. 

UZ: Wie schätzt du die Bildungspoliti¬ 
sche Konferenz ein und wie müsste es 
aus deiner Sicht nun weiter gehen? 

Rolf Jüngermann: Das Negative zu¬ 
erst: Wir hatten zu wenig Zeit. Gefal¬ 
len hat mir vor allem der hohe Anteil 
von interessierten jungen Menschen - 
es werden wohl überwiegend SDAJler 
gewesen sein - unter den Teilnehmern. 
Das könnte daran liegen, dass gerade 
die SDAJ in den letzten Jahren durch 
ausdauerndes und erfolgreiches Enga¬ 
gement in Bildungsfragen hervorgetre¬ 
ten ist. Da hat unsere Partei noch einen 
gewissen Nachholbedarf. Insofern sehe 
ich die Konferenz als einen erfolgrei¬ 
chen ersten Schritt, zumal es sich ja 
nicht wirklich um eine umfassende bil¬ 
dungspolitische sondern eher um eine 
schulpolitische Konferenz handelte. 

Die Fragen stellte Wera Richter. 



Rolf Jüngermann war Gymnasial- und Gesamtschullehrer, ist Mitglied des 
Bezirksvorstandes der DKP Ruhr-Westfalen und Redakteur der Marxistischen 


Rüstungsexporte als Mittel der Außenpolitik 

Die Bundesregierung legt ihren Rüstungsexportbericht 2011 vor 


Aus Anlass der Vorlage des Rüstungs¬ 
exportberichts 2011 der Bundesregie¬ 
rung am 14. November 2012 gaben 
die Sprecher des Bundesausschusses 
Friedensratschlag eine Stellungnahme 
ab, die wir im Folgenden in Auszügen 
dokumentieren. 

Wenn es aus friedenspolitischer Sicht 
überhaupt eine positive Meldung gibt, 
dann bezieht sie sich auf die Halbie¬ 
rung der tatsächlich erfolgten Ausfuhr 
von Kriegswaffen im Jahr 2011 ge¬ 
genüber dem Vorjahr (vom Rekord¬ 
wert 2,12 Mrd. auf 1,29 Mrd. Euro, sie¬ 
he Rüstungsexportbericht 2011, S. 6). 
Dieser Rückgang stellt indessen kei¬ 
ne Trendwende bei den Waffenexpor¬ 
ten dar. Deren Entwicklung ist stets 
starken Schwankungen ausgesetzt. 
Schon 2012 könnten die Zahlen wie¬ 
der in die Höhe schießen, wenn man 
etwa den Verkauf von Radpanzern und 
Fregatten an Algerien, von U-Booten 
an Israel und Ägypten oder von Pa¬ 
trouillenbooten an Angola berück¬ 
sichtigt. Aufschlussreicher sind die im 
Berichtszeitraum erteilten Exportge¬ 
nehmigungen. Und hier ergibt sich ein 
anderes Bild: Die Summe aller Ein¬ 
zel- und Sammelausfuhrgenehmigun¬ 
gen (S. 18 und S. 20) für die Ausfuhr 
von Rüstungsgütern war 2011 mit 10,8 
Mrd. Euro doppelt so hoch wie das 
Jahr zuvor (2010: 5,5 Mrd. Euro). Aus 
Exportgenehmigungen werden späte¬ 
re reale Exporte. Man kann also da¬ 


von ausgehen, dass die Bundesrepublik 
Deutschland ihren dritten Platz unter 
den weltgrößten Rüstungsexporteuren 
in den kommenden Jahren verteidigen 
wird. Mehr Waffen und Rüstungsgü¬ 
ter exportieren lediglich die USA und 
Russland. 

Dass die Bundesregierung ihren Rüs¬ 
tungsexportbericht 2011 wenige Tage 
vor dem Volkstrauertag vorlegt, ist ein 
merkwürdiger Zufall. Der Volkstrau- 
ertag wurde von dem Kabarettisten 


Der Volkstrauertag wurde 
von dem Kabarettisten 
Pelzig treffend als 
„Erntedankfest der 
Rüstungsindustrie“ be¬ 
zeichnet. 


Pelzig treffend als „Erntedankfest der 
Rüstungsindustrie“ bezeichnet: Waffen¬ 
produzenten und ihre Händler ermög¬ 
lichen erst die Kriege, um deren Opfer 
dann heuchlerisch getrauert wird. 

Die Zahlen, die der neue Exportbericht 
nennt, bestätigen die Kritik, die sich die 
Bundesregierung seit geraumer Zeit 
gefallen lassen muss: Deutsche Waf¬ 
fen und Rüstungsgüter werden in fast 
alle Länder der Welt geliefert (1); die 
Bundesregierung verstößt gegen zen¬ 
trale Maßstäbe und Kriterien, welche 
sie selbst und die Europäische Union 


aufgestellt haben und die sie zu einer 
„restriktiven“ Rüstungsexportpolitik 
zwingen (2); der deutsche Waffenhan¬ 
del folgt offenbar der vor kurzem ver¬ 
kündeten „Merkel-Doktrin“ (3). 

(1) Wieder einmal beruhigt uns der 
Rüstungsexportbericht mit dem Hin¬ 
weis darauf, dass der Großteil der Aus¬ 
fuhr von Kriegswaffen an Staaten der 
EU, der NATO oder „ihnen gleichge¬ 
stellter Staaten“ geht. Sieht man genau¬ 
er hin, so ist das nicht einmal die halbe 
Wahrheit, sondern eine dreiste Lüge: 
Zwei Drittel aller realen Kriegswaf¬ 
fenausfuhren (von insgesamt 1,29 Mrd. 
Euro) landeten nämlich 2011 in „Dritt¬ 
ländern“. In absoluten Zahlen sieht das 
so aus: Kriegswaffen im Wert von 842,8 
Mio. Euro gingen in Länder außerhalb 
von NATO und EU, die ihrerseits Waf¬ 
fen im Wert von 447 Mio. Euro erhiel¬ 
ten (S. 32). Nie zuvor wurden so viele 
Kriegswaffen in Drittländer exportiert 
wie 2011. 

(2) Die Doppelbödigkeit der deut¬ 
schen Exportpolitik ist kaum noch zu 
überbieten: Auf der einen Seite wird 
auf die Kriterien der deutschen „Rüs¬ 
tungsexportrichtlinien“ (Januar 2000) 
und der Europäischen Union (2008) 
hingewiesen. Die deutschen Richtlini¬ 
en formulierten: „Der Beachtung der 
Menschenrechte im Bestimmungs¬ 
und Endverbleibsland wird bei den 
Entscheidungen über Exporte von 
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungs¬ 
gütern besonderes Gewicht beigemes¬ 


sen.“ Und im „Gemeinsamen Stand¬ 
punkt“ der EU heißt es beispielswei¬ 
se: „Achtung der Menschenrechte und 
des humanitären Völkerrechts durch 
das Endbestimmungsland“ (Kriterium 
2). „Restriktiv“ soll die „Rüstungsex¬ 
portpolitik“ auch gegenüber Staaten 
sein, die in Spannungsgebieten lie¬ 
gen. So heißt es in den deutschen Rüs¬ 
tungsexportrichtlinien, dass „Expor¬ 
te in Länder, in denen ein Ausbruch 
bewaffneter Auseinandersetzungen 
droht oder bestehende Spannungen 
und Konflikte durch den Export aus¬ 
gelöst, aufrechterhalten oder verschärft 
würden“ nicht erfolgen sollten. Und im 
EU-Standpunkt wird betont, dass die 
„innere Lage im Endbestimmungsland 
als Ergebnis von Spannungen oder be¬ 
waffneten Konflikten“ berücksichtigt 
werden müsse. Wie sieht demgegen¬ 
über die Genehmigungspraxis aus? Ein 
großer Teil der Ausfuhren von Kriegs¬ 
waffen gingen 2011 in Länder wie Bru¬ 
nei, Singapur und Irak (S. 33) - Länder, 
die autoritär regiert werden und/oder 
in denen Menschenrechte nicht allzu 
viel gelten. Noch deutlicher wird die 
Scheinheiligkeit der deutschen Export¬ 
politik bei Betrachtung des Kleinwaf- 
fenhandels. Im Jahr 2011 war der Wert 
für die Erteilung von Exportgenehmi¬ 
gungen von Kleinwaffen in Drittländer 
so hoch wie nie: 17,92 Millionen Euro 
(S. 27ff). Hauptempfängerland ist Sau¬ 
di-Arabien, dem Genehmigungen für 
9,4 Millionen Euro erteilt wurden. Wei¬ 


tere Empfängerländer sind u.a. Bah¬ 
rain, Brunei, Indien, Indonesien, Irak, 
Süd-Korea, Libanon, Malaysia, Oman, 
Philippinen, Taiwan und die Vereinig¬ 
ten Arabischen Emirate. Alles Länder, 
die entweder in Spannungsgebieten lie¬ 
gen oder die repressiv im Inneren Vor¬ 
gehen oder beides. 

(3) Bundeskanzlerin Angela Merkel 
hat in ihrer bemerkenswerten Rede auf 
der Bundeswehrtagung am 22. Okto¬ 
ber 2012 in Strausberg eine neue au¬ 
ßenpolitische Doktrin verkündet: „Wer 
sich der Friedenssicherung verpflichtet 
fühlt, aber nicht überall auf der Welt 
eine aktive Rolle in der Friedenssiche¬ 
rung übernehmen kann, der ist auch 
dazu aufgerufen, vertrauenswürdigen 
Partnern zu helfen, damit sie entspre¬ 
chende Aufgaben übernehmen.“ Das 
könnten die Vereinigten Arabischen 
Emirate, Saudi-Arabien, Katar und 
Kuwait sein, die sich gegen den Iran 
in Stellung bringen, das dürfte die be¬ 
waffnete Opposition in Syrien sein, die 
den Westen händeringend um Waffen 
bittet, das dürften die afrikanischen 
Anrainerstatten von Mali sein, die sich 
auf eine Intervention zu Gunsten der 
an die Macht geputschten Regierung in 
Mali vorbereiten, und das werden mit 
Sicherheit alle „verbündeten“ Armeen 
dieser Welt sein, um deren Ausbildung 
sich die Bundeswehr heute schon be¬ 
müht (Afghanistan, Uganda) oder 
künftig bemühen wird ... 

Lühr Henken, Berlin, Dr. Peter Strutynski, Kassel 
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„Kein Mangel an Nahrungsmitteln“ 

Stiftung ethecon ehrt Jean Ziegler 


Auf der diesjährigen Tagung von ethe¬ 
con - Stiftung Ethik & Ökonomie ist 
am Wochenende der bekannte Kon¬ 
zern- und Globalisierungskritiker Jean 
Ziegler aus der Schweiz geehrt wor¬ 
den. Vor 200 begeisterten Teilnehmern 
nahm Ziegler von Gründungsstifter 
Axel Köhler-Schnura und der Foto¬ 
künstlerin Katharina Mayer die eigens 
gestaltete Preistrophäe in Empfang. 
Ziegler setzt sich seit Jahren unermüd- 

„Ein Kind, das an 
Hunger stirbt, wird er¬ 
mordet“ 


lieh für das Recht auf Nahrung ein. Sei¬ 
ne wohl bekannteste Äußerung ist „Ein 
Kind, das an Hunger stirbt, wird ermor¬ 
det“. Seine aufgrund seiner langjährigen 
Funktion als UN-Sonderberichterstat- 
ter für Ernährungsfragen profunde 
Globalisierungskritik hat Millionen 
Menschen in aller Welt inspiriert. Der 
Laudator Prof. Dr. Hans See erklärte: 
„Ziegler zeigt Mut, Zivilcourage, setz¬ 
te schon früh seine Existenz aufs Spiel. 
Und er hat nie aufgehört zu zeigen, dass 
Revolutionen möglich und notwendig 
sind, dass Bürger- und Menschenrech¬ 
te - trotz aller Niederlagen und reak¬ 
tionärer Unterdrückung - längerfristig 
durchsetzbar sind.“ In seiner Dankes¬ 
rede erläuterte Ziegler, dass es keinen 
objektiven Mangel an Nahrungsmitteln 
gebe. Der heute in der Welt herrschen¬ 
de Hunger basiere auf Agrardumping, 
Landgrabbing und Nahrungsmittelspe¬ 
kulation durch Industrienationen bzw. 
Hedgefonds und sei strukturelle Ge¬ 
walt und Massenmord. Er hat aber auch 
Hoffnung, denn „jeder dieser mörderi¬ 
schen Mechanismen ist von Menschen 
gemacht und kann von Menschen ge¬ 
brochen werden“. 

Parallel ist der Schmähpreis der Stif¬ 
tung, der Internationale ethecon Black 
Planet Award 2012, an den Geschäfts¬ 


führer Ivan Glasenberg, den Verwal¬ 
tungspräsidenten Simon Murray und 
den Verwaltungsrat Tony Hayward so¬ 
wie weitere Verantwortliche des Roh¬ 
stoffkonzerns GLENCORE aus der 
Schweiz verliehen worden. „GLEN¬ 
CORE gehört zum Herz der heutigen 
Finsternis, die Jean Ziegler in seinen 
Büchern so eindrücklich beschrieben 
hat. Deshalb verdienen der Zuger Kon¬ 
zern und seine Herren Glasenberg, 
Murray und Hayward sowie die Groß¬ 
aktionäre mit dem Black Planet Award, 
dem Preis des finsteren Planeten, ge¬ 
schmäht zu werden“, so der Schmähred¬ 
ner Dr. Josef Lang. Der ehemalige BP- 
Geschäftsführer Tony Hayward wurde 
bereits 2010 für seine Verantwortung 
für die Deepwater-Horizon-Ölkata- 
strophe mit dem Black Planet Award 
geschmäht. Dazu Josef Lang: „Exakt 
ein Jahr nach der Katastrophe gab die 
GLENCORE bekannt, dass sie Hay¬ 
ward in ihren Verwaltungsrat berufen 
hat. In diesem gehört er dem dreiköpfi¬ 


gen Komitee für ,Umwelt, Gesundheit 
und Sicherheit 4 an. Wer den Bock zum 
Gärtner macht, dem liegt nicht viel am 
Garten.“ Die Konzernverantwortlichen 
sind wegen Umweltverschmutzungen, 
Menschenrechtsverletzungen, Steuer¬ 
hinterziehungen und Korruptionsvor¬ 
würfen an den Pranger gestellt worden. 
Sie werden den Schmähpreis im Rah¬ 
men öffentlicher Aktionen in Zusam¬ 
menarbeit mit internationalen sozialen 
Bewegungen zu einem späteren Zeit¬ 
punkt ausgehändigt bekommen. 

Die Verleihung der beiden internatio¬ 
nalen ethecon Preise war eingebettet in 
das Tagungsthema „Public Private Part¬ 
nership - Ausverkauf öffentlicher Gü¬ 
ter“. Scharfe Kritik übte der Referent 
Dr. Werner Rügemer in seinem Vor¬ 
trag an dem „privat-staatlichen Hyb¬ 
ridwesen“, das PPP darstellt, mit seiner 
„Komplizenschaft und Verfilzung von 
Privat und Staat unter privatwirtschaft¬ 
lichen Maximen“. 


Lydia Will 



Katharina Mayerjean Ziegler und Axel Köhler-Schnura 


Ist Antifaschismus 
verfassungswidrig? 

Silvia Gingold und der hessische Verfassungsschutz 


Vor etwa einem Monat fragte Sil¬ 
via Gingold, Tochter der bekannten 
Widerstandskämpfer und Kommu¬ 
nistinnen Etta und Peter Gingold, 
beim Hessischen Verfassungsschutz 
an, ob dieser Daten über sie gespei¬ 
chert habe. Frau Gingold war zwischen 
1974 und 1977 einem Berufsverbote¬ 
verfahren ausgesetzt und befürchtete, 
dass aus dieser Zeit noch Daten ge¬ 
speichert seien. 

Am 13. 11. bekam sie diesbezüglich 
Antwort vom Landesamt für Verfas¬ 
sungsschutz Hessen: „Es kann heute 
nicht mehr festgestellt werden, ob in 
den Jahren 1974 bis 1977 Daten zu ih¬ 
rer Person gespeichert waren. Wenn zu 
diesem Zeitpunkt Datenspeicherun¬ 
gen zu ihrer Person Vorgelegen haben, 
sind diese zwischenzeitlich aufgrund 
der gesetzlichen Vorschriften gelöscht 
worden.“ Nun gut. 

Der Rest des Schreibens ist Dynamit. 
Seit dem Jahre 2009 ist Frau Gingold 
im Bereich Linksextremismus gespei¬ 


chert. Begründung: Fehlanzeige. Erst 
für die Jahre 2011 und 2012 werden 
zwei Tatbestände genannt, die der VS 
anscheinend als verfassungsfeindlich 
einstuft. Im Schreiben heißt es u.a.: 
„Es ist hier bekannt, dass Sie am 
15. Oktober 2011 im Rahmen der Ge- 
genBuchMesse im Themenspektrum 
Antifaschismus für die Vorstellung der 
Autobiographie von Peter Gingold als 
Referentin angekündigt waren.“ Und: 
„Die Anti-Nazi-Koordination initiierte 
am 28. Januar 2012 eine Demonstration 
unter dem Motto Staatliche Unterstüt¬ 
zung für Nazis beenden - Verfassungs¬ 
schutz auflösen 4 in Frankfurt am Main. 
Sie wurden als Rednerin zum Thema 
,40 Jahre Berufsverbote in der BRD 4 
angekündigt 4 “ 

Der Vorgang beleuchtet in greller 
Weise, warum die Auflösung der ver¬ 
schiedenen Verfassungsschutzorgane 
überfällig ist. 

(s.a. Kommentar auf Seite 8.) 
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Auskunftsersuetien zu Ihrer Person 
ihr Schreiben vom 16. Oktober 2012 


Sehr geehrte Frau Gingold, 

Ihr Auskunftsersuchen richtet sich nach § 18 Abs. 1 des Gesetzes über das Landesamt für 
Verfassungsschutz Hessen, der unmittelbar ein Recht auf Aktenauskunft ein räumt 

Ausschnitt aus dem Schreiben an Silvia Gingold. 


Eine erwägenswerte Variante 

Machtgeile Grüne wollen ab 2013 unbedingt regieren 


Auf der Suche nach den bestmöglichen 
Sachwaltern ihrer Interessen scheint 
im einflussreichen Unternehmerlager 
die Wiederwahl Merkels als Kanzlerin 
2013 unbestritten zu sein. In den dort 
geführten Diskussionen scheint weiter¬ 
hin Peer Steinreich ein Mann zu sein, 
von dem wohlwollend anerkannt wird, 
dass bei ihm die Geschicke des Kapi¬ 
tals in guten Händen sind. Zumindest 
in den Medien werden derzeit aber 
auch Überlegungen angestellt, dass 
nicht nur Schwarz-Rot, sondern auch 
Schwarz-Grün eine mögliche Varian¬ 
te sein könnte - immer vorausgesetzt, 
dass Rot-Grün verhindert werde. 

Auf dem Bundesparteitag der Grünen 
vom Wochenende in Hannover ging es 
um den Standort der Grünen und ihre 
Aufstellung zu den Bundestagswahlen. 
Und das, was sich dort abspielte, soll¬ 
te aufhorchen lassen. Vor allem links 
eingestellte Wählerinnen und Wähler 
sollten angesichts der raffiniert insze¬ 
nierten Schauläufe und Selbstdarstel¬ 
lungen der Grünen zum einen ihr Er¬ 
innerungsvermögen abrufen und zum 
anderen auf Worte von heute und und 
Taten nach Wahlen achten. 

Zunächst sei ein Schwur in Erinne¬ 
rung gerufen. Geleistet wurde der Eid 
von Petra Kelly auf dem Gründungs¬ 
kongress der Partei im Januar 1980 
in Karlsruhe. Die Partei, die vor dem 
Hintergrund der Bewegungen gegen 
Atomkraftwerke und für Umwelt¬ 
schutz sowie im Aufschwung der Frie¬ 
densbewegung entstand, warb mit vier 
Grundsätzen: Basisdemokratisch. Ge¬ 
waltfrei. Ökologisch. Sozial. Und Kelly 
versprach den in Bewegung Geratenen: 
„Wir werden euch nie verraten!“ 
Seither sind 32 Jahren vergangen. Man 
konnte verfolgen, wie Grundsätze 
Schritt für Schritt „verraten“ wurden. 
Da war die „Basisdemokratie“, die 


Stück für Stück demontiert wurde und 
erst im Jahre 2011 - nach Aufkommen 
der Piratenpartei - wiederentdeckt 
wurde und mit der Kandidaten-Urwahl 
ihres Doppelpacks zur Bundestagswahl 
2013 von den Grünen wieder als origi¬ 
näres Merkmal beansprucht wird. Auch 
als keineswegs „Gewaltfrei“ haben sich 
die Grünen spätestens ab den 1990er 
Jahren erwiesen, als sie die NATO-Ag- 
gression gegen Jugoslawien unterstütz¬ 
ten und heute für weltweite Kriegsein¬ 


sätze der deutschen Bundeswehr sind. 
Als „sozial“ erwiesen sie sich ebenso¬ 
wenig nicht nur mit ihrer Unterstüt¬ 
zung der unseligen Agenda 2010-Poli- 
tik, sondern auch in ihrer praktischen 
Politik vor Ort und in den Ländern, im 
Bund und in Europa, kurz: überall, wo 
sie mit das Sagen haben. 

Einzig glaubwürdig im Massenbewusst¬ 
sein hängen blieb ihr Grundsatz „öko¬ 
logisch“, wie die Wahlergebnisse und 
Meinungstrends der letzten Jahre zeig¬ 
ten. Aber auch dieser Grundsatz leidet 
unter sogenannten Sachzwängen, unter 
Machtgeilheit und insbesondere unter 
ihrer Erfindung eines „grünen Kapita¬ 
lismus“. So weit zum Schwur „Wir wer¬ 
den euch nie verraten!“ 

Zum heutigen Standort der Grünen 
erklärte auf dem gerade abgehaltenen 
Bundesparteitag der Parteivorsitzende 
Cem Özdemir, die Grünen seien „eine 
linke Partei“ und „wir sind wertkon¬ 
servativ“. Der zum Spitzenkandidaten 
bei der Bundestagswahl gekürte Jür¬ 
gen Trittin sagte: „Wir sind natürlich 
links und auch liberal.“ Und weil dem 


so ist, sei das Ziel des Bundestagswahl¬ 
kampfes „Rot-Grün“. Und dann kam 
ein neuer Schwur von der als Spitzen¬ 
kandidatin auserwählten Katrin Gö- 
ring-Eckardt vor den Delegierten des 
Bundesparteitages: „Liebe CDU und 
liebe CSU, die Sache ist die: Wir wollen 
eure Wählerinnen und Wähler, denn 
die haben auf uns gewartet. Wir wol¬ 
len mit grüner Politik schwarze Wähler 
gewinnen. Aber mit euch regieren wol¬ 
len wir nicht!“ Und wohl um die Ernst¬ 


haftigkeit dieses Bemühens zu unter¬ 
streichen, wurde der grüne Tübinger 
Oberbürgermeister, Boris Palmer, der 
offen mit den Farben Schwarz-Grün 
liebäugelt, als Mitglied des Parteira¬ 
tes abgewählt. Hingegen machte der 
grüne Ministerpräsident von Baden- 
Württemberg, Winfried Kretschmann, 
unmissverständlich klar: „Ich bin Geg¬ 
ner einer Ausschließeritis bei mögli¬ 
chen Koalitionen.“ 

Ob die Wahlergebnisse im September 
2013 nun eine „Traumhochzeit“ von 
Rot-Grün ermöglichen werden, gilt 
gegenwärtig als höchst unwahrschein¬ 
lich. Und es bleibt vor allem die Frage 
offen, welches Wählerklientel die Grü¬ 
nen denn angeln wollen, wenn sie in 
schwarzen Gewässern fischen wollen. 
Worauf soll denn das von der Union 
enttäuschte Wählervolk anbeißen? Die 
Argumente, die da verfangen könnten, 
liegen auf keinen Fall „links der Mit¬ 
te“, sondern eher „rechts der Mitte“. 
Die Springer-Zeitung „Die Welt“ sieht 
die Sache so: „Nach dem aktuellen Po- 
litbarometer haben nur drei Konstel¬ 


lationen eine rechnerische Mehrheit: 
Schwarz-Rot, Rot-Grün-Rot und eben 
Schwarz-Grün. Da die Sozialdemokra¬ 
ten das Bündnis mit den SED-Erben 
ausgeschlossen haben, lautet die Frage, 
die sich Jürgen Trittin und Co. stellen 
also nicht: Wollt ihr mit Angela Mer¬ 
kel regieren? Sondern: Wollen wir mit 
Merkel regieren oder wollen wir gar 
nicht regieren?“ 

Auf ihrem Bundesparteitag blinkten 
die Grünen jedenfalls unübersehbar 
nach links. Jürgen Trittin sprach von hö¬ 
heren Steuern, von Umverteilung, von 
Energiewende, über Gleichstellungs- 
politik. In einem sozialpolitischen An¬ 
trag befürworteten die Grünen einen 
flächendeckenden Mindestlohn, eine 
armutsfreie Garantierente, die Anhe¬ 
bung der Hartz-IV-Sätze auf 420 Euro 
und langfristig für eine Kindergrund¬ 
sicherung. Die Grünen sind für eine 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes, für 
eine Ausweitung der Erbschaftssteu¬ 
er und für eine Vermögensabgabe für 
Spitzenverdiener. Der Parteivorsitzen- 
de Özdemir warb für eine „gerechtere 
Gesellschaft, in der eine „menschen¬ 
würdige verfassungsgerechte Exis¬ 
tenzsicherung“ Grundvoraussetzung 
für echte Teilhabe sei. Die Grünen 
forderten Ganztagsschulen. „Bildung 
darf sich nicht an der Herkunft, den 
Lebensumständen oder am Geldbeu¬ 
tel der Eltern entscheiden“, heißt es in 
diesem Beschluss. 

Bei allem linken Geblinke hat die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung den 
Durchblick nicht gänzlich verloren. 
Sie stellte fest: „Sie (die Linken) ha¬ 
ben auf diesem Parteitag alle wichtigen 
Abstimmungen verloren. Sie konnten 
nicht die Forderung nach kompletter 
Abschaffung der Sanktionen für ar¬ 
beitsunwillige Hartz-IV-Empfänger 
durchsetzen - stattdessen will die Partei 


ein ,Moratorium’ bei den Sanktionen - 
die Linken haben die Rente mit 67 
nicht an Bedingungen knüpfen können, 
und den Spitzensteuersatz dürfen sie 
nicht auf 53 Prozent statt der vom Par¬ 
teivorstand geplanten 49 Prozent erhö¬ 
hen. Wer es radikal wollte, zog auch am 
Sonntag den Kürzeren. Da stimmte der 
Parteitag in einer Debatte übers ato¬ 
mare Endlager dem kunstvoll verklau¬ 
sulierten Vorstandsantrag zu, wonach 
man den Salzstock in Gorleben zwar ei¬ 
nen geologisch ungeeigneten und po¬ 
litisch verbrannten Schwarzbau’ nennt, 
aber in der Suche nach einem Endlager 
belassen will, statt Gorleben von vorn¬ 
herein auszuschließen.“ 

Und auch vom Pazifismus und vom 
Friedensengagement ist bei den Grü¬ 
nen nichts hängen geblieben. Die 
Mehrheit der Delegierten stimmte 
sogar für die Forderung, dass künftig 
die Generalversammlung der UNO 
„friedenserzwingende“ militärische 
Einsätze beschließen könne, falls der 
UN-Sicherheitsrat, wie aktuell im Fal¬ 
le Syrien, durch die Blockade einiger 
Veto-Mächte keine Entschlüsse fassen 
könne. 

Das grüne Bundestagswahl-Gespann 
Göring-Eckardt und Trittin ist also bes¬ 
tens gerüstet und geeignet, höhere Re¬ 
gierungsaufgaben übernehmen zu kön¬ 
nen. Und sie sind gut geeignet, „rechts 
und links von der Mitte“ Wählerstim¬ 
men für die Grünen zu fischen. Göring- 
Eckardt gehört zu den nachdrücklichs¬ 
ten Befürwortern der Agenda-Politik, 
Trittin war an allen Entscheidungen 
für die NATO-Aggression und Bun¬ 
deswehr-Kriegseinsätze hilfreich zur 
Stelle. Das Unternehmerlager braucht 
dieses gewandelte grüne Personal nicht 
zu fürchten. Es ist in seinem Sinne viel¬ 
seitig verwendbar. 

RolfPriemer 


Wollen wir mit Merkel regieren oder 
wollen wir gar nicht regieren? 
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Hungerstreik 

beendet 

Forderungen teilweise erfüllt 

Die 780 Insassen verschiedener Ge¬ 
fängnisse in der Türkei, die seit über 
zwei Monaten die Nahrung verweiger¬ 
ten, folgten am Wochenende einer Auf¬ 
forderung von Abdullah Öcalan, den 
Hungerstreik zu beenden. Der Bruder 
des seit 13 Jahren inhaftierten PKK- 
Gründers, Mehmet Öcalan, brachte 
von seinem Besuch auf der Gefäng¬ 
nisinsel die Botschaft mit, die Aktion 
habe nach Ansicht des Kurdenführers 
ihr Ziel erreicht. 

Die Hungerstreikenden hatten drei 
Forderungen gestellt. Eine wurde be¬ 
reits vergangene Woche angenommen: 
Die türkische Regierung brachte ein 
Gesetz ins Parlament ein, das Ange¬ 
klagten vor Gericht den Gebrauch der 
kurdischen Sprache erlaubt. Die Hun¬ 
gerstreikenden und die Kurdenpartei 
BDP verlangen darüber hinaus voll¬ 
ständigen Unterricht auf Kurdisch so¬ 
wie Erleichterungen für den in Isola¬ 
tionshaft gehaltenen Öcalan. In welcher 
Form sich die Haftbedingungen auf Im- 
rali tatsächlich ändern werden, ist offen. 


Keine Nummer 51 

Relative Mehrheit für 
Anschluss Puerto Ricos an die 
USA 

Ein Ereignis am Rande der Präsident¬ 
schafts- und Abgeordnetenwahlen in 
den USA bekam in den internationa¬ 
len Medien wenig, bzw. wenn, dann 
eine verhältnismäßig einseitige Wahr¬ 
nehmung: das Plebiszit in der De-facto- 
Kolonie Puerto Rico. 

Puerto Rico ist 1898 im Rahmen des 
„spanisch-US-amerikanischen Krie¬ 
ges“ - nach Lenin dem ersten imperia¬ 
listischen Krieg - an die USA gefallen, 
während das eigentliche Streitobjekt, 
Kuba, in eine relative Unabhängigkeit 
entlassen wurde. Schon seit 1917 haben 
die Puertoricaner/innen als einzige La¬ 
teinamerikaner/innen automatisch die 
Staatsangehörigkeit der Vereinigten 
Staaten. Seit 1952 ist Puerto Rico, die 
kleinste Insel der Großen Antillen, frei 
an die USA „assoziierter Staat“ (mit 
einer Zustimmung von 76,2 Prozent), 
und 1967 kam es noch einmal zu einer 
Mehrheit für den Status als assoziier¬ 
ter, aber autonomer Staat, mit gut 60 
Prozent, während 39 Prozent für den 
vollen Anschluss an die USA stimmten. 
Auch 1993 blieb es beim Assoziierungs¬ 
status. 1998 kamen weder Annexions¬ 
befürworter noch diejenigen, die eine 
Beibehaltung des Assoziationsstatus 
favorisieren, über 50 Prozent. 

Parallel zu den US-Wahlen stand dann 
am 6. November nun wieder einmal ein 
nicht bindendes Plebiszit über den Ko¬ 
lonialstatus an, in dem diejenigen, die 
gegen die Beibehaltung des derzeitigen 
Zustands stimmten, im Anschluss die 
zweite Frage vorgelegt bekamen, wie 
es denn stattdessen weitergehen solle. 
Dabei ist erstmals eine Mehrheit gegen 
die Beibehaltung des Status quo (54,0 
%) zustande gekommen, und es gab in 
der zweiten Frage einen Sieg für die 
Annexionisten (61,2 %), gegenüber 33 
Prozent für den Assoziationsstatus und 
5 Prozent für eine vollständige Loslö¬ 
sung von den USA. Mit einer Beteili¬ 
gung von nur 45 Prozent der Berechtig¬ 
ten liegt damit allerdings der Anteil de¬ 
rer, die Puerto Rico als 51. Bundesstaat 
in die USA eingliedern wollen, real bei 
nur gut 27 Prozent. Die internationa¬ 
len Medien transportierten dagegen 
den bevorstehenden Anschluss der In¬ 
sel an die USA. Dazu müsste ohnehin 
der US-Kongress entscheiden. 

Hinzu kommt, dass entgegen dem Ple¬ 
biszitergebnis die eigentlichen Wahlen 
in Puerto Rico von der regierenden an- 
nexionistischen „Neuen Fortschritts¬ 
partei“ (PNP) unter Gouverneur Luis 
Fortuno in den Sand gesetzt wurden. 
Die siegreiche „Demokratische Volks¬ 
partei“ (PPD), die der Beibehaltung 
des Assoziationsstatus zuneigt, stellt 
nun mit knapper Mehrheit, aber eben¬ 
falls nur bei etwa 47 Prozent, den Gou¬ 
verneur Alejandro Garcfa. Die Puer- 
toricanische Unabhängigkeitspartei 
(PIP) kam erstmals wieder in das lo¬ 
kale Abgeordnetenhaus. Günter Pohl 


Worauf zielt Israels neuer Gaza-Krieg? 


Sicherheit für Israelis und Palästinenser gibt es nicht mit militärischer Gewalt 


W er Tatsachen 
gelten lässt, 
kann es nicht 



bestreiten: die jüngs¬ 
te Eskalation der Ge¬ 
walt im Gaza-Streifen 
erreichte mit der geziel¬ 
ten Tötung des Hamas- 
Militärchefs Ahmed al 
Dschabari am vorletz¬ 
ten Mittwoch (14. No¬ 
vember) eine neue Stufe. 

Die über 1000 seitdem 
auf den Gaza-Streifen 
geflogenen Angriffe der 
israelischen Luftwaffe, 
kombiniert mit der Be¬ 
schießung des dichtbesie¬ 
delten palästinensischen 
Gebiets von See her, sind 
mit dem vorhergehenden 
Zustand gelegentlicher 
Raketenabschüsse aus 
Gaza gegen Israel und 
mehrfacher Übergriffe 
der israelischen Armee 
auf den Gaza-Streifen 
nicht mehr vergleichbar. Die meisten 
Opfer des neu entflammten Krieges 
sind Palästinenser, mehr als ein Dut¬ 
zend unschuldige Kinder. 

Zum Krieg gehört der Propaganda¬ 
krieg. Und der wird auch in deutschen 
Medien kräftig geführt. Da werden in 
altbekannter Schwarz-Weiß-Malerei 
die „Guten“ und die „Bösen“ vorge¬ 
führt. Die „Bösen“ sind die Hamas 
und überhaupt „militante Palästinen¬ 
ser“, die „Guten“ sind die Israelis, die 
als Opfer „palästinensischen Terrors“ 
präsentiert werden. Selbst wenn diese 
Darstellung mit gelegentlichen „Ap¬ 
pellen zur Mäßigung“ an beide Seiten 
verbunden wird, ist dies nicht nur eine 
Verdrehung der Realität und die völli¬ 
ge Ausblendung aller politischen und 
geschichtlichen Zusammenhänge, son¬ 
dern auch die offene Parteinahme für 
die israelischen Machthaber. 
Bundeskanzlerin Merkel und Außen¬ 
minister Westerwelle beteiligten sich 
an diesem Propagandakrieg durch ein¬ 
seitige Schuldzuweisung an Hamas und 
die Übernahme der von USA-Präsident 
Obama ausgegebenen Sprachregelung, 
Israel habe ein „Recht auf Selbstvertei¬ 
digung“. Das setzt den „Opfer“-Status 
Israels voraus - obwohl es doch die Pa¬ 
lästinenser sind, sie seit dem Sechs-Ta¬ 


ge-Krieg von 1967, also seit mehr als 45 
Jahren, Opfer eines völkerrechtswidri¬ 
gen israelischen Besatzungsregimes 
sind, dessen Beendigung die UNO im¬ 
mer wieder gefordert hat. 

Auf keinen Fall legitimiert das in der 
UNO-Charta verankerte „Recht auf 
Selbstverteidigung“ aber die gezielte 
Hinrichtung einzelner Menschen ande¬ 
rer Nationalität. Das war nackter Mord. 
Selbst für Kriegsverbrecher ist ein or¬ 
dentliches Gerichtsverfahren Pflicht. 
Ebenso wenig lässt sich mit „Selbst¬ 
verteidigung“ die umfangreiche Zer¬ 
störung fremder Territorien und Infra¬ 
strukturen rechtfertigen. Selbst wenn 
man den militärischen oder politischen 
Sinn der Raketenabschüsse palästinen¬ 
sischer Islamisten aus dem Gaza-Strei¬ 
fen auf israelisches Gebiet für fragwür¬ 
dig und abzulehnen ansieht, stand das 
Ausmaß solcher Aktivitäten bis zum 
14. November in keinem Verhältnis zu 
der Massivität der jetzt gestarteten is¬ 
raelischen Kriegsführung. 

Deshalb wurde auch in führenden bür¬ 
gerlichen Medien davon gesprochen, 
dass es Netanjahu nicht um „Sicher¬ 
heit für israelische Bürger“ ging, son¬ 
dern innenpolitische Gründen, nämlich 
die für den 22. Januar angesetzten isra¬ 
elischen Parlamentswahlen bei der is¬ 


raelischen Eskalation der Gewalt eine 
Rolle spielten. „Mit der Offensive im 
Gaza-Streifen versucht Israels Premier 
Netanjahu, im Wahlkampf zu punkten“, 
berichtete beispielsweise ARD-Korres- 
pondentin Ulrike Pütz am 15.11. „Eine 
Offensive, die das Volk hinter dem Mi¬ 
litär zusammenrücken lässt, lenkt von 
drängenden sozialen Problemen Israels 
ab“, sagte sie. 

Es ergibt sich aber die Frage, ob die 
Kreise um Netanjahu damit nicht noch 
weiter zielen. Seit dem Beginn der neu¬ 
en israelischen Militäroperation häufen 
sich Äußerungen, dass damit die letz¬ 
te Hoffnung auf eine friedliche Rege¬ 
lung des Konflikts durch Verhandlun¬ 
gen zerstört worden sei. Ist dies das 
eigentliche Ziel? Die Sabotage des 
Verhandlungsprozesses, der zur Ko¬ 
existenz von zwei selbstständigen und 
souveränen Staaten Israel und Paläs¬ 
tina führt, war schon immer ein An¬ 
liegen Netanjahus. Deshalb schuf er 
durch seine Expansionspolitik mit im¬ 
mer neuen israelischen Siedlungen auf 
palästinensischem Territorium das Hin¬ 
dernis, mit dem er den unter interna¬ 
tionalem Druck in die Wege geleitete 
Verhandlungsprozess in die Sackgasse 
trieb. Israels Rechte und Rechtsextre¬ 
misten wollen keinen eigenständigen 


souveränen Staat Palästina - das ist 
der eigentliche Kern des Problems. Sie 
wollen die Ausdehnung „Groß-Israels“ 
und ein israelisches Protektorat über 
immer größere Teile Palästinas. 
Deshalb genügt es nicht, sich lediglich 
für einen Waffenstillstand einzusetzen, 
so sehr er natürlich im Interesse der lei¬ 
denden Menschen wünschenswert ist 
und gefordert werden muss. 

Doch wenn es darum gehen soll, dau¬ 
erhafte Sicherheit sowohl für Israe¬ 
lis wie für Palästinenser zu erreichen, 
müssen Netanjahu und seine noch 
rechtsradikaleren Kumpane lernen, 
das dies nicht mit militärischer Gewalt 
erreicht wird. Sie müssen gezwungen 
werden, die Sabotage des Verhand¬ 
lungsprozesses aufzugeben und eine 
dauerhafte Zwei-Staaten-Lösung zu 
akzeptieren. Das heißt nicht nur so¬ 
fortige Einstellung des Bomben- und 
Raketenkrieges im Gaza-Streifen, 
sondern auch Einstellung des ex¬ 
pansionistischen Siedlungsbaus, An¬ 
erkennung und Verwirklichung der 
einschlägigen UNO-Resolutionen 
einschließlich der tatsächlichen Been¬ 
digung des Besatzungsregime und der 
Anerkennung des besonderen Status 
von Jerusalem. 

Dirk Grobe 


Eine Stimme^ aus (sraeh 

Warum Netanjahu und Barak in den Krieg zogen 


Tamar Gozansky, kommunistische Knesseth-Ab geordnete 
von 1990-2003, von Beruf Wirtschaftswissenschaftlerin, heu¬ 
te 72 Jahre alt, veröffentlichte im Internet folgenden persön¬ 
lich gehalten Artikel (leicht gekürzt): 

„Ihre Brüste schwollen vor Bedeutung: Premierminister 
Benjamin Netanjahu und Verteidigungsminister Ehud Barak 
kündigten den Medien und der Öffentlichkeit den Start ei¬ 
nes neuen Krieges an, diesmal in Gaza. Wie zu erwarten war, 
wedelten beide mit der abgenutzten Ausrede eines ,Krieges 
ohne Wahl 4 . Und wie zu erwarten war, schwatzten die Poli¬ 
tiker von Kadima (Liberale) und Arbeiterpartei (sozialde¬ 
mokratisch) auch von dieser Ausrede; aus ihrer Sicht ist die 
Bombardierung des Gaza-Streifens ein Grund, um der Re¬ 
gierung Grüße zu schicken. 

Die Erfahrung hat uns immer wieder gelehrt, dass die Regie¬ 
rung beim Beginn eines jeden Krieges feierlich versicherte, 
dass es diesmal mit dem Abfeuern von Raketen auf israe¬ 
lisch Städte und Dörfer ein Ende haben werde. Aber dann 
kam danach jedes Mal ein neuer Krieg, mit dem das Problem 
„ein für allemal“ gelöst werden sollte. Auf Lügen folgte Ent¬ 
täuschung, die auf die vergiftete Illusion der Macht folgte. 
Im vergangenen Jahr bereiteten uns Netanjahu und seine 
Partner auf einen großen Militärfeldzug gegen den Iran vor, 
indem sie uns immer wieder erklärten, dass Iran eine „exis¬ 
tenzielle Bedrohung“ sei. Aber für einen Krieg gegen den 
Iran ist es immer noch nötig, einen amerikanischen Part¬ 
ner zu haben, und dieser Partner hat bisher Netanjahu kein 
grünes Licht gegeben, sodass der Krieg gegen den Iran, wie 
er ankündigte, auf das Frühjahr verschoben wurde. 

Doch inzwischen gibt es Wahlen. Da sagten sich Netanjahu 
und Barak wohl: Wenn es keinen Krieg gegen den Iran gibt, 
wie können wir dann die Dinge in einer Weise arrangieren, 
dass es in den Wahlkampf der rechten Koalitionspartner 
passt, der auf der einen Seite die Siedler und auf der anderen 
Seite die Familien der reichen Tycoons (Großindustriellen) 
an sich drückt. So kam es, mit perfektem Timing gerade jetzt 
organisiert, zwei Monate vor den Wahlen, zu einer Eskala¬ 


tion im Süden ... Selbst die Netanjahu-Lieberman-Barak- 
Regierung weiß, dass die Bombardierung Gazas und auch 
eine Invasion durch die Streitkräfte kein einziges Problem 
lösen wird. Es lohnt sich daran zu erinnern, dass Barak am 
27. November 2008 - damals ebenfalls Verteidigungsminis¬ 
ter in Ehud Olmerts Regierung - den Beginn der Operation 
„Gegossenes Blei“ verkündete, jenes Krieges, der angeblich 
Hamas eine entscheidende Niederlage beibringen sollte. Und 
jetzt, vier Jahre später, wagt der gleiche Barak wieder einen 
Krieg, und wieder gegen Gaza. Und wieder stopfen sie uns 
voll mit den Wundertaten von Mord und Zerstörungen, so¬ 
lange sie die israelische Öffentlichkeit damit täuschen kön¬ 
nen, dass das Problem dieses Mal gelöst werden wird. 

Aber die Ähnlichkeit zwischen dem Krieg, der gerade begon¬ 
nen hat, und der Operation ,Gegossenes Blei 4 ist nicht nur 
ein Bluff, dass es eine Sache von ,Knall und Fall 4 sein werde. 
Beide Male, jetzt und 2008, hatte der Krieg ein durchsichti¬ 
ges politisches Ziel: die öffentliche Atmosphäre anzuheizen 
und auf diesem Weg mehr Stimmen bei der Knesseth-Wahl 
zu bekommen. 

Krieg war und ist immer noch ein sehr machtvolles Werk¬ 
zeug, um soziale Probleme vom Tisch zu wischen, die sich 
verschlimmernde Wohnungskrise und die täglichen Preis¬ 
erhöhungen für Grundbedürfnisse zu verdrängen, ebenso 
für die Rechtfertigung von drastischen Einschnitten in den 
Haushalt 2013. In Kürze werden sie uns erzählen, ,Seid ruhig 
und lasst uns weitere 15 Milliarden Schekel für einen weite¬ 
ren Krieg verschleudern, und dann lasst uns die noch kom¬ 
menden Einschnitte in den Haushalt bei Arbeitslosenhilfe, 
Kinderunterstützung, Krankenhausversorgung, Bildung und 
Infrastruktur damit rechtfertigen 4 . 

Manchmal wundere ich mich: Wie lange werden zwei Völ¬ 
ker, Israelis und Palästinenser, noch zu leiden haben, bis der 
Groschen fällt und wir endlich begreifen, dass militärische 
Gewalt das Problem von Raketen auf israelische Gemeinden 
nicht lösen wird und den Kindern von Siderot und Ashkalon 
keine ruhige Kindheit sichern kann?“ 


Israels Kommunisten bei 
Friedensdemonstrationen 

Noch in der Nacht nach dem ersten is¬ 
raelischen Militärschlag am vorletzten 
Mittwoch versammelten sich hunderte 
Menschen auf Initiative der Kommunisti¬ 
schen Partei Israels zusammen mit ande¬ 
ren Friedensaktivisten vor dem Haus von 
Verteidigungsminister Barak in Tel Aviv 
und dem Wohnsitz des Premierministers 
Netanjahu in Jerusalem, um gegen die er¬ 
neute Kriegsbrandstiftung der Regierung 
zu protestieren. Am darauf folgenden 
Donnerstag gab es weitere Demonstra¬ 
tionen in Tel Aviv, Haifa und Jerusalem, in 
Tel Aviv mit 5000 Teilnehmern. Auf ihren 
Schildern hieß es u.a.: „Israel - Palästi¬ 
na - zwei Staaten für zwei Völker“ und 
„Geld für Wohlfahrt, nicht für Krieg“. 

Auf einigen wurde Verteidigungsminister 
Barak als „Terrorist Nummer 1 “ bezeich¬ 
net. Gefordert wurde die sofortige Einstel¬ 
lung der Luftangriffe auf den Gaza-Streifen 
und der Beginn ernsthafterVerhandlungen 
über eine dauerhafte Zwei-Staaten-Frie- 
denslösung zwischen Israel und Palästina. 
Der kommunistische Knesseth-Abgeord- 
nete Dov Khenin (Chadasch) erklärte: „Die 
Netanjahu-Administration beharrt darauf, 
nichts aus den Erfahrungen zu lernen.“ 
„Anführer zu ermorden, ist nie eine Lö¬ 
sung. Anführer sind in der Vergangenheit 
ermordet worden und andere kamen, sie 
zu ersetzen, und inzwischen beginnt gera¬ 
de eine neue Runde von Blut und Feuer.“ 
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Klassenkampf und 
Zukunftsperspektiven 

Portugal im Herbst 2012 • PCP vor dem Parteitag 


M assive Proteste gegen die Po¬ 
litik der Regierung von Pe¬ 
dro Passos Coelho (PSD 
und CDS-PP) und die in breiten Tei¬ 
len der Bevölkerung erhobene For¬ 
derung nach deren Rücktritt, Kund¬ 
gebungen, Streiks und schließlich ein 
von der größten Gewerkschaftsorgani¬ 
sation des Landes, dem Dachverband 
der Einheitsgewerkschaften CGTP- 
Intersindical Nacional, organisierter 
Generalstreik charakterisieren diesen 
Herbst in Portugal. 

Nach den Worten von Jerönimo de 
Sousa, dem Generalsekretär der Por¬ 
tugiesischen Kommunistischen Partei 
(PCP), bedeutete der 14. November 
„einen großartigen Generalstreik, ei¬ 
nen der größten, die bis heute durch¬ 
geführt wurden und der in machtvol¬ 
ler Weise deutlich machte, dass die 
portugiesischen Werktätigen und das 
Volk den Agressionspakt der Troikas 
zurückweisen, der klar die Notwen¬ 
digkeit aufzeigte, mit dieser Regierung 
und dieser Politik Schluss zu machen, 
bevor diese Politik und diese Regie¬ 
rung mit dem Land Schluss machen.“ 
Tatsächlich handelt es sich um zwei 
Troikas, die eine, bestehend aus Inter¬ 
nationalem Währungsfonds, Europäi¬ 
scher Zentralbank und EU, die Portu¬ 
gal ihre zutiefst unsozialen und dest¬ 
ruktiven Maßnahmen zum Schutz des 
Kapitals oktroyiert, und die andere, die 
heimische, bestehend aus den offen 
rechten Regierungsparteien PSD und 
CDS-PP und der PS, die unter dem ge¬ 
scheiterten vorherigen Regierungschef 
Jose Söcrates IWF und Konsorten ins 
Land geholt hatte. Angesichts der im¬ 
mer massiver werdenden Proteste und 
der allgemeinen Anti-Troika-Stim- 
mung im Land mimen die Sozialisten 
Opposition, wollen „Spielräume“ aus¬ 
nutzen, um die katastrophalen Folgen 
der als „Austeritätspolitik“ firmieren¬ 
den Aggression gegen Besitzstand, Er¬ 
rungenschaften und Rechte der arbei¬ 
tenden Bevölkerung abzuschwächen, 
aber sie selbst sind der Troika verpflich¬ 
tet, haben den Aggressionspakt (vom 
Kapital und seinen Politikern „Hilfe“ 
oder „Beistandspakt“ genannt) mit un¬ 
terschrieben. 


Um das Spardiktat einzuhalten und 
die Wucherzinsen von über 8 Milliar¬ 
den Euro für diese selbstlose Hilfe zu 
bedienen, werden die Steuern „brutal“, 
wie es der Finanzminister selbst ankün¬ 
digte, erhöht, die Renten gekürzt, die 
Sozialleistungen und die Ausgaben für 
Gesundheit, Bildung und Kultur rigo¬ 
ros zusammengestrichen, öffentliche 
Investitionen weitestgehend storniert, 
Eisenbahnstrecken still gelegt, Fahr¬ 
pläne im öffentlichen Nahverkehr aus¬ 
gedünnt, die Fahrtgeschwindigkeit der 
Lissabonner Metro reduziert und, und, 
und ... „Portugal muss verarmen!“ - 
mit diesem zynischen Grundsatz ist 
diese Regierung vor anderthalb Jah¬ 
ren angetreten, und sie setzt seither al¬ 
les daran, ihn mustergültig umzusetzen. 

Küsschen für Coelho 

„Es gibt keine Alternative zu dieser Po¬ 
litik“, lautet es von herrschender Sei¬ 
te teils arrogant, teils Verständnis hei¬ 
schend. Aber das Volk sieht das zuneh¬ 
mend und immer deutlicher anders. Als 
die Regierung Anfang September an¬ 
kündigte, die Sozialabgaben für Lohn¬ 
empfänger um 7 Prozent des Brutto¬ 
einkommens zu erhöhen (und für die 
Unternehmen um einen ähnlichen Be¬ 
trag zu senken), gingen die Leute übers 
ganze Land zu Hunderttausenden auf 
die Straße. Diese so zum Ausdruck ge¬ 
kommene quantitative Dimension in 
eine qualitative zu überführen, ist das 
Anliegen der Kommunisten: So gut es 
ist, einmal auf die Straße zu gehen - 
besser noch ist es, sich organisiert und 
systematisch am Kampf zu beteiligen, 
ihn als Bestandteil grundlegender Klas¬ 
senauseinandersetzung zu begreifen. 
Ganz entscheidender Bestandteil die¬ 
ses Kampfes sind die Protest- und 
Streikaktionen, die von den Gewerk¬ 
schaften der CGTP-IN organisiert wer¬ 
den. Auch nachdem die Regierung die 
Erhöhung der Sozialabgaben wieder 
zurück genommen hatte (um später 
stattdessen die erwähnten massiven 
Steuererhöhungen anzukündigen), de¬ 
monstrierten die Massen am 29. Sep¬ 
tember auf einer zentralen Kundge¬ 
bung der Intersindical in Lissabon und 
ließen die Straßen der Innenstadt (Bai¬ 


xa) und den enormen Platz desTerreiro 
do Pago am Tejoufer überquellen. 
Weitere Proteste, unter anderem an¬ 
lässlich des Besuchs von Angela Mer¬ 
kel am 12. November - um bei den Va¬ 
sallen nach dem Rechten zu sehen und 
dem Statthalter Passos Coelho auf die 
Schulter zu klopfen (sie begrüßte ihn 
mit Küsschen und ermunterte ihn zur 
Fortsetzung seiner asozialen Politik) - 
mündeten nun vorerst in den Gene¬ 
ralstreik vom 14.11., an dem sich auch 
rund die Hälfte der in der reformis¬ 
tischen UGT organisierten Gewerk¬ 
schaften beteiligten. Dieser Streik leg¬ 
te spürbar, weitgehend und zum Teil 
auch vollständig den öffentlichen Ver¬ 
kehr, Häfen, Flughäfen, Schulen, Kran¬ 
kenhäuser und örtliche Verwaltungen, 
aber auch zahlreiche Produktions¬ 
stätten und einzelne Einkaufszentren 
lahm. Die Beteiligung übertraf deutlich 
die des letzten Generalstreiks im März, 
sie zeugte von großer Kampfentschlos¬ 
senheit, Klassenbewusstsein und Mut 
angesichts der oft sehr schmerzhaften 
Lohneinbußen und zu befürchtender 
Repressalien seitens der Unternehmer 
oder Dienstherren. 

Der Generalstreik zeigte auch den zu¬ 
gleich progressiven wie patriotischen 
Charakter des Kampfes der Arbeiter¬ 



bewegung Portugals: Im Mittelpunkt 
der politischen Aussage stand die Ver¬ 
teidigung der nationalen Souveränität 
und das Aufzeigen von Wegen, die eine 
Entwicklung des Landes unter Wah¬ 
rung und Ausbau der Rechte der ar¬ 
beitenden Bevölkerung, auf der Basis 
der Ausnutzung von Ressourcen und 
ausgebildeter Arbeitskraft, der eigenen 
Produktion und der Verbesserung der 
Produktivität ermöglichen. Wege, die 
nur über einen Bruch mit der von den 
verschiedenen Regierungen seit 1976 
praktizierten rechten Politik der Wie¬ 
derherstellung und des Ausbaus der 
Herrschaft des Kapitals möglich sein 
werden. 

Ziel: Fortgeschrittene 
Demokratie 

Die Genossinnen und Genossen der 
PCP, von denen viele innerhalb der 
Struktur der CGTP aktiv sind und 
dort wichtige Funktionen bis hin zum 
Vorsitzenden, Armenio Carlos, ausfül¬ 
len, befinden sich seit den ersten Mo¬ 
naten dieses Jahres in einer intensiven 
Debatte von Thesen und eines Ände¬ 
rungsprojektes zum Parteiprogramm 
im Rahmen der Vorbereitung des XIX. 
Parteitags, der vom 30.11. bis 2.12. in 
Almada bei Lissabon stattfinden wird. 
Wichtige Themen sind dabei der ge¬ 
nannte Bruch mit der rechten Politik 
und seine Eingliederung in einen Pro¬ 
zess, der zu einem Bruch mit der kapi¬ 
talistischen Ordnung als solcher füh¬ 
ren muss, die Charakterisierung der 
als nächstes Ziel definierten „fortge¬ 
schrittenen Demokratie“ („democracia 
avangada“) auf dem Weg zum So¬ 
zialismus, der Verbleib Portugals 
in NATO und EU sowie im Euro, 
die Forderung nach einer „patri¬ 
otischen und linken Regierung“, 
die Einschätzung der internati¬ 
onalen Kräfteverhältnisse und 
der globalen Kriegsgefahr. 

Die portugiesischen Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten 
sind sich ihrer Verantwortung für ihr 
Land und ihres Beitrags zum sozialen 
Fortschritt und der Sicherung des Frie¬ 
dens für die Menschheit sehr bewusst. 
Ihr Auftreten in den aktuellen Kämp¬ 
fen und ihre Ernsthaftigkeit bei der 
Diskussion im Vorfeld des Parteitags 
belegen das deutlich. 

A luta continua - 25 de Abril sempre, 
fascismo nunca mais! 


Lonha Heilmair, Lissabon 


Differenzierungen bei russischen Rechtsradikalen 

Ein Teil will sich als legale nationalistische Partei etablieren 


Im Lager der russischen Rechtsradika¬ 
len vollziehen sich Differenzierungs¬ 
prozesse. Ein Grund dafür dürfte da¬ 
rin zu suchen sein, dass die russischen 
Behörden seit einiger Zeit konsequen¬ 
ter gegen die Ultras vorgehen. Die von 
diesen begangenen Gewaltverbrechen 
haben derart erschreckende Ausmaße 
angenommen, dass sie zu einer Gefahr 
für die Stabilität des russischen Viel¬ 
völkerstaates und das internationale 
Ansehen Russlands geworden sind. So 
wurden nach Angaben des Moskauer 
Forschungszentrums SOWA, das sich 
mit den Problemen Fremdenfeindlich¬ 
keit und Rassismus beschäftigt, in den 
zurückliegenden sieben Jahren von 
Rechtsradikalen ca. 500 Menschen er¬ 
mordet und etwa 3 000 verletzt. Opfer 
sind vor allem Kaukasier und Mittel¬ 
asiaten, die die nationalistischen Tot¬ 
schläger mit dem Etikett „Schwarze“ 
belegen, sowie Antifaschisten. 
Zwischen 2009 und 2011 wurden die 
meisten rechtsradikalen Gruppen, die 
Morde begangen hatten, zerschlagen. 
Verboten wurden auch die zahlenmäßig 
stärksten Organisationen - die „Slawi¬ 
sche Union“ und die Bewegung gegen 
illegale Immigration (DPNI) von Ale¬ 
xander Below. Below und seine Bewe¬ 
gung suchen nun den Ausweg aus der 
Illegalität in einem Zusammenschluss 
nationalistischer Gruppen zur landes¬ 
weiten Bewegung „Russkije“ (Rus¬ 
sen), die als Basis für die Gründung 
einer legalen nationalistischen Partei 
dienen soll. Der Bewegung „Russkije“ 


gehören neben „gemäßigteren“ Natio¬ 
nalisten auch Neonazis an wie Gregori 
Borowikow, der die Reste der „natio¬ 
nalpatriotischen“ Organisation Pam- 
jat führt, und Dmitri Schulz-Bobrow, 
dessen Gruppe sich „Nationalsozialis¬ 
tische Initiative“ nennt. Diese Grup¬ 
pen vertreten nach Einschätzung der 
SOWA-Experten eindeutig die Neona- 
zi-Ideologie und führen z.B. auch mit 
ihren Anhängern Sommerlager durch, 
in denen sie Nahkampf und Schießtrai¬ 
ning organisieren. 

Ein Grund für das Bestreben, die Na¬ 
tionalisten in einer legalen Partei zu 
sammeln, dürften auch die Erfahrun¬ 
gen bei den Anti-Putin-Demonstrati- 
onen 2011/2012 sein, die ihnen neue 
Möglichkeiten der Einflussnahme bo¬ 
ten. Der Blogger Navalny, der regel¬ 
mäßig an Veranstaltungen der frem¬ 
denfeindlichen DPNI Belows sowie 
am jährlichen „russischen Marsch“ der 
Nationalisten teilnimmt, ist bekannt¬ 
lich zu einer zentralen Figur der An- 
ti-Putin-Opposition aufgestiegen. Auf 
seinen Einfluss mag es zurückzufüh¬ 
ren sein, dass selbst Below als Redner 
auf Oppositionskundgebungen spre¬ 
chen konnte. Unter den dort wehen¬ 
den Fahnen waren auch die des zaristi¬ 
schen Imperiums. Neonazis in Bomber¬ 
jacken zeigten den Hitlergruß. Dies war 
ein Grund dafür, dass die Liberalen der 
Jabloko-Partei sich nicht an diesen Ver¬ 
anstaltungen beteiligten. Andere Teile 
der Opposition vertreten dagegen den 
Standpunkt, dass es darauf ankomme, 


alle Gegner Putins, auch die Nationalis¬ 
ten, gegen diesen zu sammeln. 

Der Einfluss, den die Nationalisten 
inzwischen in der Anti-Putin-Opposi- 
tion erreicht haben, findet auch in de¬ 
ren kürzlich per Internet gewählten 
„Schattenparlament“ seinen Ausdruck. 
An der Spitze des „Koordinationsrats“ 
steht der Blogger Nawalny. Außerdem 
gehören fünf weitere Nationalisten 
diesem 45 Personen umfassenden Lei¬ 
tungsgremium an. 

Wenn es bereits eine legale nationalisti¬ 
sche Partei als Sammelbecken gegeben 
hätte, wären die Einflussmöglichkeiten 
für die Nationalisten wohl noch größer 
gewesen. Schließlich soll Umfragen zu¬ 
folge fast die Hälfte der russischen Be¬ 
völkerung für fremdenfeindliche Stim¬ 
mungen in der einen oder anderen 
Weise anfällig sein. Wobei allerdings 
hinzugefügt wird, dass der bei weitem 
größte Teil dieses Potentials nichts mit 
den neonazistischen Gewalttätern zu 
tun haben will. 

Der harte Kern der Neonazis wird sich 
nach Einschätzung der SOWA-Exper- 
ten kaum an der Bewegung „Russkije“ 
und dem Projekt einer legalen Partei 
beteiligen. Sie setzen den Weg des Ter¬ 
rors fort und sehen in dem Vorhaben 
Belows und anderer Verrat. Ihre „Hel¬ 
den“ sind die sogenannten „weißen Ge¬ 
fangenen“, d.h. diejenigen, die wegen 
Gewalttaten zu langjährigen Strafen 
verurteilt wurden. 

Auch in diesem Jahr haben sich Na¬ 
tionalisten aller Schattierungen zum 


„russischen Marsch“ versammelt. Die 
Teilnehmerzahl wird von der Polizei 
mit 6 000, von den Veranstaltern mit 
20 000 angegeben. Er findet seit eini¬ 
gen Jahren am 4. November statt, dem 
Tag, der von der russischen Führung 
anstelle des Jahrestages der sozialisti¬ 
schen Oktoberrevolution zum arbeits¬ 
freien Feiertag erklärt wurde. Er soll 
an die Vertreibung der polnisch-litau¬ 
ischen Truppen aus Moskau 1612, also 
vor 400 Jahren erinnern. 

Die Neonazis zeigen auf ihrem „Rus¬ 
sischen Marsch“ den Hitlergruß und 
Nazisymbole. In diesem Jahr wurden 
deren Träger in Moskau bereits im 
Vorfeld von der Polizei abgefangen. 
Dennoch kam es während des Mar¬ 
sches zu solchen Vorfällen, ohne dass 
die Polizei eingeschritten ist. 

Dagegen will das Moskauer Büro für 
Menschenrechte Beschwerde einlegen. 
Laut deren Beobachtern seien erneut 
fremdenfeindliche, nationalistische und 
extremistische Losungen sowie Aufrufe 
zur Gewalt geäußert worden, darunter 
Aufrufe zum Sturz der Verfassungsord¬ 
nung. 

Dominierend waren diesmal aber wohl 
die Symbole des Zarenreiches und Je¬ 
sus-Ikonen, die dem Zug vorangetra¬ 
gen wurden. Das mag bereits Ausdruck 
der neuen Taktik eines Teils der Nati¬ 
onalisten sein. Inzwischen wird der 
„Russische Marsch“ auch in zahlrei¬ 
chen anderen Städten von den Natio¬ 
nalisten organisiert. 

Willi Gerns 


Keine Wahl bei der Wahl 

Kein Fortschritt in Rumänien 

Am 9. Dezember finden in Rumänien 
die Wahlen für das rumänische Parla¬ 
ment, den Senat und die Abgeordneten¬ 
kammer, statt. Rumänien schließt da¬ 
mit ein Jahr ab, das reich an Ereignissen 
ist. Den Regierungswechseln im ersten 
Halbjahr folgten die Wahlen zu den ört¬ 
lichen und regionalen Vertretungen. Es 
folgte die Abberufung des Staatspräsi¬ 
denten durch das Parlament, das Refe¬ 
rendum zu dieser Abberufung, das die 
Maßnahme für unwirksam erklärte und 
die Rückkehr des Präsidenten Traian 
Basescu in sein Amt ermöglichte. Re¬ 
giert wird jetzt in „Kohabitation“ zwi¬ 
schen einem Präsidenten, der sich im 
politischen Lager der rechten bürgerli¬ 
chen Opposition zu Hause fühlt, und ei¬ 
ner von den Sozialdemokraten und Na¬ 
tional-Liberalen gestellten Regierung, 
die die Mehrheit im Parlament hat. 
Unter solchen Umständen haben die 
Wahlen die Aufgabe, die Kräfteverhält¬ 
nisse im Lande wieder zu klären. Vor 
den Wahlen ist das Verhalten der regie¬ 
renden und opponierenden Hauptkräf¬ 
te dadurch gekennzeichnet, dass sie ihre 
Gegnerschaft austragen, um das Wäh¬ 
lerpotenzial zu ihren Gunsten zu mo¬ 
bilisieren, aber zugleich versuchen, die 
Brisanz zu vertuschen, die in der Ent¬ 
wicklung der inneren Lage steckt. Bei¬ 
de Lager streben entsprechend ihrer 
Programmatik und Politik die Beibe¬ 
haltung der bestehenden gesellschaft¬ 
lichen und politischen Verhältnisse an. 
Während die Politiker noch von der 
„europäischen Verheißung“ träumen 
und darüber dozieren, haben die Mas¬ 
sen längst begonnen, sich von dem Pro¬ 
jekt zu verabschieden. 

Prognosen besagen, dass das Wirt¬ 
schaftswachstum auch in Rumänien 
stagniert. Je nach politischem Stand¬ 
punkt werden die Ursachen von den 
einen in der Trockenheit des Sommers 
und von den anderen in den politischen 
Grabenkämpfen gesehen, die das ganze 
Jahr stattgefunden haben. Eine weitere 
Gruppe weist darauf hin, dass das abso¬ 
lute „Fehlen einer Vision der Regieren¬ 
den“ die Wirtschaft so tief in den Keller 
geführt hat, dass auch für 2013 keine 
Hoffnung auf Gesundung besteht. Für 
die Bevölkerung bedeutet das: niedrige 
Löhne und Gehälter, zunehmende Ar¬ 
beitslosigkeit, steigende Preise. 

Für 2013 sehen die Perspektiven auch 
deshalb ebenfalls schlecht aus, weil die 
Euro-Zone, mit der Rumänien wirt¬ 
schaftlich verflochten ist, erneut in die 
Rezession eingetreten ist. Die neuesten 
Zahlen des Statistischen Amtes besa¬ 
gen, dass das BIP in den ersten neun 
Monaten 2012 um nur 0,2 Prozent im 
Vergleich zum gleichen Zeitraum 2011 
gewachsen ist. Für 2013 wird ein wei¬ 
terer Rückgang vorausgesagt. Rumäni¬ 
sche Ökonomen weisen darauf hin, dass 
man die Ursachen nicht allein im Leis- 
tungsausfall der Landwirtschaft sehen 
kann. Es gehe „um den Fall der Volks¬ 
wirtschaft“. Diese Situation sei auf die 
Anwendung des Programms der Strei¬ 
chungen zurückzuführen, das dem Land 
vom IWF aufgedrückt wurde. Gleich¬ 
zeitig werde die Wirtschaft in sehr ho¬ 
hem Maße vom ausländischen Kapital 
kontrolliert, dessen Anliegen nicht im 
ökonomischen Wachstum, sondern in 
der Erzielung von Profit besteht. 

Die Sozialistische Allianzpartei Rumä¬ 
niens (PAS), die der Europäischen Lin¬ 
ken angehört, schätzt diese Entwick¬ 
lungen als Ausdruck des Scheiterns der 
kapitalistischen Restauration in Rumä¬ 
nien ein. Zweitens gehe es bei diesen 
Entwicklungen nicht nur um innenpo¬ 
litische Auseinandersetzungen, sondern 
um ein Aufeinanderprallen mehrer aus¬ 
ländischer Interessen. Rumänien habe 
den Status einer Kolonie erhalten, die 
durch die EU und die USA ausgebeu¬ 
tet werde. 

Gesellschaftlicher und ökonomischer 
Fortschritt sei nicht zu erwarten. Nach 
den bisherigen Entwicklungen dürften 
sich vielmehr die Bemühungen verstär¬ 
ken, dem rumänischen Staat auch die 
letzten Ressourcen zu entziehen. Das 
sind z.B. die Wasserkraftwerke, die 
Gaslagerstätten, Uran, Wolfram, Kup¬ 
fer und Gold usw. 

Anton Latzo 
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Gastkolumne von Uwe Koopmann 

Auch bei Frau Schmidt 
wurde geschreddert 


Als ich 1977 Berufverbot bekam, weil 
ich auf der Grundlage der „Erkennt¬ 
nisse“ des niedersächsischen „Ver¬ 
fassungsschutzes“ zumindest Sympa¬ 
thisant der DKP gewesen sei, musste 
ich mir ganz schnell einen Job suchen, 
um Miete und Brötchen bezahlen zu 
können. Ich bekam vom Arbeitsamt 
Oldenburg die Aufforderung, mich 
bei der Firma Hüppe an der Clop- 
penburger Straße zu melden. Dort 
könne ich mit einem Zeitvertrag La¬ 
gerarbeiter werden. 

Ich bekam sofort eine vertrauensvol¬ 
le Aufgabe, die vor dem Hintergrund 
des laufenden Berufsverbotverfah¬ 
rens durchaus pikant war: Ich muss¬ 
te Akten schreddern - die inzwischen 
so alt waren, dass sie nicht mehr für 
das Finanzamt vorgehalten werden 
mussten. So sagte man mir. Als der 
Vertrag auslief, waren die Akten weg¬ 
gearbeitet und ich bekam eine Staub- 
Allergie. 

Die Akte, die der Verfassungsschutz 
über meine Person, penibel zusam¬ 
mengetragen von Drei-Groschen- 
Jungen, angelegt hatte, begleitete 
mich bei der ministeriellen Anhö¬ 
rung in Hannover und bei den Pro¬ 
zessen vor dem Verwaltungsgericht 
in Oldenburg und anschließend beim 
Oberverwaltungsgericht in Lüne¬ 
burg. Diese Akte bildete die Grund¬ 
lage für das rechtskräftige Berufs¬ 
verbot, das juristisch nie aufgehoben 
wurde. 

Vor dem Hintergrund, dass in letz¬ 
ter Zeit so viele Akten „verschwun¬ 
den“ sind, erinnerte ich mich „mei¬ 
ner“ Akte. Bevor sie vielleicht auch 
geschreddert würde, wollte ich sie 
gerne sehen. Ich fragte beim „Verfas¬ 
sungsschutz“ in Niedersachsen, beim 
Landesarchiv Niedersachsen, bei der 
Polizeidirektion Oldenburg (Abtei¬ 
lung Staatsschutz), beim Bundesamt 
in Köln an, ob ich mal Einblick neh¬ 
men dürfe. Alle Dienststellen ant¬ 
worteten mir übereinstimmend, dass 
es über mich gar keine Akte und kei¬ 
ne Datei gebe. Wurden sie etwa auch 
geschreddert? Wen wollte der „Ver¬ 



fassungsschutz“ damit intern schüt¬ 
zen? 

Was ich politisch gemacht und nicht 
gemacht habe, das weiß ich. Ich hät¬ 
te aber so gerne gewusst, wie und wo 
der VS glaubte, mich observieren zu 
müssen. Schließlich ist ja die Würde 
des Menschen unantastbar ... 

Nun hat es auch Claudia Schmidt 
erwischt, die Leiterin des Berliner 
„Verfassungsschutzes“. Nach Sach¬ 
sen, Thüringen., Sachsen-Anhalt 
wieder eine Verlust-Meldung. Wen 
im „Verfassungsschutz“ will der Ber¬ 
liner „Verfassungsschutz“ schützen, 
indem er Akten vernichtet? 

Die Kommunisten und andere Op¬ 
fer der Berufsverbote sollten aus 
dem Staatsdienst entfernt werden. 
Ich habe den Eindruck, jetzt ist es 
umgekehrt: Die braunen Mitarbei¬ 
ter des „Verfassungsschutz“ sollen 
im Staatsdienst gehalten werden. 
Bevor sie enttarnt werden könnten, 
werden sie geschreddert. Dann hat 
es sie nie gegeben. Dumm, nur, dass 
man jetzt auch noch Frau Schmidt 
erwischt hat. Es wird sie trösten, dass 
sie keine Kündigung bekommt. Sie 
wird wohl nur durch einen neuen 
Chef ersetzt und selbst an eine an¬ 
dere Stelle „versetzt“. Das solle ihr 
mit einem „kontrollierten Neuan¬ 
fang“ ermöglicht werden. Vielleicht 
klappt es ja jetzt mit der Kontrolle 
etwas diskreter. 


60 Landesamt für 
jahre Verfassungsschutz 




Die ewigen Schnüffler 



Die SPD-Linke gewinnen Profil 


„Die Maßnahmen wenden sich am Ende 
gegen die deutsche Arbeiterklasse“ 

Interview mit Maite Mola, Kommunistische Partei Spaniens 


Nach Angaben der aufrufenden Ge¬ 
werkschaftsverbände UGT, CC.OO., 
USO, CGT und STES-Intersindical be¬ 
teiligten sich sowohl in Madrid als auch 
in Barcelona jeweils etwa eine Million 
Menschen an den Aktionen zum Ge¬ 
neralstreik am 14. November. Etwa 9,1 
Millionen der 11,9 Millionen Aufgerufe¬ 
nen hätten die Streiks befolgt; dabei kam 
es zu Ausschreitungen durch die Polizei. 
In Madrid hieß das Motto „ Sie lassen 
uns ohne Zukunft. Es gibt Schuldige. 

Es gibt Eösungen“ - und zwar auf Spa¬ 
nisch, Englisch und Deutsch. 

Die UZ sprach mit Maite Mola, Verant¬ 
wortliche für die internationalen Bezie¬ 
hungen der Kommunistischen Partei 
Spaniens (PCE) und Vizepräsidentin 
der Partei der Europäischen Linken 
(EL): 

UZ: Liebe Genossin Maite, von hieraus 
Deutschland schauen wir mit Sorge auf 
die wirtschaftliche Situation der Spani¬ 
erinnen und Spanier, konkreter der Ar¬ 
beiterklasse - in Krisenzeiten die betrof¬ 
fene Gruppe. Wie ist die Lage, wie war 
der Aktionstag am 14. November? 
Maite Mola: Der 14. November war 
eine der bedeutendsten Mobilisierun¬ 
gen seit der Rückkehr zur Demokratie 
in Spanien, was Arbeitsangelegenhei¬ 
ten angeht. Der Streik war ein Erfolg, 
und bei den Demonstrationen waren 
Hunderttausende Menschen. Die wirt¬ 
schaftliche Situation in Spanien ist äu¬ 
ßerst hart; es gibt eine Arbeitslosen¬ 
rate von 25 Prozent, was sechs Milli¬ 
onen Menschen entspricht. Mehr als 
die Hälfte der jungen Leute findet kei¬ 
ne Arbeit, Millionen verarmen ... die 
Austeritätspolitik hat nur Hunger und 
Elend mit sich gebracht. 

UZ: Was ist der Blick der Spanierinnen 
und Spanier auf Deutschland und Mer¬ 
kel und deren Rolle in der europäische 
Krise? Wie charakterisiert die PCE die¬ 
se Rolle? 



Maite Mola (vorn Mitte) bei einem 
internationalen Treffen im Rahmen 
der Aktionen zum 14. November. 

Rechts hinter ihr der Generalsekretär 
der PCE, Jose Luis Centella. 

Maite Mola: Wir glauben, dass man 
Merkel und Deutschland nicht ver¬ 
wechseln sollte. In Deutschland gibt 
es viele Menschen, denen bewusst ist, 
dass Merkel von Griechenland, Spani¬ 
en, Portugal und den anderen Ländern 
Maßnahmen verlangt, die nicht nur 
ungerecht sind, sondern auch nutzlos. 
Denn am Ende werden sie sich gegen 
die deutschen Arbeiterinnen und Ar¬ 
beiter wenden. Sie glaubt halt, dass sie 
damit die Wahlen gewinnen kann. 

Die Kommunistische Partei Spaniens 
denkt, dass die deutschen Gewerk¬ 
schaften eine Wende vollziehen sollten 
und sich darüber bewusst werden müss¬ 
ten, dass sie sich nur Probleme einhan¬ 
deln, wenn sie nicht stärker die Länder 
des Südens unterstützen. Denn was 
uns hier heute passiert, kann morgen 
in Deutschland geschehen. Die Staaten 
der Europäischen Union in der Krise 
zu unterstützen, bedeutet der deut¬ 
schen Arbeiterklasse zu helfen. Das ist 
unsere Position. 

UZ: Seit der Krise etwas stärker, aber ei¬ 
gentlich schon seit Jahren, hört man von 
separatistischen Tendenzen in Katalonien 
und möglichen Mehrheiten für einen eige¬ 
nen Staat. Uns interessiert eure Meinung 
zur so genannten „ Autodeterminaciön“ 
(Selbstbestimmung) und welche Rolle da¬ 


bei die vorgezogenen Wahlen in Kataloni¬ 
en am kommenden Sonntag spielen. 
Maite Mola: Die katalonische Bour¬ 
geoisie, die von der CiU (Konvergenz 
und Einheit) vertreten wird, versteckt 
sich hinter der katalonischen Fahne, um 
die Krise und die Politik brutaler Ein¬ 
schnitte in Katalonien zu überdecken. 
Diejenigen, die die Arbeitslosigkeit 
nach Katalonien gebracht haben, ver¬ 
suchen Spanien zu spalten, versuchen 
die Völker des spanischen Staates zu 
spalten - aber der Konflikt in diesem 
Land ist einer zwischen denen, die die 
Krise heraufbeschworen haben und 
denen, die unter ihr leiden, und nicht 
zwischen den Arbeitenden der ver¬ 
schiedenen Regionen. Wir unterstüt¬ 
zen das Recht auf Selbstbestimmung, 
aber in diesem Fall ist das einzige Ziel 
von CiU eine absolute Mehrheit zu er¬ 
reichen, um ihre Elendsetats durchzu¬ 
peitschen. 

UZ: Vor Jahren gab es Diskrepanzen 
zwischen der Vereinten Linken (IU) 
und der PCE als deren wichtigstem Mit¬ 
glied zu Fragen der politischen Linie. 
Dann wurde Cayo Lara als Generalko¬ 
ordinator gewählt. Sind die Diskussio¬ 
nen nun vom Tisch? Wie sieht sich die 
PCE heute innerhalb der IU? 

Maite Mola: So wie immer. Wir sehen 
uns als Teil der Vereinten Linken, der 
versucht die politische Hegemonie in¬ 
nerhalb der Organisation zu erlangen - 
aber nicht die Mehrheiten bei der Äm¬ 
terverteilung. Trotz der Unstimmigkei¬ 
ten sind wir immer in der IU geblieben, 
weil wir glaubten und noch immer glau¬ 
ben, dass die Einheit der Linken tak¬ 
tisch dabei hilft die Probleme zu lösen, 
und strategisch dafür, zum Sozialismus 
zu gelangen, auf dem Weg zum Kom¬ 
munismus. 

UZ: Wir danken und wünschen den Ge¬ 
nossinnen und Genossen der KP Spani¬ 
ens Erfolg bei den Kämpfen! 

Die Fragen stellte Günter Pohl 


„Erkenntnisse“ des Hessischen Verfas¬ 
sungsschutzes führten 1975 dazu, dass 
Silvia Gingold aus dem Schuldienst, 
den sie damals als Lehrerin in Neu¬ 
kirchen versah, entlassen wurde - ein 
„klassisches“ Berufsverbot. 

Man lastete ihr damals auch einen Auf¬ 
satz über die Chancengleichheit der 
Frau an, den sie im Verlag „Marxisti¬ 
sche Blätter“ publiziert hatte. Ein Jahr 
zuvor waren wesentliche Passagen des 
Artikels von hessischen Kultusminis¬ 
terialen noch als „gut“ bewertet wor¬ 
den - in der Examensarbeit von Frau 
Gingold. 

Ein Jahr und eine Solidaritätskampag¬ 
ne später wurde die aktive Kommunis¬ 
tin als Lehrerin wieder eingestellt. Ihre 
Beliebtheit an der Schule, die Reputa¬ 
tion ihrer Eltern als (von Frankreich) 
hochgeehrte Kämpfer der Resistance 
und die blamablen Recherchen des 
Hessischen Verfassungsschutzes wer¬ 
den dabei ihre Rolle gespielt haben. 
Jetzt zeigte sich, dass die hessischen 
Schnüffler nichts gelernt haben. Ewig 


schnüffeln sie weiter. Als Frau Gingold 
nachfragte (s. Bericht S. 5), ob noch 
Aktien aus jener Zeit über sie geführt 
wurde, hieß es: Die alten sind vernich¬ 
tet, aber eine neue ist angelegt. Ab dem 
Jahre 2009 ist das ehemalige Berufs- 
verbote-Opfer im „Bereich Linksex¬ 
tremismus“ gespeichert. 

Unglaublich, was der sogenannte Ver¬ 
fassungsschutz seitdem „erkannt“ hat: 
Silvia Gingold hat ein öffentliches 
Referat zur Vorstellung der Biografie 
ihres Vaters und eine Rede auf einer 
Demonstration gegen Faschisten ge¬ 
halten. 

Silvia lebt in Kassel. Dort hat im Jah¬ 
re 2006 der Nationalsozialistische Un¬ 
tergrund den Migranten Halil Yozgat 
in seinem Internet-Cafe ermordet. 
Andreas T„ damals hessischer Verfas¬ 
sungsschützer, war vor Ort und bekam 
nichts mit. Was schützt dieser Verfas¬ 
sungsschutz? 

Diese Demokratie jedenfalls nicht. 

Adi Reiher 


Solidarität mit der Bevölkerung Palästinas - 

Stoppt den Krieg! 


Die Deutsche Kommunistische Partei verurteilt die Angriffe Israels 
gegen den Gaza-Streifen und ist solidarisch mit der palästinensi¬ 
schen Bevölkerung und der israelischen Friedensbewegung. 

Die mit dem Vorwand der „Bezwingung der Hamas“ geführten ver¬ 
brecherischen Militärschläge der israelischen Armee treffen zu ei¬ 
nem großen Teil Zivilisten und werden den Konflikt nie zu einem Ende 
kommen lassen. Vieles spricht dafür, dass Israels Premieminister 
Netanjahu sich mit dieser militärischen Aggression eine Wiederwahl 
bei den Wahlen im Januar 2013 sichern will. Und es soll auch die 
am 29. November 2012 vor der UN-Generalversammlung beantragte 
Verlängerung der Anerkennung Palästinas als eingeständiger Staat 
verhindert werden. 

Es spricht für ihre Politik, dass sich die US-Administration, die Vertre¬ 
terin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik und die deutsche Bun¬ 
deskanzlern sofort an die Seite der israelischen Regierung stellten 
und damit den Angriff legitimieren. Der Schuldige war für sie schnell 
gefunden: Die im Gazastreifen von der Bevölkerung gewählte Hamas. 
Dabei verkennen sie die Wurzeln des Konflikts und lassen bewusst 
die Geschichte des Landes und die gegenüber der Bevölkerung Pa¬ 


lästinas seit Jahrzehnten dauernde Unterdrückung durch Israel au¬ 
ßer Acht. 

Wir unterstützen die Forderung nach Anerkennung eines palästinen¬ 
sischen Staates in den Grenzen von 1967. 

Gleichberechtigte Verhandlungen im Frieden werden Sicherheit in 
der Region bringen. 

Die DKP erklärt sich solidarisch mit der Bevölkerung Palästinas, den 
fortschrittlichen und kommunistischen Parteien Palästinas und Is¬ 
raels sowie der israelischen Friedensbewegung. Wir wünschen ih¬ 
nen die Kraft, einen gerechten Frieden für Palästina und Israel zu 
erreichen. 

★ Wir fordern den sofortigen und endgültigen Stopp jeglichen Waf¬ 
fen- und Rüstungsexports in die Region, insbesondere an Israel. 

★ Wir fordern die Unterstützung Palästinas am 29. November vor der 
UN-Generalversammlung für die Anerkennung als Staat. 

★ Wir rufen unsere Mitglieder auf Demonstrationen, Mahnwachen 
und Veranstaltungen gegen den Krieg Israels gegen Gaza zu orga¬ 
nisieren oder zu unterstützen. 

Solidarität mit der Bevölkerung Palästinas! 

Bettina Jürgensen, Vorsitzende der DKP 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Europaweit gegen das 
Spardiktat 
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A m 14. November fand der ers¬ 
te gemeinsame südeuropäische 
Streiktag und europäische Ak¬ 
tionstag statt. In über 20 Ländern der 
Europäischen Union demonstrieren 
Kolleginnen und Kollegen für soziale 
Gerechtigkeit. In Griechenland, Por¬ 
tugal, Spanien, Zypern, Malta und in 
Italien haben Millionen Menschen ge¬ 
streikt. Mit einem eintägigen General¬ 
streik protestierten sie gegen die an¬ 
haltenden Kürzungen ihrer Löhne und 
Renten, gegen weitere Einschnitte im 
Gesundheits- und Bildungswesen und 
immer neue Sparpakete. Der Europä¬ 
ische Gewerkschaftsbund (EGB)hatte 
aufgerufen, aber auch unterschiedliche 
soziale Bewegungen in allen Ländern. 
Der Exekutivausschuss des EGB hat¬ 
te in seinem Aufruf erklärt, seinen 
entschiedenen Widerstand zu leisten 
„gegen die Kürzungsmaßnahmen, die 
Europa in eine wirtschaftliche Stag¬ 
nation, ja eine Rezession treiben, 
sowie gegen die fortdauernde 
Zerstörung des europäischen 
Sozialstaatsmodells. Diese 
Maßnahmen sind weit da¬ 
von entfernt, Vertrauen 
wiederherzustellen, und 
führen nur zu einer Ver¬ 
größerung der Ungleich¬ 
gewichte und begünstigen 
Ungerechtigkeit.“ 

In dem Aufruf hieß es weiter: 

„Die Haushaltskonsolidierung 
hatte schlimmere Auswirkun¬ 
gen, als von Institutionen wie 
der Europäischen 
Kommission 
und dem In¬ 
ternationa¬ 
len Wäh¬ 
rungsfonds 
(IWF) 
erwartet 
worden 
waren. 

Der IWF 
räumt 
mittler¬ 
weile so¬ 


gar ein, dass die Auswirkungen der 
Kürzungsmaßnahmen auf das Wachs¬ 
tum völlig falsch eingeschätzt wurden. 
Diese Fehleinschätzung hat erhebliche 
negative Auswirkungen auf das tägli¬ 
che Leben der vom EGB vertretenen 
Arbeiter/-innen und Bürger/-innen und 
stellt die mit dem Fiskalpakt vorange¬ 
triebene und von der Troika auferleg¬ 
te Austeritätspolitik komplett infrage.“ 
Der Generalstreik legte in Spanien 
und Portugal einige Wirtschafts¬ 
bereiche lahm, darunter die 
Automobilproduktion in 
Spanien. In Portugal 
war der Schwerpunkt 
des Aktionstages der 
Öffentliche Dienst 
und das Verkehrs¬ 
wesen. In Italien 
demons¬ 


trierten Gewerkschafter und Studen¬ 
ten mit Arbeitsniederlegungen und 
etwa 100 Kundgebungen gegen die 
rigide Sparpolitik Europas und der 
Regierung von Mario Monti. Auch in 
Griechenland waren die Beschäftigten 
zu einem mehrstündigen Ausstand auf¬ 
gerufen. 

WSK - 


s/ 


Die Bilder auf dieser Seite zeigen 
Streikaktionen in Spanien und 
Portugal (siehe zu Aktionen in der 
Bundesrepublik die Seite 3). 

Bild oben rechts: Eines der Mobilisie¬ 
rungsplakate in Spanien. 

Bild rechts: Polizisten gehen in 
Barcelona mit Gewalt gegen Demon¬ 
strierende vor. 
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Theorie und Geschichte/ Politisches Buch 


unsere zeit m 


Über Standardfestnahmeverfahren und 

Israelische Soldaten brechen ihr Schweigen • Buchbesprechung von Lothar Geisler 


mehr 



W ährend ich mein Buch zuklappe und 
mich daran setze, es zu besprechen, es¬ 
kaliert die Situation im israelisch-pa¬ 
lästinensischen Dauerkrieg immer weiter. Bis zu 
75 000 Reservisten - mehr als im letzten Libanon- 
Krieg - sollen sich auf den Weg machen, die Reste 
von selbstbestimmtem Leben im Gazastreifen zu 
Klump zu schießen. Der israelische Kriegsminister 
Liebermann droht, die geplante Bodenoffensive 
könne „nicht auf halber Strecke gestoppt“ werden: 
„Dann müssen wir bis zum Ende gehen.“ (FAS, 
18.11.2012) 

Die aktuelle Kriegsoperation wird „Säule der Ver¬ 
teidigung“ getauft. Bei der Namensgebung ihrer 
Verbrechen bleiben israelische Militaristen so 
fantasievoll-zynisch wie andere. Davon legt - um 
zum Ausgangspunkt zurückzukommen - auch das 
Buch „Breaking the silence“ Zeugnis ab. 

In diesem Buch brechen Soldaten der „Israeli¬ 
schen Verteidigungsarmee“ (Zahal) ihr Schwei¬ 
gen. Ihre Augenzeugenberichte enthüllen die All¬ 
tags-Realität ihrer Einsätze im Westjordanland, 
die den Weg nur selten in die internationalen Me¬ 
dien schafft. Das Buch enthält 146 Berichte von 
106 Augenzeugen und ist repräsentativ für das 
Material, das „Schowrim Schtika“ (Hebräisch für 
„Schweigen brechen“), eine Nichtregierungsor¬ 
ganisation ehemaliger Soldaten über einen länge¬ 
ren Zeitraum in über 800 Interviews gesammelt 
und erstmals 2010 auf hebräisch veröffentlicht hat. 
(siehe auch: www.breakingthesilence.org.il ) 

Wie dieser Alltag im Detail aussieht, will und kann 
ich hier nicht referieren. Das fünfseitige Inhalts¬ 
verzeichnis vermittelt eine vage Vorahnung davon. 
Es listet alle 146 Interviews mit einer Kernaussa¬ 
ge einzeln auf. (siehe Auszug rechts) Ich empfeh¬ 
le: Zeit und Auszeiten für die anstrengende und 
manchmal schwer zu ertragende Lektüre aller In¬ 
terviews nehmen. Trotzdem eine Mikro-Lesepro¬ 
be: „Einheit: Fallschirmjäger, Ort: Nablus: Jahr: 
2002-2003 ... ,Das Standardverfahren bei Fest¬ 
nahmen geht so: ,Stehen bleiben oder ich schie¬ 
ße 4 . In die Luft schießen, blablabla ... im Einsatz 
richten wir uns nicht danach. Das reale Standard¬ 
verfahren ist eine verkürzte Fassung: ,Waqf 4 (ara¬ 
bisch) - Halt 4 , bumm. Wenn er in der Sekunde, in 
der Du ihm zurufst, stehen zu bleiben, nicht stehen 
bleibt und die Hände hochnimmt, dann schieß um 
zu töten. 4 Frage: Das heißt keine Schüsse auf seine 
Beine? Keine Schüsse in die Luft? Antwort: ,Halt, 
bumm. Und oft ist dieses ,Halt 4 nur fürs Protokoll. 4 
Frage: Bumm, Halt? Antwort: ,So was in der Art 
... 4 (S. 98) 

In ihrem Staat Israel (wie überall) wurden und 
werden Soldatlnnen, die ihr Schweigen brechen 
als „Nestbeschmutzer“, „Vaterlandsverräter“ und 
„unpatriotisch“ gebrandmarkt, verleumdet, ver¬ 
folgt. Avi Primor, von 1993 bis 1999 israelischer 
Botschafter in Deutschland, springt ihnen in 
Kenntnis der Reaktionen und des öffentlichen 
Klimas in seinem Land zur Seite. Erinnernd an 
das berühmte Lied des französischen Dichters 
George Brassens, „Der schlechte Ruf“, in dem es 
heißt: „die anständigen Leut 4 mögen es nie, geht 
man andere Wege als sie.“ schreibt Primor in sei¬ 
nem Vorwort zur deutschen Ausgabe: „Echter 
Mut, wahres Heldentum ist also letzten Endes 
Zivilcourage. Gegen den Strom der Gesellschaft, 
des Umfeldes, der Landsleute und der Freunde 
Widerstand zu leisten, ist erheblich schwerer und 
erfordert sehr viel mehr Ausdauer, als sein Leben 
in einem Militärangriff zu riskieren. Diesen Mut 
beweisen die ehemaligen Soldaten von der isra¬ 
elischen Freiwillengruppe Breaking the Silence. 
Diese jungen Frauen und Männer wollen nieman¬ 
den verleumden, sie wiederholen keinen Tratsch 
und Klatsch, sie verbreiten keine Gerüchte. Sie er¬ 
zählen nur das, was sie gesehen haben oder sogar: 
was sie selbst getan haben .. .Als leidenschaftliche 
israelische Patrioten wollen sie dem Staat Israel 
nicht schaden, ebenso wenig wollen sie die israe¬ 
lischen Streitkräfte, denen sie als Reservesoldaten 
immer noch angehören, schwächen. Im Gegenteil: 
diese Menschen sind Idealisten, die sowohl ihren 


Ein israelischer Soldat in Jerusalem. 

Staat, als auch ihre Streitkräfte kräftigen wollen. 
Sie sind davon überzeugt, dass moralische Auf¬ 
richtigkeit ihre Gesellschaft stärkt und dabei hilft, 
das zionistische Ideal einer gerechten Nation zu 
realisieren. Mit diesem wichtigen Buch wollen die 
Männer und Frauen von Breaking the Silence die 
Flucht der israelischen Gesellschaft in die gefähr¬ 
lich bequeme Vogel-Strauß-Politik verhindern. Ih¬ 
nen geht es um nichts Geringeres als um die Men¬ 
schenrechte und damit um das Überleben ihres 
Staates Israel“(S 1 . 18f.) (Anmerkung LoG: Für ei¬ 
nen Diplomaten ist das Klartext. Aber Avi Primor 
hätte ruhig noch schreiben können, dass es in dem 
Buch konkret um die Menschenrechte der Palästi¬ 
nenserinnen geht.) 

Bei aller Hochachtung für ihre Zivilcourage mag 
sich warmherzige Solidarität mit diesen Soldatln¬ 
nen bei mir spontan nur schwer entwickeln, weil 
sie (Mit-)Täter sind - und ihre Motive, Ziele und 
Vorstellungen von einer „gerechten Nation“ nicht 
die unseren. Trotzdem haben sie einen richtigen 
und für alle wichtigen Schritt in Richtung Frieden 
getan. Respekt. 

Ihr Buch hat zwei Hauptstärken. Die Soldatlnnen 
berichten in ihrer ganz eigenen Umgangssprache, 
ihrem Berufsjargon. Sie benutzen Idiome und the¬ 
menspezifische Ausdrücke, die mitunter von gän¬ 
gigen Begrifflichkeiten abweichen, manchmal die 
Realität verschleiern, manchmal Widersprüche 
und Risse zwischen ihrem Denken, Fühlen und 
Handeln zeigen und bei genauerer Betrachtung 
oft mehr über die herrschende Ideologie im Hin¬ 
tergrund offenbaren, als ihnen selbst bewusst ist. 
Spontan kam mir beim Lesen Victor Klemperer 
in den Sinn, d.h. was er statt eines Vorwortes in 
seiner profunden Untersuchung der ent-mensch- 
lichten und ent-menschlichenden Sprache des 
„Dritten Reiches“ und ihrer nachhaltigen Wir¬ 
kung, selbst auf Nachgeborene und Antifaschis¬ 
ten geschrieben hat: „Sie wissen es gar nicht: der 
beibehaltene Sprachgebrauch der abgelaufenen 
Epoche verwirrt und verführt sie.“ 

Die andere Stärke des Buches ist: Es bündelt 
den Blick auf die Einsatzprinzipien von Zahal, 
auf die Systematik des Besatzungsregimes, auch 
beim Zusammenspiel von Siedlern und Armee. 
Wobei kein Anspruch auf Vollständigkeit erho¬ 
ben wird. Weder die Tätigkeit der Geheimdienste 
noch die Arbeit der Militärgerichte, die ein wichti¬ 
ger Bestandteil der israelischen Militärherrschaft 
sind, werden behandelt. Darauf weisen die He¬ 
rausgeber ausdrücklich hin. Der englische Titel 
bringt ihr Hauptanliegen deutlicher und besser 


zum Ausdruck, als der deutsche: „Our harsh logic. 
Israeli Soldiers 4 Testimonies from the Occupied 
Territorries“ was so viel heißt wie: „Unsere stren¬ 
ge Logik. Zeugenaussagen israelischer Soldaten 
aus den Besetzten Gebieten.“ Die Zeugenaussa¬ 
gen der Soldatlnnen sind den vier Hauptsäulen 
des israelischen Besatzungsregimes im Westjor¬ 
danland zugeordnet: „Vorbeugung“, „Trennung“, 
„Lebensstruktur“ und „Duale Herrschaft“. Was 
sich hinter diesen Code-Begriffen verbirgt, wird 
zu Anfang jedes Kapitels sehr ausführlich erläu¬ 
tert. (Kurzfassung siehe Keller) 

Das Fazit des Econ-Verlages im Klappentext des 
Buches: „Die lebendigen und detailreichen O-Tö- 
ne der Soldaten belegen: Tatsächlich haben die 
zentralen Elemente der israelischen Armeepolitik 
dazu geführt, die Übernahme palästinensischen 
Landes zu beschleunigen, das normale soziale und 
politische Leben dort zu lähmen und die palästi¬ 
nensische Unabhängigkeit zu verhindern.“ 


★ 

Das Buch ist nicht geeignet für den schnellen 
Konsum, die Förderung vordergründig-morali¬ 
schen Empörtseins oder das Füttern von Feind¬ 
bildern. Es widerlegt Legenden durch Wirklich¬ 
keit. Es fordert und fördert Nachdenken, warum 
es auch friedliebenden Palästinensern so schwer 
gemacht wird, ihren Frieden mit dem Staat Isra¬ 
el zu finden, Nachdenken über die Ursachen die¬ 
ses konkreten Krieges und den Boden, auf dem 
Hass und Terror gedeihen. Es ist nach der Lektüre 
unübersehbar: der Schlüssel zur Beendigung des 
Israel-Palästina-Konfliktes liegt in Händen der is¬ 
raelischen Regierung. Die strenge Handlungslogik 
ihrer eigenen Besatzungs- und Siedlungspolitik 
führt nur weiter und immer wieder zu Krieg und 
schürt Tag für Tag neuen Hass. Gerade das macht 
„Breaking the Silence“ für mich zum wichtigsten 
Friedensbuch des Jahres 2012. Und die Organisa¬ 
tion „Schweigen brechen“ hätte in meinen Augen 
den Friedensnobelpreis zehnmal mehr verdient 
als die Europäische Union. 

Breaking the Silence, Israelische Soldaten berich¬ 
ten von ihrem Einsatz in den besetzten Gebieten, 
Econ-Verlag 2012,410 Seiten, 19,99 Euro 

Erhältlich auch beim Neue Impulse Versand, Hoff- 
nungstr. 18, 45127 Essen, Tel.:0201-2486482, E- 
Mail: lnfo@neue-impulse-verlag.de 


Aus dem 

Besatzungsalltag - 
in den Worten der 
Besatzer 

Blendgranaten um drei Uhr früh * Dem 
Dorf schlaflose Nächte bereiten * Wir 
schicken ihre Nachbarn zum Entschär¬ 
fen von Sprengstoff * Ein Todesurteil 
gegen einen unbewaffneten Mann * 
Der Bataillonskommandeur befahl, auf 
diejenigen zu schießen, die die Leichen 
zu bergen versuchen * Ihre Gliedma¬ 
ßen waren auf der Mauer verschmiert * 
Der Brigadekommandeur erklärt: „Man 
geht zur Leiche, steckt den Gewehrlauf 
zwischen die Zähne und schießt“ * Auf 
jedes Kind, das Sie mit einem Stein se¬ 
hen, dürfen Sie schießen * Den Alltag der 
Bewohner stören * Schläge, Stöße, alles 
Mögliche. Jeden Tag. * Grundlose Ver¬ 
haftungen * Ein fahrender menschlicher 
Schutzschild * Man konnte tun, was im¬ 
mer einem gerade einfiel - kein Mensch 
hat Fragen gestellt * Der Kommandeur 
sagte: „Ich will durchsiebte Leichen.“ * 
Der Divisionskommandeur sagte: „Sie 
werden daran gemessen, wie viele Leu¬ 
te sie töten.“ * Wir sind in die Häuser 
unschuldiger Menschen eingedrungen, 
jeden Tag, die ganze Zeit * Wir haben un- 
bewaffnete Polizisten getötet * Wir sind 
in das Haus eingedrungen, um fürs Fern¬ 
sehen gefilmt zu werden * Man kann 
ein Haus jahrelang beschlagnahmen * 
Ein Kontrollpunkt, der Leben zerschnei¬ 
det * Was ist das sonst, wenn nicht ein 
Ghetto? * Als Kollektivstrafe werden 
die Läden dicht gemacht * Die Solda¬ 
ten haben sich einen Scherz erlaubt, 
die Genehmigungen der Arbeiter ver¬ 
schwanden * Eine Gräte im Hals der Be¬ 
völkerung * Jeden Freitag: militärisches 
Sperrgebiet * Eine Art totaler Willkür * 
Lassen Sie keinen Krankenwagen durch 
den Kontrollpunkt * Wie viele Genehmi¬ 
gungen braucht man? * Wir haben ihm 
den Zugang zu seiner Lebensgrundlage 
versperrt * Kisten ausschütten, um ein 
Exempel zu statuieren * Der Auftrag: 
stören und belästigen * Wie kann man 
soviel Ausgangssperren verhängen und 
denken, dass die Leute so leben können? 
* Dreitausend Palästinenser auf fünf 
Schalter * „Lasst sie schmoren“ * Dörfer 
ohne Wasser * Wenn jemand laut wird, 
wird er „abgeschaltet“ * Strassen sper¬ 
ren, das ist eine politische Frage* Man 
heftet die Beschwerden ab und macht 
weiter* Es ist einfach die Macht, die man 
hat * Der Auftrag: die Randale der Siedler 
absichern * Ein Transportdienst für Sied¬ 
ler * Die Siedler machen einen Rundgang 
in der Kasbah, wir schaffen die Palästi¬ 
nenser aus dem Weg * Dinge, die es nie 
in die Medien schaffen * Sie versiegeln 
palästinensische Häuser, auch ohne 
Verfügung * Sie treten die Gebote und 
die moralischen Werte mit Füßen * Die 
Siedler in der Verwaltung machen was 
sie wollen * Die Sicherheitskoordinato¬ 
ren der Siedlungen betrachten sich als 
unsere Vorgesetzen * Ein Kontrollpunkt, 
der nicht der Sicherheit des Staates Isra¬ 
el dient * Die politischen Stellen stehen 
den Siedlern sehr nahe. 

(Auszug aus dem Inhaltsverzeichnis) 


Vorbeugung 

„Im ersten Teil, Vorbeugung 4 zeugen die Berichte 
davon, dass so gut wie jede militärische Gewaltan¬ 
wendung in den besetzten Gebieten als vorbeu¬ 
gend gilt. 

Hinter dieser großzügigen Interpretation des Be¬ 
griffs steht die Annahme, dass alle Palästinenser, 
Männer wie Frauen, verdächtig sind und eine Be¬ 
drohung für israelische Bürger und Soldaten dar¬ 
stellen ... Und wenn der Begriff,vorbeugend 4 auf 
nahezu jede militärische Operation zutrifft, ver¬ 
schwindet nach und nach der Unterschied zwi¬ 
schen offensiven und defensiven Aktivitäten.“ 
(S. 22) 


Trennung 

„Auf den ersten Blick stellt das Prinzip ,Trennung 4 
fest, dass es der beste Schutz für israelische Zivilis¬ 
ten sowohl auf dem eigentlichen Staatsgebiet wie 
auch in den besetzten Gebieten sei, eine Barriere 
zwischen ihnen und der palästinensischen Bevöl¬ 
kerung zu errichten ... 

Die Politik der Trennung wird als Methode des 
Teilens und Herrschens entlarvt. Aus den Aussa¬ 
gen der Soldaten ... geht hervor, dass ,Trennung 4 
... vielmehr ein Mittel zur Kontrolle, Vertreibung 
und Annexion ist 44 (S. 23) 


„Duale Herrschaft" 

„Während die Palästinenser den häufig wechseln¬ 
den Anordnungen der Militärbehörden unterlie¬ 
gen, die von Soldaten durchgesetzt werden, leben 
die israelischen Siedler nach zivilen Gesetzen ... 
Die Palästinenser sind nicht loyal gegenüber ei¬ 
nem Rechtsstaat, der ihre Interessen vertritt, son¬ 
dern beugen sich der totalen militärischen Über¬ 
macht Israels. Aus den Berichten ... geht ebenfalls 
hervor, dass Siedler bei der Durchsetzung der Mi¬ 
litärherrschaft über die Palästinenser eine aktive 
Rolle spielen ... Deswegen wird es nicht als Geset¬ 
zesverstoß bewertet, wenn Siedler Palästinensern 
Gewalt antun.“ (S. 25) 


„Lebensstruktur" 

„Dass Israel behauptet, die ,Lebensstruktur 4 im 
Westjordanland zu erhalten, offenbart die abso¬ 
lute Kontrolle, die der israelische Staat über das 
palästinensische Volk ausübt. Tagtäglich entschei¬ 
den die israelischen Behörden, welche Güter von 
Stadt zu Stadt transportiert werden dürfen, welche 
Geschäfte öffnen dürfen, wer Kontrollpunkte und 
Übergänge des Sicherheitszaunes passieren darf, 
wer seine Kinder in die Schule schicken darf, wer 
die Universität erreichen kann, wer die medizini¬ 
sche Behandlung erhält, die er braucht. Israel be¬ 
schlagnahmt Tag für Tag das Eigentum Tausender 
Palästinenser.“ (S. 24) 
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Berliner Herbst 

Vor 200 Jahren gab sich Heinrich von Kleist den Tod 



„Nun, o Unsterblichkeit, bist du ganz mein.“ 


E ine große Lilie, hell-violett mit 
dunklen Einsprengseln, liegt auf 
dem Grabstein, neben einem 
Sträußlein Rosen. Die sind schon et¬ 
was verwelkt; der Geburtstag, der 
10. Oktober, liegt einige Tage zurück. 
Der Todestag, auch im trüben Herbst, 
steht noch aus: Am 21. November 1811, 
einen Monat nach seinem vierunddrei¬ 
ßigsten Wiegenfest, erschießt Heinrich 
von Kleist zuerst Henriette Vogel, dann 
sich selbst. 

Das Ende 

Der Richter des Bezirks Heinersdorf, 
Hoffiskal Felgentreu, vernimmt am 
22. November und am 2. Dezember 
1811 die Wirtsleute Stimming und de¬ 
ren Bedienstete. Der Tagelöhner Rie- 
bisch, der die Leichen gefunden hat, 
spricht von drei Pistolen, die bei ihnen 
liegen. Zwei sind abgeschossen, die 
dritte, geladen, wird gesichert. Die ob¬ 
duzierenden Dr. Sternemann und Ge- 
richtschirug Greif finden eine Bleiku¬ 
gel von „dreiviertel Loth an Gewicht“ 
(etwa zehn Gramm) in Kleists Schädel; 
die Kugel, die Henriette Vogel tötet, 
wird nicht gefunden. Die Waffen sind 
Vorderlader, vermutlich Kavallerie¬ 
oder Duellpistolen: Man füllt Pulver 
in den Lauf, dichtet mit Filz, lädt mit 
Blei und drückt die gesamte Ladung 
mit dem Ladestock zusammen. Um ge¬ 
wissenhaft zu töten, sind präzise Hand¬ 
griffe nötig. Kleist hat sie als junger Re¬ 
krut erlernt. Schon als Fünfzehnjähri¬ 
ger ist er 1793, gerade vier Jahre nach 
der Revolution, bei der Kampagne ge¬ 
gen Frankreich dabei. Das Kriegshand¬ 
werk beherrscht er, wie seine Vorfah¬ 
ren auch. 

Der Obduktionsbericht verzeichnet 
nach der Beschreibung der Schuss Ver¬ 
letzungen eine besondere Diagnose: 
„Wir haben ferner ... gesagt, dass wir 


bei Denatum (dem Verstorbenen) eine 
große harte Leber, eine große Gallen¬ 
blase, und viel verdickte schwarze Gal¬ 
le angetroffen haben“ und „daß dessen 
Gehirn-Substanz fester als gewöhnlich 
befunden worden.“ Dr. Sternemann fol¬ 
gert, dass der Verstorbene „dem Tem¬ 
peramente nach ein Sanguino cho- 
lericus ... gewesen, und gewiß harte 
hypochondrische (schwermütige) An¬ 
fälle oft habe dulden müsse, wie einige 
Herrn Dienst-Kameraden mir ... selbst 
versichert haben.“ Henriette Vogel 
habe „an einem unheilbaren ... Krebs 
gelitten und aus Furcht vor einem lang¬ 
samen sehr schweren Tod sich diesen 
leichten Tod gewählt.“ Henriette Vogel 
unheilbar krank, Kleist tief enttäuscht 
und am Ende seiner Möglichkeiten, als 
Staatsdiener, als Schriftsteller und Zei¬ 


tungsmacher gescheitert: Beide wollen 
nur noch den Tod. Nur dazu haben sie 
sich zusammengefunden. 

„Es vergiftet mir auch 
die Vergangenheit“ 

Beim Gastwirt Stimming am Berliner 
Kleinen Wannsee hatten sie Logis ge¬ 
nommen, getrunken, mit seltsamer 
Heiterkeit gefeiert und gescherzt, letz¬ 
te Briefe geschrieben und sich auf ihr 
Ende vorbereitet. Das war geplant: Für 
den Lieutenant a.D. hatte Preußen kei¬ 
ne Verwendung; die Familie hatte ihm 
soeben noch mächtig zugesetzt. Seiner 
alten Freundin Marie von Kleist, Ver¬ 
traute der Königin Louise, schrieb er elf 
Tage vor seinem Freitod: „...aber der 
Gedanke, das Verdienst, das ich doch 
zuletzt, es sei nun groß oder klein, habe, 


gar nicht anerkannt zu sehn, und mich 
von ihnen (den Verwandten) als ein 
ganz nichtsnutziges Glied der mensch¬ 
lichen Gesellschaft ... betrachtet zu 
sehen, ist mir überaus schmerzhaft; ... 
es raubt mir nicht nur die Freuden, die 
ich von der Zukunft hoffte, sondern es 
vergiftet mir auch die Vergangenheit.“ 

Ein preußisches Leben 

Die war bewegt: Reisen und Sinnsuche, 
Militärdienst und dessen Aufgabe, Zu¬ 
sammenbrüche, ein Studium, Anstel¬ 
lung in der preußischen Verwaltung, 
schließlich das magere Leben als Zei¬ 
tungsmacher und Schriftsteller. Goethe 
fand Kleists Amazonendrama „Pen¬ 
thesilea“ ebenso wunderlich wie den 
Mann selbst: Die Amazonenkönigin 
tötet den Achill, den sie doch begehrt. 
Nach ihrem Gesetz muss sie den Ge¬ 
liebten zuvor besiegen. Vielleicht auch 
ein Sinnbild für Kleists Verzweiflung an 
seinem Land: Der, den man am meis¬ 
ten liebt, ist der größte Gegner. Preu¬ 
ßens Hierarchie bot ihm keinen Platz, 
man machte sich über seine Arbeit lus¬ 
tig. „Versehen machen“ nannte Adju¬ 
tant Köckeritz seine Arbeit, als Kleist 
sich nach schwerer Erkrankung 1804 
um Wiederanstellung bemühte. Der 
Schwester Ulrike schrieb er bestürzt, 
wie beschränkt der König und sein 
Adjutant von ihm dachten. Mit einem 
Dichter, noch dazu aus altem Adel, der 
seltsame Dramen über seltsame Ge¬ 
fühlsverwirrungen schrieb, konnte man 
nichts anfangen. Schon gar nicht mit ei¬ 
nem, der gegen die Franzosen hetzte: 
wo man sich doch soeben, jedenfalls für 
kurz, mit ihnen geeinigt hatte. Kleists 
„vaterländische“ Dichtung: Schmäh¬ 
schriften, Gedichte, ein Theaterstück, 
die „Hermannsschlacht“. Der Hass da¬ 
rin lässt vermuten, dass es neben dem 
Zorn auf Napoleon auch um die Er¬ 
schütterung des eigenen Lebens geht. 
Im Staatsdienst wollte Kleist die Re¬ 
formen im Land mittragen. König und 
Adel wollten sie nicht; das Ende Alt- 
Preußens nach Napoleons Invasion war 
die zwingende Folge. 


Im ideologischen Endkampf 

Wie mutige Partisanen „Im Nebel“ zu feigen Mördern mutieren 



Der Tod kommt langsam. Mühsam 
bahnt er sich den Weg durch den dich¬ 
ten russischen Wald. Die Partisanen 
Burov (Vladislav Abashin) und Voitek 
(Serge! Kolesov) reiten zu ihrem Auf¬ 
trag mit schläfrig-stumpfer Gleichgül¬ 
tigkeit. Statt einfach durch den kleinen 
Bach zu reiten, balanciert Burov ängst¬ 
lich über einen querliegenden, glitschi¬ 
gen Baumstamm. Nur um am Ende 
doch abzugleiten und hineinzufallen. 
Ein prophetisches Bild. 

Sie finden Sushenya (Vladimir Svirsky) 
in seiner einfachen Kate bei seiner Frau 
Anelya (Julia Peresild). Der Bahnar¬ 
beiter ist bei einer Vergeltungsaktion 
der deutschen Faschisten, bei der drei 
seiner Kollegen erhängt wurden, uner¬ 
wartet frei gelassen worden. Sushenya 
steht seither in Verdacht der Kollabora¬ 
tion. Er wird von den Dorfbewohnern 
ausgegrenzt. 

Sushenya weiß um sein Schicksal. Ob¬ 
wohl er unschuldig ist, folgt er mit sei¬ 
nem Spaten ohne Widerspruch. Als 
er dabei ist, im nahen Wald sein Grab 
auszuheben, gerät die kleine Gruppe in 
ein Feuergefecht, das Burov nur schwer 
verletzt überlebt. Voitek hatte, auf Pos¬ 
ten schlafend, das faschistische Kom¬ 
mando nicht bemerkt. 

Nach kurzer Flucht kehrt Sushenya zu¬ 
rück. Er wird seinen gescheiterten Hen¬ 
ker Burov auf seinem Rücken tragen. 
Der verschlagen-feige Voitek würde 
ihn bedenkenlos zurück lassen. Burov 
beginnt die Situation zu durchschauen, 
doch seine Kräfte schwinden ... 

Sergei Loznitsas kammerspielartige, 
träge dümpelnde Inszenierung „Im 
Nebel“ kennt nur Opfer und Täter. 
Während die faschistischen Besatzer 
teilnahmslos, geradezu statisch, allen¬ 
falls durch ihre örtlichen Hiwis agie¬ 
ren - mit Ausnahme des diabolischen 
SS-Untersturmführers, der Sushenya 
als Lockvogel freilässt - geht die wirk¬ 
liche Gefahr für das Opfer von den teils 
tumben, teils zynischen Partisanen aus. 


In ihren Köpfen scheint außer ihrem 
Liquidierungsauf trag kein weiteres In¬ 
teresse vorhanden. 

Burov wurde seine Liebe zu seinem 
mühsam zusammengeflickten Lkw zum 
Verhängnis. Da er es nicht verwinden 
konnte, dass dieser von SS-Hiwis requi¬ 
riert wurde, fackelte er ihn eines Nachts 
ab. Danach musste er in die Wälder. 
Voitek ist tatsächlich ein Verräter. Auf 
Proviantbeschaffung von Hilfspolizei 
gestellt, führt er sie zu den Bauern, die 
den Partisanen den Brotbeutel gefüllt 
hatten. Mit den entsprechenden Folgen. 
Auch das Attentat, wegen dessen die 
drei anderen Eisenbahnarbeiter ge¬ 
hängt werden, ist weniger vom Kampf 
gegen die Okkupanten motiviert, als 
vielmehr eine, gescheiterte, private Ra¬ 
cheaktion, die ihren brutalen, kollabo- 
rierenden Vorgesetzten, der sie schon 
zu Sowjetzeiten drangsalierte, ans deut¬ 
sche Messer liefern sollte. Sushenyas 
Einwand, dass dies Vergeltungsmaß¬ 
nahmen gegen die benachbarten Dör¬ 
fer zur Folge haben würde, wird kalt 


entgegnet, dass dort eh nur einige alte 
Weiber wohnten. 

Sushenya sieht sich in einer ausweglo¬ 
sen Situation. Zu den Deutschen will er 
nicht, seine eigenen Leute trauen ihm 
nicht mehr. Die Partisanen wollen ihn 
töten. Sein ganzes Unglück besteht da¬ 
rin nicht getötet worden zu sein. 
Loznitsas Film ist eine zynische De¬ 
montage. Mehr als 350 000 Partisanen 
allein in Belarus zerstörten im Großen 
Vaterländischen Krieg Züge, Kraft¬ 
fahrzeuge, Flugzeuge, Geschütze, Brü¬ 
cken, Straßen und Gleisanlagen. Der 
Partisanenbewegung gelang vor allem 
nach Stalingrad die Befreiung ganzer 
Gebiete, die Sammlung wichtiger In¬ 
formationen und die Bindung erhebli¬ 
cher Feindmittel. Die Operationen im 
Hinterland des Feindes hatten kriegs¬ 
wichtige Bedeutung. 

Die Repressalien waren barbarisch und 
die Taktik der „Toten Räume“ fügte sich 
ein in die im „Generalplan Ost“ ohne¬ 
hin vorgesehene drastische Dezimie¬ 
rung der „slawischen Untermenschen“, 


die „Ausrottung des Judentums“ sowie 
des „jüdischen Bolschewismus“. Hun¬ 
derte belorussischer Dörfer wurden ver¬ 
nichtet, ihre Bewohner ermordet. Dabei 
überließ man die „Drecksarbeit“ gern 
den „Beutedeutschen“. Ein Warlord 
wie der in die Waffen-SS eingegliederte 
polnische Chemie-Ingenieur Bronislaw 
Kaminski konnte ein regelrechte Mord- 
Reich der Finsternis, die „Republik Lo- 
kot“ errichten. Jeder, der zu den Partisa¬ 
nen ging, wusste um das tödliche Risiko 
und die immensen Strapazen im Kampf 
gegen diesen, heute mit dem Begriff 
„asymmetrisch“ sterilisierten Mordfeld¬ 
zug. Trotzdem verteidigten Tausende in 
den Wäldern die russische Erde gegen 
den zum millionenfachen Völkermord 
entschlossenen Gegner. Aber nicht nur 
das. Im Zusammenwirken mit den regu¬ 
lären Truppen gelang es, der Barbarei, 
die Europa fest umklammert hatte, die 
entscheidenden strategischen Niederla¬ 
gen beizubringen. Hier. 

Der Film verwandelt diese Kämpfe¬ 
rinnen und Kämpfern in zynisch-kalte 
Mörder. Im Verrat, teils freiwillig, teils 
unter Folter und Todesdrohung erzwun¬ 
gen, zeigt sch die ganze Inhumanität die¬ 
ses Krieges, speziell in der mit Vernich¬ 
tungswillen geführten „Bandenbekämp¬ 
fung“. Ein furchtbare, traumatische 
Erfahrung für den zum Verrat Gezwun¬ 
genen wie existentielle Bedrohung für 
die möglicherweise verratene Gruppe. 
Loznitsa instrumentalisiert skrupellos 
gerade diese extreme Seite des faschis¬ 
tischen Terrors zu einer Delegitimation 
des Partisanenkampfes ganz allgemein. 
Die unterschwellige Akzeptanz der fa¬ 
schistischen Besatzung als etwas Ge¬ 
gebenes verwandelt den Widerstand, 
zumal seine Motive höchst fragwürdig 
erscheinen, zu einem rücksichtslosen 
Anschlag auf die Zivilbevölkerung. 27 
Jahre nach Eiern Klimovs unvergessli¬ 
chem „Komm und siehe“, legt die post¬ 
sozialistische Gegenreform ihre dürre 
Hand auch auf den aufopferungsvollen 


Verwirrung und Sicherheit 

Wir haben die Komödie „Amphi- 
tryon“: Der Göttervater Jupiter er¬ 
blickt Alkmene, Frau des Griechen¬ 
fürsten Amphitryon, und begehrt sie. 
Der Fürst, mit seinem Diener Sosias, 
kehrt soeben nach langem Kampf aus 
Athen zurück. Der Diener eilt voraus, 
seinen Herrn anzukündigen. Zuhau¬ 
se aber sind schon Jupiter und Mer¬ 
kur, der Götterbote, beide in Gestalt 
des Königs und seines Dieners. Sosias 
trifft auf Merkur-Sosias, reibt sich die 
Augen und droht dem Doppelgänger 
Prügel an. Der Götterbote kommt ihm 
zuvor, heftig, so dass Sosias schließlich 
aufgibt und an seiner eigenen Identi¬ 
tät zweifelt. „Gut, gut. Mir fängt der 
Kopf zu schwirren an. Ich sehe jetzt, 
mein Seel, wie sich‘s verhält, wenn ich‘s 
auch gleich noch völlig nicht begrei¬ 
fe.“ Der echte Sosias steht in gebück¬ 
ter Haltung, mit erhobenen Armen: 
Der Gegner mag recht haben, solange 
nur das Prügeln aufhört. Er verzieht 
sich, Jupiter verbringt - als Amphitry¬ 
on - die Nacht mit der Alkmene. Der 
Griechenfürst selbst, der am Morgen 
eintrifft, ist völlig erstaunt: Die Gattin 
schwärmt verliebt von der Nacht, von 
der er doch gar nichts weiß - was aber 
sie nicht weiß, weil ja der Göttervater in 
Gestalt ihres Mannes bei ihr war. Lie¬ 
be und Vertrauen, vor dem sogar Jupi¬ 
ter die Segel streichen muss, sind das 
Thema des Stückes; die verwirrte und 
doch immer treue Alkmene quittiert 
am Ende das Spiel mit ihrem berühm¬ 
ten: „Ach!“ Ihre Sicherheit steht auch 
für einen Lebenswunsch Kleists. 
Niemand hat sie ihm gegeben; sein 
Land nicht, seine Familie nicht, nicht 
seine Freunde. Preußen, auf Schlag¬ 
kraft zurechtgedrillt, konnte mit einem 
sensiblen, leicht versponnenen jungen 
Mann nichts anfangen. Dabei wollte 
er bloß schreiben - und von seinem 
Schreiben leben können. Da das nicht 
ging, blieb ihm nur der Tod. Den über¬ 
dauert seine Arbeit, nun schon seit gut 
zweihundert Jahren. 

Lübbertus Rehwinkel 


sowjetischen Partisanenkampf. Wenn 
schon nicht in Wirklichkeit, so soll doch 
auch dieser Krieg zumindest im Kino 
gewonnen werden. 

Loznitza kann als geistiger Erbe des 
einschlägig bekannten Bogdan Musi- 
al (Wyszynski-Universität Warschau) 
gelten. Musial wurde 1999 von den 
deutschen Medien gehypet, weil er in 
Hunderten Fotos der Wehrmachtaus¬ 
stellung ganze acht entdecken konnte, 
denen eine falsche Zuordnung nach¬ 
gewiesen werden konnte. Er hat sich 
seit langem darum verdient gemacht, 
der sowjetischen Führung die Absicht 
eines Vernichtungskrieges schon in 
den 1920er Jahren gegen Westeuropa 
„nachzuweisen“. Die zeitgenössische 
Variante von Goebbels 4 „moskowi- 
tisch-asiatischer Überschwemmung 44 . 
2009 hatte Musial sein Opus „Sowje¬ 
tische Partisanen 1941-1944. Mythos 
und Wirklichkeit“ vorgelegt. Tenor: Die 
Partisanen standen den Deutschen in 
Grausamkeit und Terror gegen die Zi¬ 
vilbevölkerung in nichts nach. Ihr Ziel 
sei gewesen, durch Terror jegliche Un¬ 
terstützung der Bevölkerung durch 
die Deutschen zu unterbinden. Diesen 
8. Mai verzeiht Musial und wohl auch 
Loznitza den Sowjets niemals. 

Die alte Totalitarismustheorie, im Zeit¬ 
alter Knoppscher Trivialisierungen zu 
einer persönlichen Rivalität Hitler vs. 
Stalin popularisiert, entwickelt sich, an¬ 
gesichts der revitalisierten Klassenkämp¬ 
fe, immer mehr in Richtung Ernst Nol- 
tes „logischem und faktischem Prius“ der 
dem „Archipel Gulag“ vor „Auschwitz“ 
zukäme (1986). Die „klassenmorden¬ 
den“ Bolschewiki als Urquell der He¬ 
katomben Blut des „gewalttätigen Jahr¬ 
hunderts“, hinter dem die strukturelle 
und faktische Gewalt des Imperialismus 
bequem verschwunden ist, haben den 
Mainstream erreicht. Loznitsa hat dieses 
Roll-Back in Filmsprache übersetzt. Der 
Reichsfilmpreis sollte ihm sicher sein. 

Klaus Wagener 
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Krokodilstränen literweise: Die „FR“ ist insolvent 

Bundesweit wird die FR-Pleite als Verlust an Meinungsvielfalt beklagt. 

Von der Einfalt dieser Vielfalt ist kaum die Rede. Von Pressefreiheit gar nicht. 



„Der traditionsreichen linkslibera¬ 
len Tageszeitung Frankfurter Rund¬ 
schau droht das Ende. Der Verlag, der 
dem Kölner Medienhaus M. DuMont 
Schauberg MDS und der SPD-Medien- 
holding DDVG gehört, stellte ... In¬ 
solvenzantrag“, meldete die Deutsche 
Presseagentur (dpa). Seither schwillt 
der Strom von Krokodilstränen, die 
über diesen Abgang vom Medienmarkt 
vergossen werden. Einhellig ist von ei¬ 
nem Verlust für die Meinungsvielfalt 
in Deutschland die Rede. Sie enthält 
aber nur die Behauptung, es werde da¬ 
mit auch die Informationsfreiheit des 
Bürgers angekratzt. Unausgesprochen 
wiederum setzt das voraus, es gebe eine 
Meinungsvielfalt überhaupt, und bisher 
sei sie noch uneingeschränkt. 

Kein Nekrolog kommt ohne Lüge aus. 
Sie dient normalerweise nur der Be¬ 
schönigung zwecks Trostvermittlung. 
Im vorliegenden Fall allerdings auch 
dem Selbstbetrug und der Täuschung 
der Allgemeinheit. Von Meinungsviel¬ 
falt in der deutschen Presselandschaft 
kann schließlich nur noch sprechen, 
wer die Augen vor der Realität fest ver¬ 
schließt. Für die Informationsfrei¬ 
heit gilt das erst recht. Doch 
dazu später mehr. 

Eine linksliberale 
Zeitung war die 
FR nur in ihren 
Anfangsjahren. Für 
das Adjektiv „links“ 
sei hier an Emil Car- 
lebach erinnert, bekannt¬ 
lich Mitherausgeber, der nach 
dem Zweiten Weltkrieg an der 
FR-Wiege stand, wenig später je¬ 
doch unter tätiger Mithilfe sozialde¬ 
mokratischer Kollegen ausgeschlossen 
wurde. Für das Merkmal „liberal“ sei 
der einstige Herausgeber Karl-Her¬ 
mann Flach genannt, ein Mann, dem 
die FR letztlich zu verdanken hatte, 
dass sie schon vor dem Aufkommen der 
ApO, der Außerparlamentarischen Op¬ 
position, zum Stammblatt der bürgerli¬ 
chen Linken avancierte und dann jah¬ 
relang deren „Zentralorgan“ war. In all 
jenen Jahren hatte die FR fraglos den 
Anspruch einer seriösen, überregiona¬ 
len Tageszeitung. Sie war eine wichtige 
Quelle für Information, für bestimmte 
Informationen häufig nur die einzige 
Quelle, und stellte fall- und ansatzwei¬ 
se eine Bühne für Gegenöffentlichkeit 
dar. 

Mitschuld der SPD 

In den ungezählten Nekrologen, die 
seit dem Insolvenzantrag auf die FR 
verfasst wurden, ist nachlesbar, aus wel¬ 
chen formalen Gründen es zu diesem 
Absturz kam. Vom mählichen Verlust 
ihrer Alleinstellungsmerkmale ist die 
Rede, vom Weggang bzw. der Trennung 
von herausragenden Journalisten, zu¬ 
nehmendem Qualitätsverlust, ständig 
wachsendem Konkurrenzdruck, dem 
Aufkommen elektronischer Massen¬ 
medien, dem Verlust an regionaler und 
lokaler Kompetenz und damit verbun¬ 
denem Leserschwund und Anzeigen- 
Rückgang. Die Liste der Mängel, an de¬ 
nen die FR litt, ist ebenso lang wie jene 
der gescheiterten Therapieversuche. 
Die FR, so, wie man sie in den späten 
60ern und den 70ern des vorigen Jahr¬ 
hunderts kannte, gibt es seit langem 
nicht mehr. Das Käseblatt, dem nun das 
Aus bevorsteht, hat mit der alten FR 
nichts mehr gemein, nicht einmal mehr 
das Format, in dem es gedruckt wurde. 
Hauptschuldiger am Niedergang ist der 
Miteigentümer SPD. Erstens, weil eine 
Zeitung im Mit-Eigentum einer Partei 
keinen Anspruch auf Überparteilich¬ 
keit geltend machen kann und die FR 
davon keine Ausnahme bildete. Zwei¬ 
tens, weil besagte Partei weder willens 
noch in der Lage war, Information von 
ihrem Warencharakter zu befreien. In 
der bürgerlich-kapitalistischen Gesell¬ 
schaft ist aber auch Information nur ein 
Kaufgut und wird nicht als das betrach¬ 
tet, was sie sein sollte: als Grundlage 
und Voraussetzung für eine unabhän¬ 
gige Meinungsbildung und damit als 
konstitutiv für die Demokratie. 


Das „gepflegte Kurz und Klein“ 

Drei überregional bekannte bürgerli¬ 
che Autoren, die sich zum vorläufigen 
Ende der FR äußerten, sollen hier aus¬ 
zugsweise zitiert sein. 

Wolfgang Lieb, Sozialdemokrat und 
Mitherausgeber des Internet-Portals 
NachDenkSeiten: „Mit personellen 
Kahlschlägen allein lässt sich ein Zei¬ 
tungsverlag nicht retten und ohne eine 
eigenständige Redaktion lässt sich kei¬ 
ne profilierte Tageszeitung halten. ... 
Eine Zeitung, die im Wesentlichen nur 
noch aus einem geborgten,Mantel 4 be¬ 
steht, kann auf Dauer nicht mehr ver¬ 
hüllen, dass unter dem Mantel kaum 
noch eigenständige Inhalte stecken.... 
Der Niedergang der FR ist exempla¬ 
risch für den Niedergang des Journa¬ 
lismus insgesamt.... Die Überzahl der 
Lobbyisten, sog. ,Think-Tanks 4 und der 
Public Relation-Agenturen bestimmt 
immer mehr die Themen und Inhalte 
der Medien. Die von den elektroni¬ 
schen Medien ausgehende Persona- 
lisierung von Politik und das dort ge¬ 
pflegte ,Kurz und Klein 4 der 


kratische Bedeutung“ indizieren eine 
vertiefte Betrachtung. Was er dazu auf 
seiner Internet-Seite schrieb, ist außer¬ 
ordentlich lesenswert. 

Der Vollständigkeit halber... 

... wollen wir Liebs Betrachtung aber 
ergänzen. Das seit Jahrzehnten stattfin¬ 
dende „Zeitungssterben“, der Nieder¬ 
gang von Politikzeitschriften wie z.B. 
Der Spiegel und Stern sowie die Ge¬ 
burt von Monopolblättern haben eine 
zentrale Ursache: Medienunternehmen 
sind bestimmender Teil des kapitalis¬ 
tischen System, nicht unabhängig da¬ 
von. Folgen/Erscheinungsformen die¬ 
ses Systems: Ausbau der Parteien- und 
Lobbydiktatur, Große Koalitionen, po¬ 
litische Rechtsdrift, neuerliche deut¬ 
sche Großmannsucht, NATO- 
und Atlantik-Option, 
Neubewertung des Kai¬ 
ser- und des Hit¬ 
lerreichs, Ver- 


währleistet. Eine Zensur findet nicht 
statt.“ 

Den glaubwürdigsten - und vermutlich 
auch bekanntesten - Kommentar zu 
diesem hehren grundgesetzlichen An¬ 
spruch verfasste 1965 der konservati¬ 
ve Leitartikler Paul Sethe, übrigens ein 
Mitbegründer der FAZ: „Pressefreiheit 
ist die Freiheit von 200 reichen Leuten, 
ihre Meinung zu verbreiten ... Da 
die Herstellung von Zeitun¬ 
gen und Zeitschriften 
immer 


ihm konkurrierenden Kommerzfunks 
beständig korrumpiert. Einige wenige 
Zeitungen und Zeitschriften - genannt 
seien hier beispielhaft die Tageszeitung 
junge Welt und die Politikzeitschrift 
Ossietzky - ringen in einem Meer von 
journalistischem Einheitsbrei ums 


gro- 


Be- 
richt- 
erstat- 
tung 
greift 
immer 
mehr um 
sich. Das 
Aktuelle 
gewinnt im¬ 
mer mehr 
Überhand 
vor dem 
Wichtigen. 

... Die Pres¬ 
se verliert ihre 
Wächterrolle 
und damit ihre 
gesellschaftliche 
und demokratische 
Bedeutung....“ 

Michael Spreng, TV- \ 
präsenter Medienbe¬ 
rater von Unionspoli¬ 
tikern, einst Chefredak¬ 
teur des Kölner Express und 
in gleicher Funktion im Springer-Ver¬ 
lag tätig gewesen: „Jeder Titel weniger 
ist ein Verlust für die Presselandschaft 
und die Meinungsvielfalt. Aber die FR 
von früher ... gab es schon lange nicht 
mehr. Die Zeitung wurde so lange zu¬ 
rechtkonfektioniert, bis sie sich selbst 
überflüssig machte. ... die personelle 
Auszehrung, der Verlust an namhaften, 
analyse- und meinungsstarken Journa¬ 
listen - all das konnte nur zum Nieder¬ 
gang führen.“ 

Werner DTnka, Mitherausgeber der 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, FAZ : 
„Die Basislektion lautet: Gratismahl¬ 
zeiten gibt es nicht. Wer für guten 
Journalismus nicht gutes Geld ausge¬ 
ben will, liefert sich dem Kommerz und 
den Suchmaschinen aus, die gierig sind 
auf unsere Daten. Und wenn die letzte 
anständige Zeitung verschwunden ist, 
bleibt nur noch das Geschwätz.“ 
Diesen Kommentatoren ist bei aller 
sonstigen Unterschiedlichkeit ein Be¬ 
trachtungswinkel gemeinsam: Gute 
Information hänge von qualifizierten 
Journalisten ab und habe deshalb ih¬ 
ren Preis. Allein Wolfgang Liebs Hin¬ 
weis, das FR-Ende sei exemplarisch für 
den Niedergang des bundesdeutschen 
Journalismus 4 , sowie sein Schluss, „die 
Presse verliert ihre Wächterrolle und 
damit ihre gesellschaftliche und demo¬ 


innerlichung 
des Kapitalismus in 
der Spaßgesellschaft, Be¬ 
tonung des individualistischen, 
nicht-solidarischen Selbstverständnis¬ 
ses, all dieses und vieles Vergleichbare 
sich abbildend in einer Verflachung der 
Medienkultur. Das Banale verdrängt 
das Wesentliche. 

Unterstützt wird der Gesamttrend von 
traditioneller deutscher Bereitschaft 
zur Selbstzensur. Kritischer Journalis¬ 
mus ist allenfalls noch im Lokalen und 
im Bereich des Persönlichen gefragt; 
man denke an die Berichte über den 
Berliner Flughafen und an Steinbrücks 
Honorare. Ansonsten wird Nachrich¬ 
tenagenturdreck gern und billig über¬ 
nommen, vorzugsweise solcher nach 
USA-Vorbild. Der passt zur Ameri- 
kanisierung der Lebensgewohnheiten, 
der Sprache und des gesamten „out- 
fits“ der Menschen und unserer Ge¬ 
sellschaft. 

Das Grundgesetz 

Artikel 5, Absatz 1, unseres Grundge¬ 
setzes soll vermittels garantierter Pres¬ 
se- und Rundfunkfreiheit die Freiheit 
der Meinungsbildung schützen: 

„Jeder hat das Recht, seine Meinung 
in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten und sich aus allge¬ 
mein zugänglichen Quellen ungehin¬ 
dert zu unterrichten. Die Pressefreiheit 
und die Freiheit der Berichterstattung 
durch Rundfunk und Film werden ge¬ 


ßeres 

Kapital erfor¬ 
dert, wird der Kreis der 
Personen, die Presseorgane he¬ 
rausgeben, immer kleiner. Damit wird 
unsere Abhängigkeit immer größer 
und immer gefährlicher.“ 

Das Ideal der wahren, umfassenden 
Freiheit der Presse hat seinen Ur¬ 
sprung in der Aufklärung. In Deutsch¬ 
land, anfangs des 19. Jahrhunderts ein 
Flickenteppich von Monarchien und 
bis heute ein Staat der politisch zu spät 
Gekommenen, war das Ideal noch zu 
Zeiten umstritten, als Karl Marx für 
die Rheinische Zeitung schrieb. Zum 
Versuch, die Pressefreiheit gesetzlich 
der Gewerbefreiheit zuzuordnen, ar¬ 
gumentierte er 1842, dass dies zwei 
unterschiedliche Arten von Freiheit 
seien, die nicht einander untergeord¬ 
net werden könnten, sonst würde man 
„die Pressefreiheit (...) verteidigen,in¬ 
dem man sie vor der Verteidigung tot¬ 
schlägt“. Aus diesem Artikel stammt 
auch Marx 4 berühmtes Zitat: „Die ers¬ 
te Freiheit der Presse besteht darin, 
kein Gewerbe zu sein.“ 

Kommerz korrumpiert 

In der Bundesrepublik Deutschland, 
die ihrem Grundgesetz nach ein freier, 
demokratischer und sozialer Rechts¬ 
staat sein müsste, ist die Presse seit je¬ 
her nicht mehr als ein Gewerbe. Der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk, ins 
Leben gerufen jenseits von Profiterwä¬ 
gungen, wurde schon bald nach seiner 
Begründung von parteipolitischen und 
von Wirtschaftsinteressen unterhöhlt 
und wird seit der Zulassung des mit 


Über¬ 
leben 

und finden 
Aufmerksam¬ 
keit nur bei ei¬ 
ner Minderheit von 
Lesern. Das Internet bie¬ 
tet noch die Option der Pres¬ 
sefreiheit. Noch. 

Die FR als gedruckte Zeitung hat¬ 
te diese Option schon seit Jahrzehn¬ 
ten nicht mehr. Ihre Pleite ist nur ein 
formaler Verlust, kein inhaltlicher. In 
Rede ist nicht das Ende der Presse¬ 
freiheit in Deutschland, sondern nur 
der Konkurs eines Wirtschaftsunter¬ 
nehmens, das der Vermarktung einer 
Ware diente, die angeblich Informati¬ 
on enthielt. 

Was hier wirklich Sache ist, macht ein 
zur FR-Pleite paralleler Vorgang bei 
den Hauptlieferanten von journalisti¬ 
schem Einheitsbrei deutlich: Die US- 
Nachrichtenagentur Associated Press 
(AP) und die Deutsche Presse-Agentur 
(dpa) haben eine langfristige Koope¬ 
ration vereinbart. Der Dumme in dem 
Spiel ist die ohnehin schon insolvente 
Nachrichtenagentur dapd. Dabei war 
dieses Unternehmen erst vor gut zwei 
Jahren nach Fusion der Nachrichten¬ 
agentur Deutscher Depeschendienst 
(ddp) mit der deutschen Abteilung 
der US-Nachrichtenagentur Associated 
Press (AP) von den Finanzinvestoren 
(!) Martin Vorderwülbecke und Peter 
Löw gegründet worden. 

Wir ersehen daraus erstens: Beim deut¬ 
schen Informationswesen handelt es 
sich nicht um ein Instrumentarium zur 
Entwicklung freier und begründeter 
Meinung. Sondern um einen Markt, auf 
dem Profit gesucht wird. Und zweitens: 
Ein schwere Kelle an Pseudo-Informa¬ 
tion, mit der uns die Leitmedien über¬ 
gießen, wird demnächst direkt aus US- 
amerikanischen Giftkesseln geschöpft. 
Von wegen: „Die erste Freiheit der 
Presse ist, kein Gewerbe zu sein.“ 

Volker Bräutigam 
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Immer noch gegen den Wind 

4. Kulturpolitisches Forum der DKP diskutiert über Aufgaben der Kultur im Klassenkampf 



A m 16. und 17. November fand in 
Hannover das 4. Kulturpoliti¬ 
sche Forum der DKP statt. Es 
stand unter dem Motto „Immer noch 
gegen den Wind“ Am Freitagabend 
(16. November) erfolgte die Begrü¬ 
ßung für die in Hannover lebenden 
bzw. bereits angereisten Besucherin¬ 
nen des Forums durch die DKP Nie¬ 
dersachsen. Diese präsentierte ihren 
Gästen die Fotoserie „Widerstand 
gegen die Castoren“ sowie eine junge 
Genossin aus Hannover, die sich als 
Poetry-Slammerin präsentierte. Der 
Hauptteil des Kulturpolitischen Fo¬ 
rums lag allerdings auf dem Samstag, 
mit den Eingangsreferaten von Die- 
ther Dehrn und Dietmar Dath und der 
anschließenden Plenumsdiskussion, 
mit diversen Workshops und dem Ab¬ 
schlusskonzert „Hannover hört Rot!“ 
Pünktlich zum angesetzten Beginn 
des Forums am Samstagmorgen fan¬ 
den sich über 80 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer im Freizeitzentrum Linden 
in Hannover zusammen. Das ein oder 
andere Handy war noch nicht auf laut¬ 
los gestellt, als das 4. Kulturpolitische 
Forum von Isa Paape, der Vorsitzenden 
der Kulturkommission der DKP, eröff¬ 
net wurde. 

Lenin, Cramsci und die 
künstlerische Parteilichkeit 

Das erste Referat hielt Dieter Dehrn, 
Schatzmeister der Europäischen Lin¬ 
ken, Mitglied des Bundestages für die 
Partei „Die Linke“ und linker Musik¬ 
produzent und Liedermacher, unter 
der Überschrift „Lenin, Luxemburg, 
Gramsci, Brecht und die künstlerische 
Parteilichkeit“. Manch ein/e Teilneh¬ 
merin war vielleicht verwundert, dass 
Dehrn zuallererst klarstellte, dass er 
sich nicht als Kommunist bezeichne, 
da dies auch beinhalte sich Leninist zu 
nennen. Er habe allerdings, obwohl er 
Lenin durchaus in der Imperialismus- 
theorie zustimme, in zwei entschei¬ 
denden Punkten Schwierigkeiten mit 
vielen Leninisten: zum einen mit dem 
Verständnis des demokratischen Zen¬ 
tralismus, das er als ein von Lenin le¬ 
diglich für eine speziüsche, historisch 
konkrete Situation entwickeltes Prin¬ 
zip halte - nämlich „für den Bürger¬ 
krieg [...] und die Illegalität“. Zum 
anderen spreche er ungern von dem 
„Absterben des Staates“, sondern setze 
sich vielmehr für dessen Stärkung ein, 
bis die Gesellschaft „so reif“ ist, „dass 
sie den Staat in sich zurücknimmt“. Er 
empfahl Lenin „ausdrücklich zur Lek¬ 
türe“, warnte aber davor, „sich in allzu 
selbstgefälliger, die kardinalen Fehler 
der kommunistischen Weltbewegung 
legitimierenden oder verdrängender 
Weise ,Leninist’ zu nennen“. 

Dehrn stellte mit Bezug auf Gramsci 
fest, dass es derzeit nicht die vorrangi¬ 
ge Aufgabe der revolutionären Linken 
sei, die „kulturelle Hegemonie“ zu er¬ 
obern. Vielmehr gehe es darum einzu¬ 
sehen, „dass es den anderen gelungen 
ist eine reaktionäre kulturelle Hege¬ 
monie herzustellen“. Sich gegen diese 
„bürgerliche Kultur als Teil der geg¬ 
nerischen Hegemonie“ in Negation zu 
verstehen, sei ein Erfordernis der ak¬ 
tuellen Situation. Gerade diese Nega¬ 
tion, „einen scharfen Analyseblick auf 
die Schwachstellen des ,so Seienden’, 
auf die massenpsychologische Innenar¬ 
chitektur des Imperialismus“ zu haben, 
versteht Dehrn als die Hauptaufgabe 
der linken Kulturschaffenden. 


„Dialektischer Realismus“ 

Die Negation des Imperialismus sei 
wichtiger als, dass „in der letzten Stro¬ 
phe des Liedes die Revolution aus¬ 
bricht“. Und „der Dichter ist nicht ge¬ 
nötigt, die geschichtliche zukünftige 
Lösung der Konflikte, die er schildert, 
dem Leser an die Hand zu geben“. Viel 
wichtiger sei es, dem Publikum an¬ 
schaulich das Elend des Kapitalismus 
zu malen, denn Bilder zeigen mehr als 
„100 Seiten von Daten und Reflekti- 
onen, mag das Dokumentenmaterial 
auch noch so authentisch sein“. In die¬ 
sem Zusammenhang lobte Dehrn Lew 
Tolstoi, der genau das und darüber hi¬ 
naus noch vollbracht habe „nicht nur 
kontemplativ das Elend zu malen“, son¬ 
dern im Elend auch die aufbegehren¬ 
den Gegenkräfte zu zeigen. Diese de¬ 
tailgetreue, aber bildhafte Darstellung 
der Verhältnisse, dabei aber allseitige 
Aufnahme auch der „emanzipativen 
Teile“, die aus dem Elend erwachsen - 
ohne zu dogmatisieren und ohne sich 
darauf zu verkrampfen am Ende des 
Theaterstücks das siegreiche Proleta¬ 
riat zu zeigen - seien die Grundtenden¬ 
zen des „dialektischen Realismus“. 
Genau so müsse, laut Dehrn, auch die 
künstlerische Parteilichkeit gestaltet 
werden: Eine Parteilichkeit, die sich 
nicht „aufs Vokabular beschränkt“ 
oder „allzu schnell ins Horn des Siegs 
der proletarischen Revolution auf der 
Bühne bläst, ohne den Kapitalismus in 
seiner Innenarchitektur detailgetreu 
gewürdigt zu haben“, werde nur einen 
„hohlen Ton“ produzieren. Das sei ein 
Problem der „Revolutionalisten“, die 
sich „heute schon“ Köpfe zerbrechen, 
in „welcher Art von Räterepublik“ wir 
nach dem Kapitalismus leben werden. 
Die künstlerische Parteilichkeit müsse 
sich vielmehr „spiegeln im ,Nein’, in der 
Negation der bestehenden Verhältnis¬ 
se“. Denn erst einmal müsse der Impe¬ 
rialismus zerschlagen werden. Genau 
darin bestehe die Parteilichkeit des 
„dialektischen Realismus“ und darin, 
dass „er die Kräfte der Negation positiv 
bündeln“ helfe. 

Kultur als Waffe 

Das zweite Referat hielt Dietmar Dath, 
ein marxistischer Autor und Journalist, 
der von 2001 bis 2007 bei der FAZ als 
Feuilletonredakteur beschäftigt war. 


Sein Referat trug den Titel „Teilhabe 
als Lüge, Kultur als Waffe“. Zunächst 
einmal stellte Dath klar, dass die Dis¬ 
kussion, ob der Staat nun abstürbe oder 
zurückgenommen werde, zwar inner¬ 
halb marxistischer Kreise eine wichtige 
Diskussionsfrage sei, nach außen hin¬ 
gegen weniger Dissens darüber trans¬ 
portiert werden solle. Anschließend 
stieg er in sein Referat ein - mit der 
Warnung, es bestehe „die Gefahr, dass 
man den Prozess, dass Positionen von 
einander lernen sollen, auflöst zuguns¬ 
ten von ,irgendjemand ist eingeladen 
und ist Experte, weil 
er irgendwo gear¬ 
beitet hat und etwas 
weiß’“. Das treffe 
insbesondere in der 
Kulturkritik zu, die 
wesentlich „verblö¬ 
dungsgefährdeter“ 
sei, als andere Be¬ 
rufe. Hier finde man 
häufig eine „gebil¬ 
dete Hilflosigkeit“, 
die sich einbilden 
könne, sie werde 
bezahlt dafür, „kri¬ 
tisch“ zu sein, aber 
tatsächlich dafür 
vom Kapital unter¬ 
halten wird, „sich 
selbst und den an¬ 
deren etwas vorzu¬ 
machen“. 

Aus diesem Grund 
ist es für Dath zent¬ 
ral, die Frage zu stel¬ 
len: Was soll Kultur- 
kritik sein? Er be¬ 
rief sich vor allem 
auf die Theorie der 
„Spektakelkritik“, die seit Jahrzehnten 
vorherrschende Kulturkritik, deren 
Hauptzweck ist, die wie ein Spektakel 
funktionierende Gesellschaft immer 
wieder zu entlarven. Zunächst einmal 
griff Dath die Stärken der Spektakel¬ 
kritik auf, die vor allem darin hegen, 
dass sie keinen Unterschied mache zwi¬ 
schen Information und Unterhaltung - 
ganz im Gegensatz zur bürgerlichen 
Darstellung der Medienlandschaft. Er 
stellte fest: „Wenn die massenmediale 
Sphäre diese Unterscheidung macht, 
dann lügt sie.“ Denn „Nachrichten ma¬ 
chen die ganze Zeit nix als Stimmung“ 
„und Spielfilme umgekehrt enthalten 
[...] jede Menge Information zum Bei¬ 
spiel über gewisse Normierungen der 
Arbeit und des Genusses“. Es werden 
Werte vermittelt und vom Kapitalismus 
projizierte „Probleme zwischen Indi¬ 
viduen und Gesellschaft, die er immer 
wieder formatiert in einem kapitalisti¬ 
schen Sinne“. Das trifft insbesondere 
für den Freiheitsbegriff zu. 

Freiheit als gesellschaft¬ 
liches Produkt 

Der Freiheitsbegriff des Kapitalismus 
und beinahe der gesamten Kunst - auch 
der, die sich als „links“ oder „alterna¬ 
tiv“ versteht - ist, laut Dath, der „Frei¬ 


heitsbegriff von Robinson Crusoe“. 
Crusoe „muss nicht arbeiten gehen“, 
„er steht außerhalb der Entfremdung“ 
und spürt die Fesseln der Zivilisation 
nicht. Aber exakt das widerspiege¬ 
le die große kapitalistische Lüge, das 
Verhältnis zwischen Kollektiv und In¬ 
dividuum „müsse an sich ein antago¬ 
nistisches sein“. In Wirklichkeit aber ist 
die „Individualität so wenig ein Natur¬ 
zustand, wie die Freiheit“, denn „ohne 
Gemeinschaft, ohne Gesellschaft kann 
ich weder Individuum sein, noch frei“. 
Die Individualität kann sich nur in der 


Gemeinschaft entwickeln, und zwar 
durch die Arbeitsteilung. Die Freiheit 
gibt es nur bei Arbeitsteilung ohne 
Ausbeutung. Das Spektakel aber ver¬ 
wischt diese Tatsachen und mündet in 
„seltsame Debatten“ ob und wie Frei¬ 
heit überhaupt möglich sein könne, da 
die Gene dies ja gar nicht zuließen. 
Die Spektakelkritik breche genau 
diese Exzesse auf, das sei ihre Stär¬ 
ke. Aber Dath machte auch auf ihre 
Schwächen aufmerksam, nämlich auf 
„das Undialektische“ in ihrer Ausrich¬ 
tung. Sie biete kaum Lösungen für die 
Negation der Kritik, bis auf die klein¬ 
bürgerliche Illusion „man muss den 
Menschen nur irgendwie vom Spek¬ 
takel befreien [...] dann ist alles in 
Ordnung“. Jedes Jahrzehnt entwerfe 
seine eigene, neue pseudo-alternative 
Bewegung - Punk-Rock, grüne Alter- 
nativ-Bewegung, Soziale Netzwerke 
etc. - aber die Aussage bleibe im Kern 
immer die gleiche: Im Überbau hegen 
eher die Chancen das System zu stür¬ 
zen, als in der Basis. Und sie alle sagen 
„Sozialismus, Kommunismus, das geht 
irgendwie alles nicht“. Genau das Ge¬ 
genteil ist aber der Fall. 

Das zu erkennen, nämlich, dass Kunst 
allein „die Welt nicht reparieren kann“ 
und die Anerkennung der Determi¬ 


nation des Überbaus durch die Basis, 
schafft eine Kunst, „die sich nicht zer¬ 
mürben lässt“. Genau darin sieht Dath, 
an Dieter Dehrns Referat anschlie¬ 
ßend, die Aufgabe der revolutionären 
Kunst. Es gehe nicht darum, einfach 
eine „Gegenkunst“ aufzubauen, son¬ 
dern dialektisch die reaktionäre, herr¬ 
schende Kultur zu zerlegen. Eine „voll¬ 
endete Kunst“ gibt es im Kapitalismus 
nicht, aber eine Kunst, die das weiß und 
richtig einschätzt, „ist nach den Maß¬ 
stäben des Zeitlichen und Wirklichen 
eben darum, weil sie es weiß [...] voll¬ 
endet“. 

Es ist an uns! 

Anschließend an die Referate ergab 
sich eine spannende Diskussion zu The¬ 
men wie der Situation der Arbeiter¬ 
klasse heute, den Hegemonieanspruch 
des Proletariats oder aber der Frage, 
wann Kunst „progressiv“ sei. 

Am Nachmittag fanden dann vier 
Workshops um Felder der Kulturpoli¬ 
tik statt. Es gab einen Workshop zum 
Thema „Gewerkschaft, Netzwerke 
und Kommunen“ mit der Frage, was 
man denn tun könne gegen den kultu¬ 
rellen Kahlschlag. Ein weiterer Work¬ 
shop beschäftigte sich - moderiert von 
Diether Dehrn - mit dem Thema „Das 
politische Lied heute“ und der Frage¬ 
stellung „Für wen ich singe“. Daneben 
gab es ein „Bildergespräch“ über eine 
Arbeit von Mechthild Hartung und ei¬ 
nen Workshop zum Thema „Deutsche 
Leitkultur - Deutschtümelei reloaded“. 
Im letzteren wurde der dramatische 
Aufschwung des deutschen National¬ 
bewusstseins seit 1990 und der drit¬ 
te Anlauf der deutschen Bourgeoisie, 


Deutschland zum Hegemon Europas 
zu machen, diskutiert - streng nach 
dem Zitat Volker Kauders (CDU): „In 
Europa wird jetzt deutsch gesprochen“. 
Den Abschluss dieses 4. Kulturpoli¬ 
tischen Forums der DKP bildete das 
Konzert unter dem Motto „Hannover 
hört Rot!“. 

Musikalische Highlights waren Micha¬ 
el Lenz und der Pianist Diether Dehrn, 
der DGB Chor Hannover, Peter Schen- 
zer und Dirk Wilke (vormals Rotdorn), 
sowie die Oma-Körner-Band. Angeregt 
durch Referate, Diskussionen und Mu¬ 
sik verließen die Teilnehmerinnen das 
kulturpolitische Forum. 

Es ist an uns - auch angesichts ver¬ 
stärkt anstehender Abwehrkämpfe 
für die Arbeiterklasse und ihre Par¬ 
tei - eine revolutionäre Kunst, im Sin¬ 
ne Dietmar Daths, bzw. einen „dialek¬ 
tischen Realismus“, im Sinne Diether 
Dehrns, zu fördern und immer neu zu 
erschaffen. Es ist an uns, der reaktio¬ 
nären kulturellen Hegemonie Wider¬ 
stand zu leisten und selbst voranzu¬ 
kommen im Ringen um eine kulturelle 
Hegemonie, die der großen Mehrheit 
der arbeitenden und lernenden Men¬ 
schen zugute kommt. 

Mark Hadyniak 


„Die Entscheidung, 2012 wieder ein Kulturpolitisches Forum durchzuführen, war ganz offen¬ 
sichtlich richtig. Über 80 Teilnehmerinnen und Teilnehmer, viele positive Rückmeldungen - es 
hat sich gelohnt! An erster Stelle möchten wir uns bei den Künstlerinnen und Künstlern, bei 
den Referenten und bei allen Helferinnen und Helfern bedanken. Ich glaube, die ganze Fülle 
des dargebotenen Gedankenreichtums, die Diskussionen, die bewegenden und oft mit- und 
hinreißenden künstlerischen Werke, die Bilder und Skulpturen, die Lieder und Texte, all die 
vielfältigen Eindrücke werden erst im Lauf der kommenden Tage und Wochen gewürdigt 
werden können. Hervorheben möchten wir die Atmosphäre der Freundlichkeit und Solidarität, 
zu der alle beigetragen haben. So erst wird ein wirklich produktiver Austausch möglich - ein 
.Gespräch unter Freunden’, wie das Gerd Deumlich genannt hat. Schließlich wollen und wer¬ 
den wir gemeinsam Antworten auf die Krise geben, und zwar ganz andere Antworten als die 
Herrschenden, die nicht nur Opel, sondern auch die Oper abräumen werden, wenn wir sie 
nicht hindern. Einziger Wermutstropfen aus unserer Sicht ist, dass die Partei augenblicklich 
nicht die Kraft hat, die Ausstrahlungskraft und die Möglichkeiten einer solchen Konferenz 
wirklich in vollem Umfang zu nutzen.“ Kulturkommission der DKP 



Auf dem Podium von links nach rechts: Die beiden Referenten Dietmar Dath und Diether Dehrn, 
daneben Isa Paape; am Mikrofon Gerd Deumlich 
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Unserem Genossen und 
langjährigen Vorsitzenden 

Peter Gebet 

die herzlichsten Wünsche 
zum 70. Geburtstag! 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Ebersberg 


Liebe Irma (Irmchen) Loch, 

wir gratulieren Dir ganz herzlich zu 
Deinem 90 . Geburtstag am 28 . November. 

WN-BdA 

Deine große Unterstützung und Deine Treue zu unserer WN- 
BdA hat uns immer gestärkt. 

Dir liegt besonders am Herzen, dass der Schwur von Buchen¬ 
wald: „Nie wieder Faschismus - Nie wieder Krieg“ endlich 
verwirklicht wird. Seit vielen Jahren nimmst Du zusammen 
mit Deiner Familie, soweit es Deine Gesundheit erlaubt, an 
den Jahresgedenkfeiern im April zur Selbstbefreiung der Bu¬ 
chenwälder teil. Das ist so wichtig, damit der Kampf und die 
Erfahrungen der Buchenwälder in der Erinnerung auch der 
kommenden Generationen bleiben. 

Wir wünschen Dir gute Gesundheit, damit wir Dich auch wei¬ 
terhin bei unseren Aktionen und Veranstaltungen begrüßen 
können! Denn wir wollen noch viel von Dir lernen. 

Wir danken Dir für Alles! 

Alles , alles Gute wünschen Dir Deine Kameradinnen und 
Kameraden der Kreisorganisation der WN-BdA Essen 





Achtung! Neue Termine: 

20. Fuhlsbüttler Fil 

6. & 7. Dezember 2012 

Hamburg: Grüner Saal 
U-/ S-Bf. Ohlsdorf 
Ausgang Bad 


Willi-Bredel-Gesellschaft Geschichtswerkstatt e.V. 


Einladung zur 

Bezirksdelegiertenkonferenz der DKP Saarland, 

Die Kaputtsparer stoppen! 

Umfairteilen: Reichtum, Macht, Eigentum! 

Den Kapitalismus überwinden! 

Die Bezirksdelegiertenkonferenz findet statt am Sonntag, 2. Dez. 2012, 
in Sulzbach, Kulturzentrum Salzbrunnenhaus, Straße „Auf der Schmelz“. 
Beginn 10.15 Uhr. Einlass ab 9.45 Uhr 

Vorschlag für die Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Beschlussfassung zur Einberufung der 2. Tagung der 
Bezirksdelegiertenkonferenz 

3. Konstituierung der Konferenz 

4. Referat und Berichte 

5. Diskussion 

6. Entlastung des Bezirksvorstandes 

7. Wahlen 

8. Beratung und Beschlussfassung von Anträgen und Entschließungen 

9. Schlusswort 

Antragsschluss ist Donnerstag, 22. November. Eingeladen sind die Delegier¬ 
ten und Gastdelegierten. Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 

Bezirksvorstand Saarland 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 



www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der TOSCANA-SEGGIANO 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 


Einladung 

zur Bezirksdelegiertenkonferenz 
der DKP Niedersachsen 

am 8. und 9. Dezember 2012,10.30 Uhr 
im Freizeitheim Linden, Windheimstraße 4, Hannover 

Vorgeschlagene Tagesordnung 

1. Eröffnung, Begrüßung, Konstituierung 

2. Bericht des Bezirksvorstandes 

3. Bericht der Kommissionen 

4. Diskussion 

5. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

6. Entlastung des Bezirksvorstandes 

7. Wahlen 

des Bezirksvorstandes, 

der Bezirksschiedskommission, 

der Bezirksrevisionskommission, 

der Delegierten und Ersatzdelegierten zum 20. Parteitag 

8. Bericht der Wahlkommission 

9. Antragsdiskussion/-beschlussfassung 

10. Schlusswort 

Die Wahl der Delegierten/Ersatzdelegierten der kreisfreien 
Gruppen zum Parteitag findet auf einer gesonderten Ver¬ 
sammlung am 8.12. statt. 

Vorschlag für die Tagesordnung: 

1. Begrüßung/Eröffnung/Konstituierung 

2. Wahl der Delegierten und Gastdelegierten 

Bitte Mitgliedsbücher mitbringen! 


Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 



PapyRossa Vertag I LuxemburgerStr.202 150937Köln 



Florence Herve / Melanie Stitz (Hg.}: 

Wir Frauen 2013 - Taschen katender 

Übersichtliches Kalendarium, viel Platz für eigene Eintra¬ 
gungen. praktischer Kunststoffeinband. Jede Menge Fo¬ 
tos, Gedichte und Prosa texte sowie Büchertipps, Adres¬ 
sen und Internet-Links. Das beliebte kleine Lexikon ist 
2013 den Bergsteigerinnen gewidmet. Dazu Informatives 
und Spannendes aus Geschichte, Politik und Kultur, 

flexibler Einband | 256 S. | EUR 9,95 


Gramsci-Tage 
in München 

30 . 11 ./ 1 . 12.2012 



Vom Alltagsverstand zum Widerstand - 

Krise, Alltagsverstand, Klassenbewusstsein und Hegemonie bei 

Antonio Gramsci 

mit 

Dr. Thomas Sablowski 

Mitarbeiter des Instituts für Gesellschaftsanalyse der Rosa Luxemburg 
Stiftung, Mitglied der Redaktion der Zeitschrift PR0KLA 

★ Freitag, 30. Nov., 19 Uhr, Referat und Diskussion 

EineWeltHaus, Schwanthalerstraße 80 

★ Samstag, 1. Dez., 10-16 Uhr, Seminar 

KommTreff, Holzapfelstraße 3 

Für Seminar Anmeldung erwünscht bei dkp.munich.LM@t-online.de 
Teilnahmegebühr 5,- Euro 


Einladung 

zur 20. Bezirks-Delegiertenkonferenz der DKP Ruhr-Westfalen 
am Samstag, dem 8. Dezember 2012. Beginn: 10 Uhr 
Ort: Janusz-Korczak-Gesamtschule, Hörster Straße 114, Bottrop 

Der Vorschlag zur Tagesordnung wird der schriftlichen Einladung an die 
Delegierten beigelegt. 

Bitte Mitgliedsbücher mitbringen. 

Bezirksvorstand der DKP Ruhr-Westfalen 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


DKP 


Linker Niederrhein 

„Kritik des Bedingungslosen 
Grundeinkommens“ 


Öffentl. Veranstaltung mit Dr. H.-P. Brenner, Mitglied des DKP- 
ParteiVorstands und Mitherausgeber der Marxistischen Blätter 


Florence Herve I Mareen Heying (Hg.): 
Frauen im Widerstand 1933 bis 1945 

Am Beispiel Düssaldorf belegen die Autorinnen die aktive 
Teilnahme- von Frauen am antifaschistischen Kampf. Sie 
schildern das Schicksal von 42 Düsseidorferinnen, die in 
ihrer Stadt oder aus der Emigration am Widerstand teilnah- 
men. Dabai stützen sie sich auf ein breites arehivalisches 
Quelle nmaterial. 

Großformat 1107 $ | CUR 9,90 

Victor Grossman: Rebel Girls 
34 amerikanische Frauen im Porträt 

Berichte über Frauen und die von ihnen geführten Kämpfe 
um Selbstbestimmung und Menschenrechte, Gleichbe¬ 
rechtigung und Frieden - von der Kolonialzeit bis heute. 
Neben Berühmten wie Jane Fonda, Angela Davis oder 
Billie Holliday finden sich andere, die weniger bekannt, 
aber nicht weniger faszinierend sind. 

251 S. | EUR 15,90 


Tel.: (02 21) 44 85 45 | «iaiI@papyrossa.de | www.papyrossa.de 


auf Sylt! 

Ferienwohnung für 2 
- 5 Pers. Ruhige Lage. 
Keine Haustiere. 

Pension Knutzen, Süd¬ 
hörn 14, Tinnum/Sylt, 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 



Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 
02241/973111 
comatra@web.de 



Dienstag, 27. November 2012,19:30 Uhr 
Arbeitslosenzentrum Westwall 32/34, Krefeld 


Wnötljuf .$eiitte§ 


* * * Superior 


1831» 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9750-0 
Fax.: D2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hauspraspekt 
anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Esser, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Uft, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
rauchern mm er und Kamin, Kinderspielraum, Salalbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P. • VP. 22,- €p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de * www.gasthof-tieimes.de 



Entschleunigung: 


Ruhe & Natur satt im Müritz-National¬ 
park. 2 FeWoje 2 3 Pers. pinzjiihri^ in 
K rai/c b u rp;-C ranz in. Havel & HavcUccn, 
Boot & Rad. Info: vrww.trinogga.de oder 
03 31/870796 (AB) 


Toskana, nah am Meer 

biflhsf.de .flim 


Ükohof \m Olivenhain, 
weiter Blick, Stillet 
große helle ZimneL 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen: 
Kindmpa-adics, 



NEUERSCHEINUNG 


Rebellious Folk Music Irom Ireland 


Die Parole des Rotfontkämperbundes "Wir 
bluten rot Wir siegen rot. Für uns. Für 
eudi. Für alle." ist die Richtung, die auch 
für die Lieder von Pol MacAdaim gilt. Das 
Titellied zu dem am 21. September 2011 
unschuldig liingerichteten Troy Davis geht 


BEI JUMP UP 

tief unter die Haut. Die revolutionären «§ 
Lieder seiner irischen Heimat fehlen auch | 
auf seiner neuen CD nicht. Seine £ 

Gedanken gehen ebenfalls zu den in ihrer + 
Existenz bedrängten Menschen in = 

Palästina. Es ist ein besonderes^ intensives □ 
Folk-Album geworden. 


Bestellungen über Jump Up, Postfach 11 04 47, 28207 Bremen, 
Tel.: 04 21 / 4 98 85 85 / E-Mail: info@jumpup.de / www.jump-up.de 
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Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 
von den Schienen zu räumen. 


UZ-Redaktion 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 

Rückfragen: 0201/225447 


Friedensverhandlungen sofort! 

Betr.: Eskalation im Nahen Osten 

Der Gazastreifen ist seit Jahren von 
der Welt abgeschnitten. Lebensmittel, 
Wasser, Elektrizität, Medikamente - al¬ 
les hängt vom guten Willen Israels ab, 
ob diese lebenswichtigen Dinge durch¬ 
kommen oder nicht. Der aktuelle Krieg 
ist in der Tat nicht wegen ein paar Ra¬ 
keten ausgebrochen, sondern wegen 
der Blockadehaltung Israels. 

Die Welt braucht endlich eine Zwei- 
Staaten-Regelung und sofortige Frie¬ 
densverhandlungen. Vergessen ist auch 
nicht der dubiose Tod von PLO-Präsi- 
dent Arafat. 

Falk Moldenhauer ; Bochum 

Frau Merkel und die 
Menschenrechte 

Betr.: Eskalation im Nahen Osten 

Wie simpel, klar und einfach es doch ist 
immer die richtige Politik zu machen, 
gut und böse, schwarz und weiß, Recht 
und Unrecht, Demokratie und Dikta¬ 
tur, nichts scheint einfacher als dieses 
eindeutig zu beurteilen. Für die mili¬ 
tärische Eskalation in Nahost macht 
die Kanzlerin kurzerhand die Hamas 
verantwortlich, wie sie mitteilen ließ. 
Das war bei kriegerischen Konflikten 
der Vergangenheit nicht anders. Wer 
vermag eigentlich wirklich heute nach 
vielen Jahrzehnten des Konfliktherdes 
Nahost, wie er von den Kolonialmäch¬ 
ten hinterlassen wurde, über Schuld 
und Unschuld, Recht oder Unrecht zu 


richten? Wie kann so klar und eindeu¬ 
tig der Hamas und den Palästinensern 
die Schuld gegeben werden, ohne auch 
nur einmal nach den Lebensbedingun¬ 
gen der Menschen im Gazastreifen zu 
fragen, ohne den provokanten Sied¬ 
lungsbau zu bedenken oder viele Re¬ 
solutionen der UNO, die nicht nur eine 
Schuld kennen. 

Wie kann es sein, dass deutsche Politik, 
die scheinbar unentwegt in aller Welt 
auf der Spur nach Menschenrechts¬ 
verletzungen ist und diese zur Ankla¬ 
ge bringt, die Menschenrechte an ganz 
bestimmten Orten dieser Welt, bei be¬ 
stimmten Regierungen und Staaten 
dieser Welt, so ganz und gar nicht zu 
sehen vermag? (...) 

Roland Winkler ; Aue 

Briefmarke wurde nicht 
zurückgezogen 

Betr.: „Rosa L. in Kunst, Karikatur 
und Plakat“, UZ vom 16.11.2012, S. 11 

Dass ihr dank Hilmar Franz, mit dem 
ich befreundet bin, so schnell auf die 
Kunstausstellung über Rosa Luxem¬ 
burg in der junge Welt- Galerie reagiert 
habt, hat mich sehr gefreut. Aber ihm 
ist ein Fehler passiert, zu dem ich et¬ 
was sagen muss. Es handelt sich um die 
Posse über die Rosa-Luxemburg-Brief- 
marke, die 1974 vom Bundespostminis¬ 
terium in einer Auflage von 30 Millio¬ 
nen Stück herausgegeben wurde und 
keineswegs zurückgezogen wurde. 
Schon 1973 mit der Bekanntgabe des 


Vorhabens und nach der Herausga¬ 
be 1974 gab es einen dämlichen Chor 
antikommunistischer Proteste in der 
Presse und Beschwerden an das Bun¬ 
despostministerium übelster Art ge¬ 
gen und wegen Rosa Luxemburg. Das 
gipfelte in Forderungen, die Marke zu 
liquidieren oder Postsendungen nicht 
anzunehmen, wenn sie mit der Rosa- 
Marke frankiert sind. Immerhin kon¬ 
terte damals ein Mann wie Iring Fet- 
scher: „... mir scheint, dass die Leute 
Rosa Luxemburg mit Gewalt mit dem 
Aufruf zur Gewalttätigkeit identifizie¬ 
ren. Merkwürdigerweise aber ist sie 
ein Opfer von Gewalt.“ Dies alles hat 
Frederik Hetmann (d.i. Hans Christi¬ 
an Kirsch) wie in einem Vorwort, das 
er „Erfahrungen mit einer Briefmar¬ 
ke“ nannte, seiner Biographie „Rosa 
L.“ vorangestellt, die seit 1976 in zwei 
Verlagen in hohen Auflagen erschien, 
dokumentiert. Und er resümierte 1976 
über diese Farce: Wer war diese Frau, 
die heute noch so viele schmähen, ver¬ 
achten, hassen ... (und) am liebsten 
gleich noch einmal totschlagen möch¬ 
ten?“ Eine Sache, die Arnold Schölzel 
bei der Ausstellungseröffnung sagte, 
fand ich besonders bemerkenswert: 
Einige ganz schlaue Linke halten Le¬ 
ben, Werk, Komplexität und Visionen 
von Rosa Luxemburg in der bildenden 
Kunst für nicht darstellbar. Die Aus¬ 
stellung beweist das Gegenteil. Das soll 
es eigentlich gewesen sein. (...) 

Hans Hübner ; Berlin 


Redaktionelle Anmerkung: Der verant¬ 
wortliche Sekretär für die Vier-Par teien- 
Zusammenarbeit, Volker Metzroth, hat 
uns darauf aufmerksam gemacht, dass 
die Darstellung im Artikel von C.Y. 
über sein Referat in der Internationalen 
Kommission des DKP-PV (UZ vom 
26.10.2012, S., 6) völlig korrekt ist. (sie¬ 
he Anmerkung vor einer Woche zum 
Leserbrief von Heinz-W. Hammer) 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Auf zur LL-Demo nach Berlin 
DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
fahren am 11./12. Januar 2013 wieder nach Berlin 

Nachtbus(se): Freitagnacht, 23.55 Uhr, ab KL-Schule, Leverkusen 
Tagbus: je nach Anmeldung 

Preise: 

Nur-Fahrt (Hin- und Rück) 30,00 Euro 

Nur-Übernachtung gibt es nicht! 

Fahrt und Übernachtung im 
Einzelzimmer 73,00 Euro 

Doppelzimmer 57,00 Euro 

Mehrbettzimmer 52,00 Euro 

Bitte möglichst früh melden bei: 

Anne Frohnweiler, anne.frohnweiler@web.de 


DKP Ruhr-Westfalen 
LLL-Treffen und Demo in Berlin 
12. und 13. Januar 2013 
Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Hotelübernachtung sind vorbereitet! 

Kosten pro Person: 60 Euro 
Vorläufige Abfahrtspunkte für den Bus: 

Samstag, den 12.1. um 6 Uhr Dinslaken Bahnhof, 6.30 Uhr 
in Duisburg, 7 Uhr in Essen, 8 Uhr in Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 
Tel. 0201-22 51 47 - Fax 0201-269 80 38 


Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vier Wochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
Abonnement verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
wenn es nicht bis sechs Wochen vor Beendigung 
des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird. 


Name/Vorname 


Straße/Nr. 


PLZ/Ort 


Telefon 


E-Mail 


Datum/Unterschrift 


Abonnementpreise im 
Rechnungsversand Bitte ankreuzen! 


Normalabonnement 


□ jährlich 

126,—Euro 

□ halbjährlich 

64,— Euro 

Förderabonnement 


□ jährlich 

160,— Euro 

Ermäßigtes Abonnement 


□ jährlich 

72 — Euro 

□ halbjährlich 

37—Euro 

Abonnementpreise mit 


Einzugsermächtigung 


Ermäßigtes Abonnement 


□ jährlich 

66,— Euro 

□ halbjährlich 

33,50 Euro 

□ vierteljährlich 

17— Euro 

□ monatlich 

6,— Euro 

Normalabonnement 


□ jährlich 

120,—Euro 

□ halbjährlich 

61,— Euro 

□ vierteljährlich 

32,— Euro 

□ monatlich 

11 —Euro 

Förderabonnement 


□ jährlich 

160,— Euro 

□ halbjährlich 

80,— Euro 

□ vierteljährlich 

40,— Euro 

□ monatlich 

14,— Euro 

□ Lieferung im Umschlag 


20,- Euro pro Jahr zusätzlich 


Ich ermächtige den CommPress-Verlag 
hiermit, den Betrag von meinem Konto 
abzubuchen. 


Kontoinhaber/in 


Geldinstitut 


Bankleitzahl 


Kontonummer 


Datum/Unterschrift 

Ja, ich bin damit einverstanden, dass Sie mich zwecks einer 
Leserbefragung zur Qualität der Zeitung,der Zustellung und 
der Fortführung desÄbonnements kontaktieren. Der Verlag 
garantiert,dass die Daten ausschließlich zur Kundenbetreu¬ 
ung genutzt werden. Das Einverständnis kann ich jederzeit 
widerrufen (per E-Mail: vertrieb@unsere-zeit.de oder per 
Post: CommPress Verlag GmbH, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen). Dies bestätige ich mit meiner Unterschrift. 

Coupon einsenden an: 
CommPress Verlag 
Hoffnungstraße 18 - 45127 Essen 
oder faxen an 0201/2 486484 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 23. NOV 


Kiel: „Griechenland im Herbst 2012 - 
und welche Alternativen gibt es 
zum Spardiktat der Troika?“ Veran¬ 
staltung der DKP Kiel mit Wolfgang 
Pomrehn, Redakteur der LinX (Sozi¬ 
alistische Zeitung für Kiel). Club M, 
Stadtfeldkamp 22,19.00 Uhr. 

München: „40 Jahre Berufsverbo¬ 
te- und heute?“ Diskussionsveran¬ 
staltung von ver.di mit den ehemals 
vom Berufsverbot betroffenen 
Michael Csaskoczy, Ingelore Priesing, 
Ingrid Pfreimer, Hans-Georg Frieser 
und Rechtsanwalt Tersteegen. 
DGB-Haus, Schwanthalerstraße 64, 
18.00 Uhr. 


Essen: Eröffnung der „Ernst-Thäl- 
mann-Ausstellung“ zum Abriss 
der Gedenkstätte in Ziegenhals. 
Veranstalter: DDR-Kabinett, Bochum. 
Hoffnungstraße 18,19.30 Uhr. 


Dortmund: „Aufmerksamkeit, 
Verständnis und Miteinander statt 
Verfolgung“, politisch-kultureller 
Abend des Bündnis „Dortmund 
gegen Rechts“ für und mit Roma 
und Sinti. Wiehern, Stollenstraße 36, 
18.00 Uhr. 


SA ★ 24. NOV 


Essen: „Alois Stoff. Ein Leben für den 
Frieden.“ Videopräsentation der 
DFG-VK zur„Ohne Mich“-Bewegung 
gegen die Militarisierung in den 
50er Jahren. Cafe der ev. Kirchenge¬ 
meinde, Hövelstraße 73,16.00 Uhr. 

München: Flohmarkt der DKP Mün¬ 
chen. Der Erlös wird nach Kuba zur 
Beseitigung der Wirbelsturmschä- 
den gespendet. KommTreff, Holzap¬ 
felstraße 3,9.00 bis 16.00 Uhr. 


MO ★ 26. NOV 


Darmstadt: Mitgliederversammlung 
der Gruppe Darmstadt - Bergstraße 
zur Arbeitsplanung 2013. LinksTreff 
Georg Fröba, Landgraf-Philipps- 
Anlage 32,19.30 Uhr. 


Dl ★ 27. NOV 


Krefeld: Veranstaltung der DKP 
Linker Niederrhein mit Hans-Peter 
Brenner zum „Bedingungslosen 
Grundeinkommen“. Arbeitslo¬ 
senzentrum (ALZ), Westwall 
32-34,19.30 Uhr. 


Ml ★ 28. NOV 


Grafing: „Die DKP vor ihrem XX. 
Parteitag“, Öffentliche Mitglieder¬ 
versammlung der DKP Ebersberg 


mit Walter Listl, Bezirksvorsitzender 
der DKP Südbayern. Auf der Ver¬ 
anstaltung wird es eine Spenden¬ 
sammlung zu Gunsten Kubas geben. 
Stichwort Hurrican-Hilfe.Taverne 
Odysseus in Grafing bei München, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 29. NOV 


Krefeld: Mitgliederversammlung der 
DKP-Linker Niederrhein zurVorberei- 
tung der BDK und des Parteitages. 
Brauereiausschank Wienges, Neu- 
sser Straße 55,19.30 Uhr. 


FR ★ 30. NOV 


München: „Vom Alltagsverstand 
zum Widerstand - Krise, Alltags¬ 
verstand, Klassenbewusstsein und 
Hegemonie bei Antonio Gramsci“ 
mit Dr.Thomas Sablowski. Referat 
und Diskussion im Rahmen der 
„Gramsci-Tage“. EineWeltHaus, 
Raum 211, Schwanthalerstraße 80, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 1. DEZ 


München: Seminar im Rahmen der 
„Gramsci-Tage“ mit Dr.Thomas 
Sablowski. Veranstalter: Marxismus 
im Dialog. KommTreff, Holzapfel¬ 
straße 3,10.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

Teterow: Landesmitgliederver¬ 
sammlung der DKP Mecklenburg- 
Vorpommern. Bismarckstuben/ 
Kulturhaus, N.-Stensen-Straße 1, 
10.00 Uhr. 


SO ★ 2. DEZ 


Duisburg: Konzert zum 100 . Ge¬ 
burtstag von Ruhi Su mit Gani 
Cansever, Bremen Dostluk Korusu 
(Freundschaftschor Bremen),Tanar 
Catalpinar, Mustafa Yesilyurt. Alte 
Feuerwache Duisburg, Friedensstra¬ 
ße 5 , 15.00 Uhr. Eintritt: 10 Euro. 


SA ★ 8 . DEZ 


Beutelsbach: 500 Jahre „Armer 
Konrad“, ein Vorläufer des Bauern¬ 
krieges. Besichtigung mit Führung 
durch das Bauernkriegsmuseum 
Beutelsbach. Veranstalter DKP 
Rems-Murr. Altes Rathaus, Stiftstra¬ 
ße 11 , 15.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 



... des Hamas-Führers Ahmed Jabari sind abscheuerregend genug. 

Indem die israelische Militärführung das Internet für eine neuartige 
Propaganda des Mordes nutzt, wird die Grenzlinie zwischen virtueller 
und realer Gewalt weiter verwischt. Die Folgen sind in der Verrohung 
der sozialen Beziehungen auf allen Ebenen weltweit zu spüren. 

Die Tötung war aber vielleicht noch mehr. Zum einen wird spekuliert, 
dass Jabari bisher der Gewährsmann Israels für die Ruhe an der Ghaza- 
Front gewesen sei, zum anderen sei er mit dem Angebot eines Waffen¬ 
stillstandes zu den Israelis unterwegs gewesen. Im ersteren Fall hätte Tel 
Aviv seinem bisherigen „Verbündeten“ das ultimative Abschlusszeugnis 
erteilt:„Retired by Exekution.“ Im anderen Fall hätte man einen Waffen¬ 
stillstand verhindern wollen - um jeden Preis. Im Zweifelsfall stimmt 
beides. 


Meine progressive Woche 

Vom io. bis 16. November 


Montag 

Wasser predigen - Wein saufen, Anno 
2012. Das über die Jahrtausende beson¬ 
ders in herrschenden Kreisen beliebte 
Gesellschaftsspiel mit dem vorgenannten 
Titel stellt sich heute in seiner neuesten 
Variante vor. 

Im Auftrag des Wirtschaftsmagazins „ Ca¬ 
pital“ befragte das Meinungsforschungs¬ 
institut Allensbach über 500 „Führungs¬ 
kräfte“ darunter 75 Vorstände aus Kon¬ 
zernen mit mehr als 20 000 Mitarbeitern, 
18 Ministerpräsidenten und Minister so¬ 
wie 25 Leiter von Bundesbehörden. Die 
Herren und wenigen Damen träumen von 
der „Rente mit 64“ - für sich persönlich 
versteht sich. Jeder zwölfte Chef wünscht 
sich, noch vor dem 60. Geburtstag in Ren¬ 
te zu gehen (wobei wohl eher Pensionen 
gemeint sind). Für den Rest der Mensch¬ 
heit sind die Arbeit,,geber“verbände be¬ 
kanntlich strikt für die Rente ab 67 (vor¬ 
läufig). 

Man muss die Herr- und wenigen Da- 
menschaften für ihren Eifer trotzdem 
loben. Clevere Führungskräfte haben 
bekanntlich nach nur wenigen Dienst¬ 
jahren ihre Schäfchen im Trockenen, das 
Wort Arbeitsjahre sparen wir uns. Für so 
schmutzige Tätigkeiten hat man schließ¬ 
lich Referenten, Sekretärinnen, operative 
Mitarbeiter usw. Von den Produktionsar¬ 
beiterinnen haben wir da noch nicht ge¬ 
redet. Die saufen Wasser, schaffen bis 67 
und das Geld bei. Dass das gottgewollt 
ist, haben bekanntlich schon die Sekretä¬ 
re des Herrn - Markus, Matthäus, Lukas 
und Johannes - in die Bibel geschrieben. 

Dienstag 

40 000 Menschen brauchen nach dem 
Hurrikan „Sandy“ allein in New York 
eine neue Wohnung und vorübergehend 
eine Notunterkunft. An letzterem scheint 
es zu hapern - zum Beispiel in Rockaway 
Beach, einem beliebten Ausflugsziel an 
der Atlantikküste im New Yorker Stadt¬ 
teil Queens. 

Zwei Wochen nach dem Sturm sieht es 
dort und anderwärts immer noch aus wie 


am ersten Tag oder schlimmer. Schutt und 
Müll liegen auf den Straßen, die Häuser 
sind unbewohnbar, ein Geruch von Mo¬ 
der und Verwesung hängt in der Luft. Es 
gibt keinen Strom und keine Heizung. 
Empörend finden die Bewohnerinnen, 
dass sich weder das Rote Kreuz, noch 
Stadtverwaltung oder Katastrophenhil¬ 
fe haben blicken lassen. Das Rote Kreuz 
dagegen ist stolz auf seine Leistungen. 
Allein 4,8 Millionen Mahlzeiten an Hil¬ 
febedürftige habe man verteilt. Fragt sich 
nur, wo? 

Auch unter dem gerade wieder gewähl¬ 
ten Demokraten Obama scheint die US- 
Administration mit Teilen von New York 
zu verfahren wie einst mit New Orleans 
unter dem republikanischen US-Präsi- 
denten Bush - absaufen lassen und ver¬ 
gessen. 

★ 

Die NPD ist dreist und gewalttätig, 
manchmal raffiniert. Als kaum getarnte 
Nachfolge-Organisation der NSDAP ist 
sie außerdem eine Verbrecherorganisati¬ 
on und eigentlich ohne weitere Prüfung 
zu verbieten. Dass sie heute mit dem An¬ 
trag ihre Verfassungstreue zu prüfen, so 
etwas wie einen Propaganda-Coup landet, 
dafür sind andere verantwortlich. Näm¬ 
lich all diejenigen, die das NPD-Verbot 
seit Jahren verschleppen. 

★ 

In der Bundestagslobby gehen die Ver¬ 
treter des großen Geldes ein und aus - 
genauso wie die Leiharbeiterinnen. Als 
Schreibkräfte verdienen diese so wenig, 
dass sie teilweise auf Hartz-TV-Niveau 
aufstocken müssen. Der Bundestag ist 
eben die Vertretung des ganzen Volkes. 

Mittwoch 

Der heute erscheinende „Bus-Report 
2012“hinterlässt ein mulmiges Gefühl. An 
jedem zweiten Fahrzeug hat der Techni¬ 
sche Überwachungsverein (TÜV) Mängel 
festgestellt. TÜV-Präside Klaus Brügge¬ 
mann warnt vor „Panik“ Busse seien sta¬ 
tistisch gesehen eines der sichersten Ver¬ 


kehrsmittel überhaupt. Es folgt das schla¬ 
gende Argument, immerhin die Hälfte der 
geprüften Busse waren ohne Mängel. Die¬ 
ses Glas zumindest ist halbvoll. 

Der sonst so auskunftsfreudige Verkehrs¬ 
minister Ramsauer schweigt. Ihm dürfte 
klar sein, dass die Freigabe des Busfern¬ 
verkehrs und der immer stärker werdende 
Verkehr die Unfallstatistik deutlich nach 
oben treiben werden. Busunglücke mit 
toten Schulkindern könnten zunehmen. 
Der Trend ist bereits da. Da hält selbst ein 
Ramsauer vorsichtshalber die Goschen. 
Den Kindern hilft das nicht, aber ihm 
selbst. 

Adi Reiher 


Der rote Kanal 


Der Zölibat, A 2011 

Die Geschichte des Zölibats ist eine 
Geschichte von Macht, Geld und Po¬ 
litik. 

So., 25.11., 22.20-23.15 Uhr, arte 

KZ-Geschäfte. Buchenwald 
und die Außenlager, D 2012 

Buchenwald war das größte KZ im 
deutschen Reich: ein Netzwerk der 
Zwangsarbeit. Die deutsche Indus¬ 
trie, nicht nur die Rüstungsindustrie, 
mietete bei der SS billige Arbeits¬ 
kräfte zu menschenunwürdigen Be¬ 
dingungen. Viele bekannte Unter¬ 
nehmen gehörten dazu. 

So., 25.11., 23.45-0.35 Uhr, mdr 

Armut - globale 
Herausforderung 

Allzu aktueller Themenabend. 

Di., 27.11., 20.15-23.10 Uhr, arte 

Auf die Nacht folgt 
der Tag, D/Tsch 2011 

Dokumentation über das Schicksal 
dreier Frauen nach der Zwangsar¬ 
beit, zu der die Faschisten sie zwan¬ 
gen. 

Di., 27.11., 23.00-0.30 Uhr, rbb 


Operation Uranus im November 1942 

Die Wende im Zweiten Weltkrieg - Die Rote Armee reißt die Initiative an sich 


Am 19. November 1942 trat die Rote 
Armee nördlich von Stalingrad mit 
der Donfront unter Generalleutnant 
Konstantin Rokossowski und der Süd¬ 
westfront unter Generaloberst Nikolai 
Watutin zur Gegenoffensive an. Süd¬ 
lich von Stalingrad eröffnete die Sta- 
lingrader Front am 20. November un¬ 
ter Generaloberst Andrei Jeremenko 
die Offensive. Am 23. November trafen 
sich die beiden Stoßkeile der Stalingra- 
der und der Südwestfront im Raume 
Kalatsch-Sowjetski. Die deutsche 6. 
Armee unter Generaloberst Friedrich 
Paulus und große Teile der 4. Armee, 
insgesamt über 300 000 Mann, waren 
in und um Stalingrad eingeschlossen. 
Im Ergebnis der Einschließung ging 
die strategische Initiative endgültig von 
der Wehrmacht auf die Alliierten über. 
Für die Operation Uranus, wie die in¬ 
terne sowjetische Bezeichnung hieß, 


stellte das Hauptquartier der Roten 
Armee bedeutende personelle und ma¬ 
terielle Reserven zur Verfügung. Auf 
Seiten der Wehrmacht hatte niemand 
mitbekommen, dass die Sowjetunion 
diese gebildet hatte. Nach den großen 
Vernichtungsschlachten in der An¬ 
fangsphase des Krieges war die Wehr¬ 
machtsführung - trotz ihrer Niederla¬ 
ge vor Moskau im Winter 1941 - davon 
ausgegangen, dass die UdSSR nicht in 
der Lage sei, Offensivoperationen grö¬ 
ßeren Ausmaßes durchzuführen. Diese 
Meinung wurde auch von der Aufklä- 
rungs-Abteilung „Fremde Heere Ost“ 
vertreten. 

Diese Haltung bestimmte die Angriffs¬ 
planung der Wehrmacht für 1942. Nie¬ 
mand aus der engeren Militärführung 
äußerte ernsthafte Zweifel am „Fall 
Blau“, dem Feldzugsplan für 1942. Die 
Erdölfelder von Baku sollten besetzt, 


dabei der Kaukasus überschritten, au¬ 
ßerdem die Wolga erreicht und damit 
der Haupttransportweg zwischen der 
Nord- und Südsowjetunion durchtrennt 
werden. Faschistische Staatsführung 
und Konzerne versprachen sich davon 
den Gewinn bedeutender materieller 
Ressourcen und den Zusammenbruch 
der sowjetischen Wirtschaft und damit 
des Staates. Die Forcierung der Wolga 
fiel der 6. Armee zu. Die anschließen¬ 
den großen Erfolge des Sommerfeld¬ 
zuges schienen der Einschätzung der 
Wehrmachtsführung Recht zu geben. 
Im Sommer und Herbst 1942 musste 
die Rote Armee im Südabschnitt der 
deutsch-sowjetischen Front immer 
weiter zurückgehen. Sie befand sich in 
einer bedrohlichen Lage. Deutschen 
Truppen gelang es, tief in den Kaukasus 
einzudringen, die 6. Armee stieß auf die 
Wolga zu, die sie schließlich bei Stalin¬ 
grad erreichte. Anfang November war 
der Hauptteil der Stadt in deutscher 
Hand. Nur auf zwei kleinen Brücken¬ 
köpfen hielten sich Truppen der 62. 
und der 64. sowjetischen Armeen. Der 
deutsche endgültige Erfolg schien so 
sicher, dass Hitler scheinbar zu Recht 
im November verkündete, man habe 
Stalingrad - bis auf einige kleine Wi¬ 
derstandsnester. Diese Überzeugung 
wurde von der gesamten faschistischen 
Staats- und Militärführung geteilt und 
war keineswegs Ausdruck allein Hitler¬ 
scher Überheblichkeit. 

Bei näherem Hinsehen hätte die deut¬ 
sche Seite jedoch erkennen können, 
wie sehr dieser Optimismus trog. Im 
Zuge des Vormarsches über hunderte 
von Kilometern hatten sich die Trup¬ 
penspitzen von der Versorgungsbasis 
weit entfernt. Gleichzeitig waren ihre 
Flanken nur dünn - mit wenigen und 
schlecht ausgerüsteten Truppen vor al¬ 
lem der rumänischen Verbündeten - 
besetzt. Diese Lage hatten die sow¬ 
jetischen Generäle Shukow, der stell¬ 


vertretende Oberbefehlshaber, und 
Wassiljewski, der Generalstabschef, 
bereits im September erkannt. Sie ent¬ 
wickelten die Grundkonzeption für die 
Operation Uranus. Das Hauptquartier 
der Roten Armee konnte für die Um¬ 
setzung dieser Operation auf Reser¬ 
ven zurückgreifen, die 
im Laufe der vergan¬ 
genen Monate gebildet 
worden waren. Klug 
und nervenstark hat¬ 
te das Hauptquartier 
der Versuchung wider¬ 
standen sie angesichts 
der teils verzweifelten 
Lage an der Südfront 
einzusetzen. 

So konnten für die 
Operation Uranus 
etwa eine Mio. Solda¬ 
ten, 900 Panzer, 13 000 
Geschütze und Gra¬ 
natwerfer und 1400 
Flugzeuge eingesetzt 
werden. Nur eine sol¬ 
che Massierung von 
Kräften sicherte den 
angestrebten strategi¬ 
schen Erfolg, der zu¬ 
nächst in der Einschlie¬ 
ßung der 6. Armee be¬ 
stand. Der Wehrmacht 
durfte keine Zeit gege¬ 
ben werden, Truppen 
von anderen Schau¬ 
plätzen abzuziehen, 
um die Einkesselung 
zu verhindern. Als sich 
der Ring der Sowjet¬ 
armeen am 22./23. No¬ 
vember geschlossen 
hatte, war dieses Ziel 
erreicht. 

Die große militärische und staatliche 
Leistung der Sowjetunion und ihrer 
Führung bestand darin, dass man es 
verstanden hatte, angesichts der ver¬ 


zweifelten Lage von 1941 standzuhal¬ 
ten, die Bildung von personellen und 
materiellen Reserven zu planen, tat¬ 
sächlich zu betreiben und geheim zu 
halten. Zuletzt ist die Fähigkeit zu nen¬ 
nen, Einkesselungsoperationen erfolg¬ 
reich durchzuführen, was vor Moskau 
1941 noch miss¬ 
lungen war, und 
die Zusammenzie¬ 
hung einer derarti¬ 
gen Truppenmasse 
in unmittelbarer 
Nähe des Gegners 
vor diesem zu ver¬ 
bergen. Die Rote 
Armee wies erst¬ 
malig in großem 
Maßstab nach, dass 
sie in der Lage sein 
werde, der deut¬ 
schen Kriegskunst 
nicht nur standzu¬ 
halten, sondern die 
deutsche Militär¬ 
maschine offensiv 
zu zerschlagen. 
Der erste Schritt 
zu dieser auch psy¬ 
chologisch an allen 
Fronten und bei 
allen Kämpfern 
des Zweiten Welt¬ 
krieges wirksamen 
Überzeugung war 
die Einkesselung 
der 6. Armee in der 
nur 3-4 Tage dau¬ 
ernden Operation 
Uranus. Danach 
hatte die faschisti¬ 
sche Militärmaschi¬ 
ne keine realisti¬ 
sche Chance mehr den Krieg zu gewin¬ 
nen, wie sie vorher durchaus bestanden 
hatte. In der Abwendung dieser Gefahr 
besteht die historische Bedeutung der 
Operation Uranus. Adi Reiher 


4b» * 



Operation Uranus - Die Rote Armee stößt mit Panzern und Infanterie vor 



Häuserkampf in Stalingrad. 

Fotos aus: Shukow, Erinnerungen 
und Gedanken, Berlin 1970 




















